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A .  Z i e l s e t z u n g

Im Landesglücksspielgesetz werden die zur Ausführung des Ersten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrages (Erster GlüÄndStV) erforderlichen landesrecht -
lichen Regelungen getroffen. Vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, den ge-
samten Glücksspielbereich kohärent zu regeln, werden die Vorschriften des Spiel-
bankengesetzes ebenso in das Gesetz aufgenommen wie die landesgesetzlichen
Regelungen zum Rennwett- und Lotteriegesetz und zu den Spielhallen, da die im
Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag aufgestellten allgemeinen Vorausset-
zungen weitgehend auch für diese Glücksspielarten gelten. Damit wird auch ein
Beitrag zur Entbürokratisierung geleistet.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Neben allgemeinen Regeln zum Verfahren und zu den Voraussetzungen, unter
denen eine glücksspielrechtliche Erlaubnis erteilt werden darf, werden spezielle
Regelungen für die einzelnen Glücksspielarten getroffen. Als wesentliche Neue-
rungen gegenüber der bisherigen Rechtslage sind anzuführen:

I. Es werden Voraussetzungen für die Zulassung von Wettvermittlungsstellen,
die von Privaten betrieben werden, aufgestellt. Es sollen maximal 600 Wett-
vermittlungsstellen im Land betrieben werden dürfen. Sollte die Staatliche To-
to-Lotto GmbH Baden-Württemberg oder eine Gesellschaft, an der sie beteiligt
ist, eine Sportwettenkonzession erhalten, besteht die Möglichkeit, das Sport-
wettangebot auch wie bisher in den Annahmestellen zu vertreiben.

II. Die Regelungen des Spielbankengesetzes werden in das Landesglücksspielge-
setz überführt. 
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III. Durch eine Verlängerung der Erlaubnisse für die Spielbanken Baden-Baden
und Konstanz um zwei Jahre und fünf Monate wird ermöglicht, dass
zukünftig eine Gesamtkonzession für alle Spielbanken in Baden-Württem-
berg vergeben werden kann und damit alle Spielbanken von einem Betreiber
übernommen werden können. Mit der Gesamtkonzession werden ordnungs-
rechtlich erforderliche Effekte erzielt, die diese Zentralvergabe rechtferti-
gen. Das Vergabeverfahren wird dadurch effizienter, transparenter und kos -
tengünstiger sowohl für die Bewerber als auch für das Land. 

IV. Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Spielablaufs, um Manipulationen
durch Spielerinnen und Spieler zu verhindern, zur Verhinderung, Auf-
deckung und Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von er-
heblicher Bedeutung, zur Gefahrenabwehr und Finanz- und Abgabenkon-
trolle wird eine Rechtsgrundlage für die Videoüberwachung in Spielbanken
aufgenommen.

V. Mit Wirkung ab 6. Mai 2006 wurde die Umsatzsteuerbefreiung für Spielban-
kenumsätze durch den Bundesgesetzgeber aufgehoben. Ab diesem Zeitpunkt
unterliegen die Glücksspielumsätze der zugelassenen öffentlichen Spielban-
ken der Umsatzsteuer. Da jedoch die von Spielbanken getätigten Glücksspiel-
umsätze einer Spielbankabgabe unterliegen, führt die Erhebung von Umsatz-
steuer neben der Spielbankabgabe insoweit zu einer systemwidrigen Doppel-
besteuerung. Zur Beseitigung dieser Doppelbelastung wird festgelegt, dass
sich die tarifliche Spielbankabgabe um die nach dem Umsatzsteuergesetz ge-
schuldete und tatsächlich entrichtete Umsatzsteuer aufgrund von Umsätzen,
die durch den Betrieb der Spielbank bedingt sind, ermäßigt.

VI. Die geltenden Abgabenregelungen des Spielbankengesetzes werden den an-
haltend schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen der baden-württembergi-
schen Spielbanken nicht mehr gerecht und werden daher modifiziert. Hierzu
werden die fixen Abgabensätze bei der Spielbankabgabe und bei den weiteren
Leistungen vermindert. Damit und durch die Einführung einer zusätzlichen
weiteren Leistung in Form einer Gewinnabgabe, die sich im Wesentlichen am
handelsrechtlichen Jahresergebnis der betreffenden Spielbank orientiert, wird
eine Ausrichtung der Abgabenhöhe an der jeweiligen wirtschaftlichen Leis -
tungsfähigkeit der die Erlaubnis innehabenden Person möglich.

VII. Die bestehende Regelung zur spielbankabgabenrechtlichen Behandlung
falscher Spielmarken, falscher Geldscheine und falscher Münzen, Spielmar-
ken anderer Spielbanken sowie Münzen und Geldscheine anderer Währun-
gen bedarf der Modifizierung. Durch eine Anpassung des bisherigen § 7 des
Spielbankengesetzes (zukünftig § 33) wird erreicht, dass falsche Spielmar-
ken und Ähnliches wie in den meisten anderen Bundesländern in den Brut-
to-Spielertrag einbezogen werden. 

VIII. Da Pferdewetten auch als Sportwetten einzuordnen sind, werden für diese
die Regelungen für Sportwetten aufgegriffen, wobei den besonderen Gege-
benheiten des Pferdewettsports und dem bundesrechtlichen Rahmen des
Rennwett- und Lotteriegesetzes sowie den bundesrechtlichen Ausführungs-
vorschriften Rechnung getragen wird.

IX. Alle Anbieter von Glücksspielen einschließlich der Spielhallenbetreiber
müssen künftig ein Sozialkonzept vorlegen. Zur Durchsetzung des Verbots
der Mehrfachkonzessionen bei Spielhallen wird ein Mindestabstand von
500 m, gemessen von Tür zu Tür, sowie ein Mindestabstand von 500 m zu
be stehenden Einrichtungen für den Aufenthalt von Kindern und Jugend lichen
festgesetzt. Spielhallen werden (mit Inkrafttreten des zentralen Sperrsys tems)
in das Spielersperrsystem einbezogen. Ferner werden Anforderungen an die
Werbung und die Ausgestaltung festgeschrieben sowie eine Mindestsperr-
zeit vorgeschrieben.
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C .  A l t e r n a t i v e n

Die Regelungen für Spielbanken, Spielhallen und Pferdewetten könnten alternativ
in Einzelgesetzen neben einem Ausführungsgesetz zum Ersten Glücksspielände-
rungsstaatsvertrag getroffen werden. Unter dem Gesichtspunkt des Bürokratieab-
baus wäre dies kontraproduktiv, zumal in diesen Gesetzen Bestimmungen aus dem
allgemeinen Teil des Landesglücksspielgesetzes übernommen werden müssten.

D .  W e s e n t l i c h e  E r g e b n i s s e  d e r  R e g e l u n g s f o l g e n a b s c h ä t z u n g
u n d  N a c h h a l t i g k e i t s p r ü f u n g

Insbesondere das Verbot der Mehrfachkonzessionen und die vorgesehene Ab-
standsregelung wirken sich auf existierende Spielhallen aus, da letztlich in be -
stehende Betriebe bis hin zu deren Schließung eingegriffen wird. Zu berücksichti-
gen ist jedoch, dass kein umfassender Anspruch auf Gewährleistung einer einmal
erlangten Rechtsposition für alle Zeit besteht. Vielmehr ist der Gesetzgeber
grundsätzlich dazu befugt, in bereits bestehende Rechte einzugreifen und diesen
einen neuen Inhalt zu geben. Im Rahmen des Ausführungsgesetzes sind bei der
Ausfüllung der Härteklausel des Artikels 1 § 29 Absatz 4 Erster Glücksspielände-
rungsstaatsvertrag adäquate Lösungen des Konflikts zwischen der Notwendigkeit,
aus Suchtpräventionsgründen die Zahl der Spielhallen zu begrenzen, und den In-
teressen der Betreiber zu finden.

Zur Bewältigung der neuen Aufsichtsaufgaben entsteht beim Regierungspräsi -
dium Karlsruhe voraussichtlich ein personeller Mehrbedarf von 2 Arbeitskräften
(AK) des gehobenen Dienstes und 0,5 AK des höheren Dienstes. Der Bedarf ist
jedoch von Variablen abhängig, die nicht vom Land beeinflusst werden können,
zum Beispiel der Zahl der Klageverfahren. Der genannte Bedarf wird sich er-
höhen, wenn die Länder zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben zur 
Sicherstellung eines staatlichen Angebots gemäß Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV eine gemeinsam geführte öffentliche Anstalt gründen, für die Baden-
Württemberg dann bundesweit zuständig wäre. Die zu erwartenden Einnahmen
des Landes übersteigen bei Weitem diese Personalkosten.

Auch wenn während der Experimentierphase die Staatliche Toto-Lotto GmbH
Baden-Württemberg nicht mehr im Land Sportwetten mit festen Quoten anbieten
dürfte, wird davon ausgegangen, dass durch die Öffnung des Internets für Lotte -
rien, die Zulassung von Werbung im Fernsehen sowie den Anteil des Landes an
den Konzessionsabgaben, die von den Sportwettkonzessionären zu zahlen sind,
beziehungsweise an der Rennwett- und Lotteriesteuer die damit einhergehenden
Verluste mehr als kompensiert werden können.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2431

4

Staatsministerium Stuttgart, den 2. Oktober 2012
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung den
von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines Landesglücksspielgesetzes
mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtags her-
beizuführen. Federführend ist das Innenministerium.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Landesglücksspielgesetz (LGlüG)

INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Ziele des Gesetzes
§ 2 Erlaubnis
§ 3 Aufgaben der Aufsicht
§ 4 Spielersperre
§ 5 Sperrdatei
§ 6 Mitwirkung am übergreifenden Sperrsystem
§ 7 Sozialkonzept
§ 8 Kreditverbot

Abschnitt 2: Staatliches Glücksspiel

§ 9 Öffentliche Aufgabe
§ 10 Erlaubnis für die Veranstaltung staatlichen Glücks-

spiels
§ 11 Gewinnausschüttung
§ 12 Reinerträge
§ 13 Annahmestellen

Abschnitt 3: Lotterien

§ 14 Lotterien mit planmäßigen Jackpots
§ 15 Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential
§ 16 Maßnahmen bei allgemein erlaubten Veranstaltungen
§ 17 Gewinnsparen
§ 18 Gewerbliche Spielvermittlung
§ 19 Lotterieeinnehmer

Abschnitt 4: Sportwetten

§ 20 Wettvermittlungsstellen

Abschnitt 5: Pferdewetten

§ 21 Allgemeine Bestimmungen für Pferdewetten
§ 22 Erlaubnis für das Unternehmen eines Totalisators
§ 23 Buchmachererlaubnis
§ 24 Teilnahmebedingungen
§ 25 Spielersperre, Sperrdatei, Sperrsystem und Sozial-

konzept
§ 26 Aufsicht
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Abschnitt 6: Spielbanken

§ 27 Zulassung von Spielbanken
§ 28 Erlaubnisverfahren
§ 29 Betrieb öffentlicher Spielbanken
§ 30 Spielordnung
§ 31 Spielbankenaufsicht
§ 32 Videoüberwachung
§ 33 Spielbankabgabe
§ 34 Weitere Leistungen
§ 35 Zuwendungen, Tronc
§ 36 Verwendung der Erträge
§ 37 Abgabenrechtliche Pflichten, Fälligkeit der Abgaben
§ 38 Abgabenrechtliche Verfahrensvorschriften
§ 39 Landesrechtliche Steuerbefreiung

Abschnitt 7: Spielhallen

§ 40 Begriffsbestimmung
§ 41 Erlaubnis für Spielhallen
§ 42 Anforderungen an die Errichtung von Spielhallen 
§ 43 Anforderungen an die Ausübung des Betriebs
§ 44 Anforderungen an die Werbung und Ausgestaltung
§ 45 Sperrdatei in Spielhallen
§ 46 Sperrzeit und Feiertagsruhe

Abschnitt 8: Sonstige Vorschriften

§ 47 Zuständigkeiten
§ 48 Ordnungswidrigkeiten
§ 49 Verordnungsermächtigung
§ 50 Änderung von Rechtsvorschriften

Abschnitt 9: Schlussvorschriften

§ 51 Übergangsregelung
§ 52 Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften
§ 53 Inkrafttreten 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2431

7

Abschnitt 1:

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Ziele des Gesetzes

Zur Ausführung des Ersten Glücksspieländerungsstaats-
vertrages (Erster GlüÄndStV, ratifiziert durch das Gesetz
zu dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag und zu
dem Staats vertrag über die Gründung der GKL Gemein -
same Klassenlotterie der Länder vom 26. Juni 2012, GBl. 
S. 385) und um die darin genannten Ziele zu er reichen so-
wie den Bereich des Glücksspiels insgesamt konsistent
und kohärent zu regeln, werden die nachfolgenden Rege-
lungen für das Land Baden-Württemberg getroffen.

§ 2

Erlaubnis

(1) Die Veranstaltung und Vermittlung öffentlicher
Glücksspiele sowie der Betrieb von Spielbanken und
Spielhallen bedarf der Erlaubnis nach Artikel 1 § 4 Absatz 1
Erster GlüÄndStV. Veranstalter im Sinne der nachfolgen-
den Bestimmungen sind auch Betreiber von Spielbanken.
Erlaubnisse, die nicht ländereinheitlichen Verfahren nach
Artikel 1 § 9 a Absatz 2 Erster GlüÄndStV unterliegen,
können nach Maßgabe der Bestimmungen des Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrages und dieses Gesetzes
nur erteilt werden, wenn

1. Artikel 1 § 4 Absatz 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV in
Verbindung mit Artikel 1 §§ 1 und 4 Absatz 2 Satz 2
Erster GlüÄndStV nicht entgegensteht,

2. die Einhaltung 

a) der Jugendschutzanforderungen nach Artikel 1 § 4
Absatz 3 Erster GlüÄndStV,

b) des Internetverbots in Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster
GlüÄndStV vorbehaltlich Absatz 2,

c) der Werbebeschränkungen nach Artikel 1 § 5 Ers -
ter GlüÄndStV,

d) der Anforderungen an das Sozialkonzept nach Ar -
tikel 1 § 6 Erster GlüÄndStV und

e) der Anforderungen an die Aufklärung über Sucht -
risiken nach Artikel 1 § 7 Erster GlüÄndStV

sichergestellt ist,

3. der Veranstalter, der Vermittler oder der Betreiber 
einer Spielhalle zuverlässig ist, insbesondere die Ge-
währ dafür bietet, dass die Veranstaltung oder die
Vermittlung ordnungsgemäß und für die Spielteilneh-
mer sowie für die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar
durchgeführt wird,
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4. bei Veranstaltern nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV und Spielbanken die Teilnahme am Sperr-
system nach Artikel 1 §§ 8 und 23 Erster GlüÄndStV
sichergestellt ist,

5. die Mitwirkung am Sperrsystem bei Vermittlern nach Ar-
tikel 1 § 8 Absatz 6 und § 23 Erster GlüÄndStV und bei
Betreibern von Spielhallen nach § 45 sichergestellt ist und 

6. der Ausschluss gesperrter Spieler nach Artikel 1 § 20
Absatz 2 Satz 1, § 21 Absatz 5 Satz 1 und § 22 Absatz 2
Satz 1 Erster GlüÄndStV sowie § 43 Absatz 1 sicher-
gestellt ist.

Für ländereinheitliche Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a
Absatz 2 Erster GlüÄndStV sind die für diese im Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrag aufgestellten Voraus-
setzungen maßgebend. Die Nachweise sind von der An-
trag stellenden Person durch Vorlage geeigneter Darstel-
lungen, Konzepte und Bescheinigungen zu führen; die
Erlaubnisbehörde ist ohne derartige Unterlagen nicht zu
eigenen Ermittlungen verpflichtet. Soweit Nachweise
nicht in deutscher Sprache vorgelegt werden können,
sind diese auf Kosten der den Antrag stellenden Person
in beglaubigter Kopie und beglaubigter deutscher Über-
setzung vorzulegen. Darstellungen und Konzepte sind,
soweit erforderlich, vor Antragstellung zu entwickeln
und zusammen mit eingeholten Bescheinigungen mit
dem Antrag vorzulegen. Sind die Voraussetzungen des
Satzes 3 erfüllt, ist im Rahmen der Ermessensausübung
nach Artikel 1 § 4 Absatz 2 Satz 3 Erster GlüÄndStV
den Zielen des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV Rech-
nung zu tragen.

(2) Abweichend von Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster
GlüÄndStV kann zur besseren Erreichung der Ziele des
Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV der Eigenvertrieb und
die Vermittlung von Lotterien sowie die Veranstaltung
und Vermittlung von Sportwetten im Internet erlaubt
werden, wenn die Beachtung der in Absatz 1 sowie der
in Artikel 1 § 4 Absatz 5 Erster GlüÄndStV genannten
Voraussetzungen sichergestellt ist.

(3) Die Erlaubnis für das Vermitteln öffentlicher Glücks-
spiele setzt eine Erlaubnis für die Veranstaltung dieser
Glücksspiele durch die zuständige Behörde des Landes
voraus. Eine Erlaubnis im ländereinheitlichen Verfahren
nach Artikel 1 § 9 a Erster GlüÄndStV steht der Erlaub-
nis durch die zuständige Behörde des Landes gleich.

(4) Die Erlaubnis ist schriftlich zu erteilen. Sie kann mit
Auflagen, Bedingungen, dem Vorbehalt der nachträg -
lichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auf-
lage und dem Vorbehalt des Widerrufs versehen werden.

(5) In der Erlaubnis sind neben den nach Artikel 1 § 9
Absatz 4 Erster GlüÄndStV zu treffenden Regelungen
insbesondere festzulegen

1. der Veranstalter, der Vermittler oder der Betreiber 
einer Spielhalle einschließlich eingeschalteter dritter
Personen,
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2. das Glücksspiel, das veranstaltet oder vermittelt wird,

3. die Form des Vertriebs oder der Vermittlung,

4. Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Veran-
staltung, 

5. bei Lotterieveranstaltungen der Spielplan und

6. bei Vermittlungen der Veranstalter des zu vermitteln-
den Glücksspiels.

In der Erlaubnis können Vorgaben zu Einsatzgrenzen
und zum Ausschluss gesperrter Spieler getroffen wer-
den, die über Artikel 1 § 4 Absatz 5 Nummer 2, §§ 20 bis
22 Erster GlüÄndStV hinausgehen.

(6) Die Teilnahmebedingungen für Veranstaltungen von
Glücksspielen, die nicht im ländereinheitlichen Verfah-
ren gemäß Artikel 1 § 9 a Erster GlüÄndStV erlaubt wer-
den, bedürfen der Erlaubnis der zuständigen Behörde.
Insbesondere sind in den Teilnahmebedingungen Be-
stimmungen zu treffen über

1. die Voraussetzungen, unter denen ein Spiel- oder
Wettvertrag zustande kommt,

2. die Gewinnpläne und Ausschüttungen,

3. die Bekanntmachung der Gewinnzahlen oder Ergeb-
nisse der Sportwetten,

4. die Frist, innerhalb derer ein Gewinnanspruch geltend
gemacht werden kann,

5. die Verwendung der Gewinne, auf die ein Anspruch
nicht fristgerecht geltend gemacht worden ist oder die
nicht zugestellt werden können, und

6. die Auszahlung der Gewinne.

Der Veranstalter oder Vermittler muss vor Vertragsab-
schluss auf seine Teilnahmebedingungen hinweisen oder
sie deutlich sichtbar aushängen und dem Spieler in zu-
mutbarer Weise die Möglichkeit verschaffen, von dem
Inhalt Kenntnis zu nehmen. Die amtlich erlaubten Teil-
nahmebedingungen von Glücksspielen im Sinne des § 9
Absatz 2 sind durch die zuständige Behörde öffentlich
bekannt zu machen.

(7) Die Erlaubnis kann nicht auf einen anderen übertragen
oder einem anderen zur Ausübung überlassen werden.

(8) Die Erlaubnisinhaber sind verpflichtet, jede Änderung
der für die Erlaubniserteilung maßgeblichen Tat sachen
der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.

§ 3

Aufgaben der Aufsicht

(1) Die nach diesem Gesetz zuständigen Behörden über-
wachen die Erfüllung der durch den Ersten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrag oder auf Grundlage des Ers -
ten Glücksspieländerungsstaatsvertrages begründeten öf-
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fentlich-rechtlichen Verpflichtungen; dazu gehören auch
die durch dieses Gesetz oder auf der Grundlage dieses
Gesetzes begründeten Verpflichtungen. Die Glücks-
spielaufsichtsbehörden (§ 47 Absatz 1) unterstützen die
nach Artikel 1 § 9a Absatz 1 bis 3 oder §19 Absatz 2 Ers -
ter GlüÄndStV zuständigen Glücksspielaufsichtsbehörden,
das Glücksspielkollegium (Artikel 1 § 9a Absatz 5 Satz 1
Erster GlüÄndStV) und die Gemeinsame Geschäftsstelle
(Artikel 1 § 9a Absatz 7 Satz 1 Erster GlüÄndStV) bei der
Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben.

(2) Die zuständige Behörde sowie im Falle des § 47 Ab-
satz 2 die zuständige Ortspolizeibehörde sind befugt,
zum Zwecke der Überwachung Grundstücke und Ge-
schäftsräume der eine Erlaubnis innehabenden Person
während der üblichen Geschäftszeiten zu betreten, dort
Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, sich die
geschäftlichen Unterlagen vorlegen zu lassen und in die-
se Einsicht zu nehmen. Zur Verhütung dringender Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung kön-
nen die Grundstücke und Geschäftsräume tagsüber auch
außerhalb der in Satz 1 genannten Zeit sowie tagsüber
auch dann betreten werden, wenn sie zugleich Wohn-
zwecken der betroffenen Person dienen. Das Grundrecht
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

(3) Der Betroffene kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen
der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozess -
ordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafge-
richtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(4) Absatz 2 findet auch Anwendung, wenn Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, dass eine erlaubnispflichtige
oder untersagte Veranstaltung oder Vermittlung aus-
geübt wird. Die Veranstaltung und die Vermittlung uner-
laubten Glücksspiels sowie die Werbung hierfür sollen
untersagt werden.

§ 4

Spielersperre

(1) Spielbanken und Veranstalter von Sportwetten und
Lotterien mit besonderem Gefährdungspotential sperren
Personen, die dies beantragen (Selbstsperre) oder von de-
nen sie aufgrund der Wahrnehmung ihres Personals oder
aufgrund von Meldungen Dritter wissen oder aufgrund
sonstiger tatsächlicher Anhaltspunkte annehmen müssen,
dass sie spielsuchtgefährdet oder überschuldet sind, ihren
finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen oder
Spieleinsätze riskieren, die in keinem Verhältnis zu ihrem
Einkommen oder Vermögen stehen (Fremdsperre).

(2) Ergeben sich für die mit der Durchführung des
Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische
Person, die Spielbanken oder die Veranstalter von Sport-
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wetten hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass bei ei-
nem Spieler oder einer Spielerin die Voraussetzungen
für eine Spielsuchtgefährdung oder eine Überschuldung
vorliegen oder die spielende Person ihren finanziellen
Verpflichtungen nicht nachkommt oder Spieleinsätze
riskiert, die in keinem Verhältnis zu ihrem Einkommen
oder Vermögen stehen, ist diese unverzüglich anzu -
hören. Konkretisieren sich diese Bedenken, ist unverzüg-
lich durch geeignete Maßnahmen zu überprüfen, ob die
Person zu sperren ist. Bis zum Abschluss der Überprü-
fung kann die Person vom Spielbetrieb ausgeschlossen
werden. 

(3) Vermittler von öffentlichen Glücksspielen übermit-
teln unverzüglich die bei ihnen eingereichten Anträge
auf Selbstsperren an die mit der Durchführung des staat-
lichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juris -
tische Person, die die betroffene Person unverzüglich
sperrt. 

(4) Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die Stelle,
die eine Person gesperrt hat, teilt dieser ihre Sperrung
unverzüglich schriftlich mit. Eine Aufhebung der Sperre
ist frühestens nach einem Jahr und nur auf schriftlichen
Antrag der betroffenen Person möglich. Über diesen ent-
scheidet der Veranstalter, der die Sperre verfügt hat, in
Fällen des Absatzes 3 die mit der Durchführung des
staatlichen Glücksspiels beauftragte juristische Person
nach § 9 Absatz 4.

§ 5

Sperrdatei

(1) Bis zur Inbetriebnahme der zentral geführten Sperr-
datei (Artikel 1 § 23 Absatz 1 Erster GlüÄndStV) wird
zum Schutz der gesperrten Spielerinnen und Spieler und
zur wirksamen Überprüfung der verhängten Sperren in
Baden-Württemberg eine zentrale Sperrdatei errichtet, in
der alle Spielersperren nach § 4 zu speichern sind (Sperr-
datei des Landes). Die Sperrdatei wird bei der mit der
Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Ab-
satz 4 beauftragten juristischen Person eingerichtet und
von dieser geführt. Artikel 1 § 23 Erster GlüÄndStV gilt
entsprechend.

(2) Bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt sind die
Spielbanken verpflichtet, Spielersperren unverzüglich
nach ihrer Verhängung an die die Sperrdatei des Landes
führende Stelle zur Eintragung in die Sperrdatei zu über-
mitteln. Diese speichert die übermittelten Daten sowie
die von ihr verhängten Spielersperren unverzüglich in
der Sperrdatei. Werden Spielersperren geändert oder
aufgehoben, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.
Sperren sind zu löschen, wenn die Gründe, die zu ihrer
Eintragung geführt haben, nicht mehr gegeben sind.

(3) Die die Sperrdatei führende Stelle speichert in der
Sperrdatei des Landes auch Spielersperren nach Artikel 1
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§§ 8 und 23 Erster GlüÄndStV, die ihr von den Veran-
staltern anderer vertragsschließender Länder zur Eintra-
gung in die Sperrdatei übermittelt werden. Die Speiche-
rung ist unverzüglich nach der Übermittlung vorzuneh-
men. Absatz 2 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend. Eine
Übermittlung eigener Daten für Sperrdateien anderer
Länder ist an die die Sperrdatei führenden Stellen zu -
lässig, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist und der
Schutz der Spieler dies erfordert.

(4) Die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels
nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person sowie ih-
re Annahmestellen dürfen im Einzelfall die in der Sperr-
datei des Landes gespeicherten Daten nutzen, soweit dies
zur Kontrolle von Spielersperren erforderlich ist. Den
Spielbanken und den sonstigen Stellen, die Spielverbote
zu überwachen haben, und Veranstaltern der anderen ver-
tragsschließenden Länder dürfen die gespeicherten Daten
auf Anfrage im Einzelfall übermittelt werden, soweit die
Übermittlung für die Kontrolle der Spielersperre erforder-
lich ist. Eine Übermittlung der gespeicherten Daten an
Spielbanken außerhalb des Landes ist zulässig, wenn zu-
sätzlich Gegenseitigkeit gewährleis tet ist.

(5) Die Datennutzung und die Datenübermittlung kön-
nen auch durch ein automatisiertes Abrufverfahren erfol-
gen. Die die Sperrdatei des Landes führende Stelle hat
über die Abrufe Aufzeichnungen zu fertigen, die die bei
der Durchführung der Abrufe verwendeten Daten, den
Tag und die Uhrzeit der Abrufe, die abrufende Stelle und
die abrufende Person sowie die abgerufenen Daten ent-
halten müssen. Die protokollierten Daten dürfen nur für
Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung
oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs
der Datenverarbeitungsanlage verwendet werden. Die
Protokolldaten sind durch geeignete Vorkehrungen ge-
gen zweckfremde Verwendung und gegen sonstigen
Missbrauch zu schützen und nach sechs Monaten zu 
löschen. Die Verantwortung für die Zulässigkeit des Ab-
rufs trägt die abrufende Stelle.

(6) Auf Antrag erhält eine Person Auskunft über

1. die zu ihrer Person in der Sperrdatei des Landes ge-
speicherten Daten,

2. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Verarbeitung
ihrer Daten,

3. die Empfänger, an die Daten weitergegeben werden, 

4. die Dauer der Speicherung und

5. die Notwendigkeit eines Antrags, falls eine Löschung
der Daten gewünscht wird.

Der Auskunftsanspruch richtet sich gegen die die Sperr-
datei führende Stelle.

(7) Die die Sperrdatei führende Stelle ist verpflichtet,
auf Verlangen der zuständigen Behörde die in der
Sperrdatei des Landes gespeicherten Daten anonymi-
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siert für Zwecke der Glücksspielforschung zur Verfü-
gung zu stellen. 

(8) Dokumente, die zur Sperrung geführt haben, dürfen
unbeschadet von Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 3 Erster
GlüÄndStV auch von den in Artikel 1 § 8 Absatz 2 Ers -
ter GlüÄndStV Genannten gespeichert werden.

(9) Die mit der Durchführung des staatlichen Glücks-
spiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person
kann von den sonstigen Stellen im Sinne des Absatzes 4
Satz 2 zur Deckung der Kosten, die durch den Anschluss
dieser Stellen an die Sperrdatei und durch den Betrieb
für diese entstehen, eine Gebühr erheben. Das Nähere re-
gelt die mit der Durchführung des staatlichen Glücks-
spiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person in
einer Gebührenordnung, die der Genehmigung durch die
nach § 47 Absatz 1 zuständige Behörde bedarf.

§ 6

Mitwirkung am übergreifenden Sperrsystem

(1) Übernimmt die nach Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 1
Erster GlüÄndStV zuständige Behörde die Führung der
zentralen Sperrdatei, übermittelt die für die Führung der
Sperrdatei des Landes zuständige juristische Person die-
ser die bei ihr gespeicherten Daten. Die Daten in der
Sperrdatei des Landes sind mit Ausnahme der für die
Aufhebung der Sperre nach Artikel 1 § 8 Absatz 5 Erster
GlüÄndStV benötigten Daten zu löschen, wenn der Ab-
gleich der zentralen Sperrdatei durch die Annahmestel-
len oder bei der Entgegennahme von Internetspielaufträ-
gen über die Sperrdatei des Landes nicht mehr erfolgt.
Im Übrigen gilt Artikel 1 § 23 Erster GlüÄndStV ent-
sprechend.

(2) Der mit der Durchführung des staatlichen Glücks-
spiels nach § 9 Absatz 4 beauftragten juristischen Person
obliegt nach Inbetriebnahme der zentralen Sperrdatei
nach Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 1 Erster GlüÄndStV
die Aufgabe, Personen zu sperren, deren Daten ihr
gemäß Artikel 1 § 8 Absatz 6 Satz 2 Erster GlüÄndStV
von Vermittlern öffentlicher Glücksspiele übermittelt
worden sind. § 5 Absatz 9 gilt entsprechend.

§ 7

Sozialkonzept

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person nach § 2 ist
verpflichtet, die Spielerinnen und Spieler zu verantwor-
tungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung
von Spielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck hat sie
für jede Erlaubnis nach § 2 ein Sozialkonzept nach dem
aktuellen Stand der suchtwissenschaftlichen Forschung
zu entwickeln und laufend zu aktualisieren. In diesem ist
darzulegen, welche Maßnahmen zur Verhinderung prob -
lematischen und pathologischen Glücksspieles ergriffen
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werden, wie betroffene Spielerinnen und Spieler in das
Hilfesystem vermittelt werden und wie die Einhaltung
überwacht und mit Verstößen umgegangen wird. Die
Verfasser nebst ihrer fachlichen Qualifikation sowie die
für die Umsetzung des Sozialkonzepts verantwortlichen
Personen sind namentlich zu benennen. Die Vorgaben
des Anhangs zum Ersten Glücksspieländerungsstaatsver-
trag sind zu beachten.

(2) Außer bei ländereinheitlichen Verfahren und in Fäl-
len des Artikel 1 § 19 Absatz 2 Erster GlüÄndStV ist die
die Erlaubnis nach § 2 innehabende Person verpflichtet,
die in Kontakt zu den Spielerinnen und Spielern tätigen
Personen sowie deren Vorgesetzte, im Falle des Gewinn-
sparens jedoch nur die für die Umsetzung des Sozialkon-
zepts in der jeweiligen Bank verantwortlichen Personen,
auf eigene Kosten unmittelbar durch eine in der Sucht-
hilfe in Baden-Württemberg tätige Einrichtung schulen
zu lassen. Die Schulungsdauer richtet sich nach dem Ge-
fährdungspotential des jeweiligen Glücksspielangebots
und umfasst mindestens acht Stunden. Sie vermittelt
rechtliche Grundlagen zu Jugend- und Spielerschutz,
suchtmedizinische Grundlagen zum Erkennen von Ur -
sachen und zu Verlauf und Folgen problematischen und
pathologischen Glücksspiels sowie Wissen zu den Hilfe-
angeboten für Betroffene und Angehörige in Baden-
Württemberg. In der Schulung sind insbesondere auch
Handlungskompetenzen zur Früherkennung, Ansprache
und Weitervermittlung in das Hilfesystem zu trainieren.
Die geschulten Personen sind spätestens nach drei Jahren
erneut zu schulen.

(3) Die die Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 Satz 3 inne -
habende Person berichtet vor Ablauf der ersten drei Mo-
nate eines Jahres gegenüber der zuständigen Behörde
über die im Vorjahr getroffenen Maßnahmen zur Um -
setzung des Sozialkonzepts einschließlich der Zahl der
Sperrmaßnahmen und erbringt Nachweise zu den ge-
schulten Personen.

(4) Die die Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 Satz 3 innehaben-
de Person ist verpflichtet, in ihrer Spielstätte oder in ihrer
Verkaufsstelle Informationsmaterialien der örtlichen Be-
ratungsstellen auf eigene Kosten gut sichtbar vorzuhalten.
Sie informiert alle Spielerinnen und Spieler in geeigneter
Weise, welche Ansprechpersonen im Spiel betrieb zur
Verfügung stehen. Mit Ausnahme der Annahmestellen
nach § 13 sowie im Falle des Gewinnsparens sind wissen-
schaftlich anerkannte Selbsttests zum Erkennen problema-
tischen und pathologischen Glücksspiels sowie Anträge
auf Selbstsperren gut sichtbar vorzuhalten.

§ 8

Kreditverbot

Der Veranstalter, Vermittler oder Betreiber einer Spiel-
halle darf zum Zwecke der Spielteilnahme keinen Kredit
gewähren oder durch Beauftragte gewähren lassen. Er
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darf auch nicht zulassen, dass in seinem Unternehmen
Dritte solche Kredite gewerbsmäßig gewähren.

Abschnitt 2:

Staatliches Glücksspiel

§ 9

Öffentliche Aufgabe

(1) Zur Erreichung der Ziele des Ersten Glücksspielän-
derungsstaatsvertrages gewährleistet das Land Baden-
Württemberg die Sicherstellung eines ausreichenden
Glücksspielangebots als ordnungsrechtliche Aufgabe.

(2) Zur Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielan-
gebots (Artikel 1 § 10 Absatz 1 Erster GlüÄndStV) veran-
staltet das Land folgende Glücksspiele:

1. Zahlenlotterien,

2. Losbrieflotterien und

3. Sportwetten, es sei denn, gemäß Artikel 1 § 10 a Erster
GlüÄndStV wird Artikel 1 § 10 Absatz 6 Erster
GlüÄndStV nicht angewandt.

Abweichend von Satz 1 veranstaltet die Anstalt des öf-
fentlichen Rechts „GKL Gemeinsame Klassenlotterie
der Länder“ auf der Grundlage des Staatsvertrages über
die Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der
Länder (GKL-StV, ratifiziert durch das Gesetz zu dem
Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag und zu dem
Staats vertrag über die Gründung der GKL Gemeinsame
Klassenlotterie der Länder vom 26. Juni 2012, GBl.
S. 385) Klassenlotterien und damit verbundene Ange -
bote. Sie nimmt die öffentliche Aufgabe nach Artikel 1 
§ 10 Absatz 1 Erster GlüÄndStV in Bezug auf Klassenlot-
terien und ähnliche Spielangebote (Glücksspiele) wahr.

(3) Das Land kann Zusatzlotterien und -ausspielungen
veranstalten.

(4) Das Land kann eine juristische Person des privaten
Rechts, an der das Land unmittelbar oder mittelbar maß-
geblich beteiligt ist, mit der Durchführung der durch das
Land veranstalteten Glücksspiele beauftragen. Es kann die
Aufgabe nach Absatz 1 auch durch eine von allen Ver-
tragsländern gemeinsam geführte öffentliche Anstalt er-
füllen lassen. Ebenso ist auf Grundlage eines Verwal-
tungsabkommens eine gemeinschaftliche Aufgabenerfül-
lung mit anderen Ländern oder eine Aufgabenerfüllung
durch die Unternehmung eines anderen Landes möglich,
das die Voraussetzungen des Artikels 1 § 10 Absatz 2 Satz 1
Erster GlüÄndStV erfüllt. Klassenlotterien dürfen nur von
einer von allen Vertragsländern gemeinsam getragenen
Anstalt des öffentlichen Rechts veranstaltet werden.

(5) Der Staatsvertrag über die Gründung der GKL Ge-
meinsame Klassenlotterie der Länder bleibt unberührt.
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(6) Das Land nimmt die wissenschaftliche Forschung zur
Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch
Glücksspiele, die Suchtprävention und -hilfe sowie die
Glücksspielaufsicht als öffentliche Aufgabe wahr. Es
stellt hierfür einen angemessenen Anteil aus den Reiner-
trägen der Glücksspiele im Sinne des Absatzes 2 Satz 1
zur Verfügung.

§ 10

Erlaubnis für die Veranstaltung staatlichen Glücksspiels

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Satz 3
Nummern 1 bis 4 und 6 vor, darf eine Erlaubnis für das
Veranstalten von Glücksspielen im Sinne des § 9 Absatz 2
erteilt werden, wenn

1. das Glücksspiel für die Sicherstellung eines aus -
reichenden Glücksspielangebots erforderlich ist,

2. bei der Einführung neuer Glücksspielangebote oder
der Einführung neuer oder der erheblichen Erwei -
terung bestehender Vertriebswege für diese den An-
forderungen des Artikels 1 § 9 Absatz 5 Erster
GlüÄndStV genügt ist und

3. ein Vertriebskonzept vorgelegt wird, das auch die in 
§ 13 Absatz 1 vorgesehene Begrenzung der Annahme-
stellen zum Inhalt hat.

(2) Die Erlaubnis über die Veranstaltung eines staat -
lichen Glücksspiels ist durch die zuständige Behörde öf-
fentlich bekannt zu machen. Im Falle ländereinheitlicher
Erlaubnisse nach Artikel 1 § 9 a Erster GlüÄndStV hat
die in § 47 Absatz 1 genannte Behörde die Erlaubnis der
zuständigen Behörde bekannt zu machen, wenn durch
diese eine Bekanntmachung nicht erfolgt.

§ 11

Gewinnausschüttung

Bei Glücksspielen im Sinne des § 9 Absatz 2, die nicht
im ländereinheitlichen Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a
Erster GlüÄndStV erlaubt werden, sind nach Maßgabe
der amtlich erlaubten Teilnahmebedingungen als Ge-
winn an die Spielteilnehmer zur Ausschüttung zur Ver-
fügung zu stellen:

1. bei Zahlenlotterien mindestens 45 Prozent nach dem
theoretischen Gewinnplan,

2. bei Sportwetten im Jahresmittel mindestens 50 Pro-
zent und

3. bei Losbrieflotterien mindestens 40 Prozent der Spiel-
einsätze. 

Bei Zusatzlotterien oder -ausspielungen hat der Gewinn-
plan mindestens ein Drittel der Spieleinsätze zur Aus-
schüttung vorzusehen. Bearbeitungsgebühren und sons -
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tige Kostenbeiträge der Spielteilnehmer sind nicht Be-
standteil der Spieleinsätze.

§ 12

Reinerträge

(1) Die Reinerträge aus den Glücksspielen, die das Land
gemäß § 9 Absatz 2 Satz 1 veranstaltet, stehen dem Land
zu. Reinerträge sind die von den Spieleinsätzen nach Ab-
zug der Gewinnausschüttungen an die Spielteilnehmer,
der auf die Spielteilnahme entfallenden Steuern und der
Kosten der Durchführung verbleibenden Beträge.

(2) Aus den Reinerträgen der Glücksspiele, die das Land
gemäß § 9 Absatz 2 veranstaltet, wird ein gemeinsamer
Wettmittelfonds gebildet.

(3) Die Dotierung des Fonds erfolgt nach Maßgabe des
jeweiligen Staatshaushaltsplans. Die Mittel des Fonds
sind nach näherer Bestimmung durch den jeweiligen
Staatshaushaltsplan für die Förderung von Kultur und
Sport sowie für soziale Zwecke, insbesondere für Maß-
nahmen der Suchtprävention und -hilfe, zu verwenden.
Soweit die Reinerträge die nach Satz 2 zweckgebunden
zu verwendenden Mittel übersteigen, werden sie zur all-
gemeinen Deckung des Haushalts verwandt.

§ 13

Annahmestellen

(1) Die Zahl der Annahmestellen der mit der Durch-
führung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4
beauftragten juristischen Person wird auf 3.300 begrenzt.
Bis zum 30. Juni 2013 ist die bestehende Anzahl der An-
nahmestellen auf diese Zahl zurückzuführen.

(2) Die flächenmäßige Verteilung der Annahmestellen
ist an den Zielen des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV
auszurichten. Die nähere Ausgestaltung ist vom Veran-
stalter oder der mit der Durchführung der Glücksspiele
beauftragten juristischen Person in einem Konzept fest-
zulegen. Das Konzept hat sich insbesondere an der 
räumlichen Bevölkerungsstruktur zu orientieren. Das
Vertriebskonzept ist Voraussetzung für die Erteilung ei-
ner Erlaubnis nach § 10 Absatz 1.

(3) Der Betrieb einer Annahmestelle bedarf der Erlaubnis
durch die zuständige Behörde. Der Antrag darf nur durch
die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels
nach § 9 Absatz 4 beauftragten juristischen Person gestellt
werden. Der Betrieb darf nur erlaubt werden, wenn

1. der Betreiber die für die Abwicklung des Spielge-
schäfts und des Zahlungsverkehrs erforderliche per-
sönliche Zuverlässigkeit besitzt,

2. § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummern 1, 2 Buchstaben a bis c
und e sowie die Nummern 5 und 6 erfüllt sind,
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3. der Betreiber sich nicht zugleich auch als gewerb -
licher Spielvermittler betätigt,

4. die Annahmestelle nicht in einem Gebäudekomplex,
in dem sich eine Spielbank, eine Pferdewettvermitt-
lungsstelle, eine Spielhalle oder ein ähnliches Unter-
nehmen befindet, auf einer Pferderennbahn oder in
Räumlichkeiten einer Gaststätte, in denen alkoho -
lische Getränke ausgeschenkt werden, sowie in sonsti-
gen Räumlichkeiten einer Gaststätte, in denen Geld-
spielgeräte aufgestellt werden, betrieben werden soll,

5. die Annahmestelle nicht dem Konzept nach Absatz 2
zur Begrenzung der Anzahl der Annahmestellen zuwi-
derläuft und insbesondere nicht in Räumlichkeiten be-
trieben wird, die nach ihrer Lage, Beschaffenheit, Aus-
stattung und Einteilung dem Ziel entgegenstehen, nur
ein begrenztes Glücksspielangebot zuzulassen, und

6. keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch
die Erlaubnis aus anderen Gründen die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden könnte.

(4) Eine Annahmestelle darf nur in solche Glücksspiele
vermitteln, die nach diesem Gesetz erlaubt sind. Eine
Vermittlung in Sportwetten ist nur zulässig, wenn es sich
um solche des Veranstalters nach Artikel 1 § 10 Absatz 2
Erster GlüÄndStV handelt. Während der Experimentier-
phase des Artikels 1 § 10 a Absatz 1 Erster GlüÄndStV
und nach Ablauf der in Artikel 1 § 29 Absatz 1 Erster
GlüÄndStV genannten Frist ist dies jedoch nur zulässig,
wenn die mit der Durchführung des staatlichen Glücks-
spiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person
entweder selbst oder eine Gesellschaft, an der sie be -
teiligt ist, Konzessionsnehmer im Sinne des Artikels 1 
§ 10 a Absatz 2 Erster GlüÄndStV ist.

Abschnitt 3:

Lotterien

§ 14

Lotterien mit planmäßigen Jackpots

In der Erlaubnis für Lotterien mit planmäßigen Jackpots
(Artikel 1 § 22 Erster GlüÄndStV) kann die zuständige
Behörde Vorgaben zu den Einsatzgrenzen und zu dem
Ausschluss von gesperrten Spielern treffen.

§ 15

Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential

(1) Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential dür-
fen nach den Bestimmungen des Artikels 1 Dritter Ab-
schnitt Erster GlüÄndStV auch anderen als den in Ar -
tikel 1 § 10 Absatz 2 und 3 Erster GlüÄndStV Genann-
ten erlaubt werden.
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(2) Die Erlaubnis für Lotterien und Ausspielungen mit
geringerem Gefährdungspotential kann für solche Ver-
anstaltungen allgemein erlaubt werden,

1. die sich nicht über das Gebiet eines Stadt- oder Land-
kreises hinaus erstrecken,

2. deren Spielplan einen Reinertrag von mindestens ei-
nem Drittel der Summe der zu entrichtenden Entgelte
und eine Gewinnsumme von mindestens 25 Prozent
der Summe der zu entrichtenden Entgelte vorsieht,

3. deren Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für
bestimmte gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige
Zwecke verwendet wird,

4. bei denen die Summe der zu entrichtenden Entgelte
den Betrag von 40 000 € nicht übersteigt und

5. bei denen der Losverkauf oder der Vertriebszeitraum
die Dauer von zwei Monaten nicht überschreitet.

Die allgemeine Erlaubnis nach Satz 1 kann abweichend
von Artikel 1 § 4 Absatz 3 Satz 2, § 5 Absatz 1 und 2, 
§§ 6, 7, 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 15 Absatz 1 Sät-
ze 4 und 5, Absatz 3 Satz 2 und § 17 Erster GlüÄndStV
erteilt werden.

(3) Die allgemeine Erlaubnis ist zu befristen. Sie kann
die Pflicht zur Anzeige einer vorgesehenen Veranstal-
tung bei der zuständigen Behörde begründen.

§ 16

Maßnahmen bei allgemein erlaubten Veranstaltungen

(1) Die zuständige Behörde kann für eine allgemein er-
laubte Veranstaltung im Einzelfall Auflagen und Bedin-
gungen erteilen.

(2) Die zuständige Behörde kann eine allgemein erlaubte
Veranstaltung im Einzelfall untersagen, wenn

1. gegen Vorschriften des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrages oder dieses Gesetzes oder gegen we-
sentliche Bestimmungen der allgemeinen Erlaubnis
verstoßen wird,

2. die Gefahr besteht, dass durch die Veranstaltung oder
durch die Verwendung des Reinertrags die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung gestört wird, oder

3. keine Gewähr für die ordnungsgemäße Durchführung
der Veranstaltung oder für die zweckentsprechende
Verwendung des Reinertrags gegeben ist.

§ 17

Gewinnsparen

(1) Bei der Lotterie in der Form des Gewinnsparens han-
delt es sich um einen auf eine gewisse Dauer angelegten
Vertrag, der sich aus einem Sparvertrag und einem Lot-
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terievertrag zusammensetzt. Der Erwerb der Lose hat im
Monat vor der Auslosung, an der die Lose teilnehmen,
zu erfolgen.

(2) Die Sparanteile der Gewinnsparlose dürfen nur zu 
einem einzigen im Voraus bestimmten Termin im Jahr
ausbezahlt werden. Abweichend hiervon kann auch eine
mehrmalige oder monatliche Auszahlung der Sparanteile
im Lauf eines Jahres erfolgen. In diesem Fall darf der
Sparanteil aber nur einer Spareinlage gutgeschrieben
werden, die nicht dem Zahlungsverkehr dient.

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 2 sind Gewinnsparer, die
über ihren Sparanteil regelmäßig unmittelbar nach der
Gutschrift verfügen, vom Gewinnsparen auszuschließen.
Dies ist im Sozialkonzept zu berücksichtigen.

§ 18

Gewerbliche Spielvermittlung

(1) Eine Erlaubnis zur gewerblichen Spielvermittlung
darf unter den Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Satz 3
Nummern 1 bis 3 sowie Nummern 5 und 6 nur erteilt
werden, wenn die Vermittlung den Zielen des Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrages nicht zuwiderläuft
und den Bestimmungen dieses Gesetzes entspricht. Ins-
besondere darf die Vermittlung nur erlaubt werden,
wenn die Voraussetzungen des Artikels 1 § 19 Erster
GlüÄndStV vorliegen und

1. der Vermittler die für diese Tätigkeit erforderliche Zu-
verlässigkeit in persönlicher, sachlicher und wirt-
schaftlicher Hinsicht besitzt,

2. der Vermittler seine Verträge mit dem Veranstalter
und mit dem Treuhänder vorgelegt hat und sich daraus
keine Bedenken ergeben,

3. in einem Konzept die Art und Weise des Vertriebs of-
fengelegt wird,

4. der Vermittler seine allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen vorgelegt hat und sich daraus keine Bedenken er-
geben,

5. nur in nach diesem Gesetz erlaubte Glücksspiele ver-
mittelt wird (§ 2 Absatz 3),

6. die Geschäftsbeziehungen mit den Spielern so gestal-
tet sind, dass sämtliche angefallenen Gewinne ein -
schließlich Sachgewinne oder Rundungsdifferenzen
an die Spieler ausbezahlt werden, und

7. auch sonst keine Tatsachen die Annahme rechtfer -
tigen, dass durch die Vermittlung die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet oder sonstige öf-
fentliche Belange beeinträchtigt werden können.

Im Antrag und in der Erlaubnis sind die Produkte, die
der gewerbliche Spielvermittler vermitteln will, ein -
schließlich der hierfür erhobenen Preise konkret zu be-
zeichnen.
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(2) Jede nicht rein redaktionelle Änderung der Ge-
schäftsbedingungen bedarf der Erlaubnis.

(3) Der gewerbliche Spielvermittler ist verpflichtet, der
zuständigen Behörde innerhalb von sechs Monaten nach
Ende eines jeden Geschäftsjahrs einen von einem Wirt-
schaftsprüfer geprüften Jahresabschluss nebst Lagebe-
richt und den Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers
vorzulegen. Dieser Bericht hat auch einen Sonderbericht
über das Verhältnis zum Treuhänder und die Verwen-
dung angefallener Sachgewinne, der nicht abgeholten
oder nicht zustellbaren Gewinne sowie von Rundungs-
differenzen bei der Auszahlung an die Spieler sowie
Teilnehmer von Spielgemeinschaften zu enthalten. Die
Kosten trägt die die Erlaubnis innehabende Person.

(4) Gewerbliche Spielvermittler und beauftragte Dritte
im Sinne des Artikels 1 § 3 Absatz 6 Erster GlüÄndStV
sind verpflichtet, vor Vertragsschluss die Spieler schrift-
lich und verständlich im Zusammenhang darauf hinzu-
weisen, wie viel von dem Spielerentgelt als Weiter -
leitungsbetrag an den Veranstalter abgeführt wird und
welchen Betrag der gewerbliche Spielvermittler für sich
behält. Unverzüglich nach Vermittlung des Spielauftrags
besteht die Verpflichtung, 

1. dem Spielteilnehmer verbindlich den Veranstalter zu
benennen,

2. auf die Teilnahmebedingungen dieses Veranstalters
ausdrücklich hinzuweisen und

3. die Kenntnisnahme der Teilnahmebedingungen dieses
Veranstalters in zumutbarer Weise zu ermöglichen.

(5) Örtliche Verkaufsstellen gewerblicher Spielvermitt-
ler sind nicht zulässig.

§ 19

Lotterieeinnehmer

(1) Die Lotterieeinnahme darf nur in solche Klassenlot-
terien erfolgen, die nach dem Ersten Glücksspielände-
rungsstaatsvertrag erlaubt sind.

(2) Eine Erlaubnis zur Lotterieeinnahme darf unter den
Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummern 1 bis 3
sowie 5 und 6 nur erteilt werden, wenn

1. der Lotterieeinnehmer die für diese Tätigkeit erforder-
liche Zuverlässigkeit in persönlicher, sachlicher und
wirtschaftlicher Hinsicht besitzt und dadurch die Ge-
währ dafür bietet, dass die ihm aufgrund des Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrages, dieses Gesetzes
und der vertraglichen Vereinbarungen mit dem Veran-
stalter obliegenden Pflichten erfüllt werden,

2. in einem Konzept die Art und Weise des Vertriebs so-
wie die Anzahl eventueller Verkaufsstellen offenge-
legt sind,
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3. sich aus dem zwischen dem Lotterieeinnehmer und
der Klassenlotterie abgeschlossenen Vertrag keine
Be denken ergeben und

4. keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
durch die Erlaubnis aus anderen Gründen die öffent -
liche Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird.

(3) In Baden-Württemberg sind nach Inkrafttreten des
Staatsvertrages über die Gründung der GKL Gemein -
same Klassenlotterie der Länder nur Verkaufsstellen der
GKL Gemeinsamen Klassenlotterie der Länder zulässig.

(4) Die Erlaubnis zur Betätigung als Lotterieeinnehmer
kann nur von der GKL Gemeinsamen Klassenlotterie der
Länder bei der gemäß Artikel 1 § 9 a Absatz 1 Erster
GlüÄndStV zuständigen Behörde beantragt werden. Die
Antragstellung für mehrere Verkaufsstellen des Veran-
stalters kann in einem Antrag gemeinsam erfolgen (Sam-
melantrag). Über diesen entscheidet die nach § 47 Ab-
satz 1 zuständige Behörde.

Abschnitt 4:

Sportwetten 

§ 20

Wettvermittlungsstellen

(1) Der Betrieb einer Wettvermittlungsstelle bedarf der
Erlaubnis durch die zuständige Behörde. Der Betrieb
darf nur erlaubt werden, wenn 

1. der Betreiber die für die Abwicklung des Spielge-
schäfts und des Zahlungsverkehrs erforderliche per-
sönliche, sachliche und wirtschaftliche Zuverlässig-
keit besitzt,

2. weder der Betreiber noch seine Mitarbeiter direkten
oder indirekten Einfluss auf den Ausgang eines 
Wettergebnisses haben,

3. die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Satz 3 Num-
mern 1 bis 3, 5 und 6 erfüllt sind,

4. keine im Sinne des Artikels 1 § 21 Erster GlüÄndStV
unzulässigen Sportwetten angeboten werden,

5. die Wettvermittlungsstelle nicht in einem Gebäude-
komplex, in dem sich eine Spielbank oder eine Spiel-
halle befindet, auf einer Pferderennbahn oder in einer
Gaststätte betrieben werden soll,

6. die Wettvermittlungsstelle nicht in Räumlichkeiten be-
trieben wird, die nach ihrer Lage, Beschaffenheit, Aus-
stattung und Einteilung dem Ziel entgegenstehen, nur
ein begrenztes Glücksspielangebot zuzulassen, und

7. keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch
die Erlaubnis aus anderen Gründen die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden könnte.
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In der Erlaubnis sind Art und Zuschnitt der Sportwetten
im Einzelnen zu regeln.

(2) Die Zahl der Wettvermittlungsstellen der Konzes-
sionsnehmer nach Artikel 1 § 10 a Absatz 5 Erster
GlüÄndStV wird für Baden-Württemberg auf höchstens
600 begrenzt und ist auf die Konzessionsnehmer gleich-
mäßig zu verteilen. 

(3) Jeder Konzessionsnehmer soll eine gleichmäßige
Verteilung seiner Wettvermittlungsstellen im Land an-
streben. Eine Konzentration von Wettvermittlungsstellen
in bestimmten Gebieten ist zu vermeiden. Bei der Bean-
tragung einer Erlaubnis für eine Wettvermittlungsstelle
hat der Konzessionsnehmer offenzulegen, an welchen
Orten in Baden-Württemberg Wettvermittlungsstellen
betrieben werden sollen.

(4) Die Konzessionsnehmer können auch nach der Kon-
zessionserteilung Vereinbarungen über die Übertragung
und Nutzung des ihnen zugeteilten Wettvermittlungsstel-
lenkontingents treffen. Die zuständige Aufsichtsbehörde
nach § 47 Absatz 1 ist hierüber zu informieren. Absatz 3
ist auf das gesamte, dem Konzessionsnehmer dann zu-
stehende Kontingent anzuwenden.

(5) In einer Wettvermittlungsstelle dürfen nur die Ange-
bote des jeweiligen Konzessionsnehmers vermittelt wer-
den, zu dessen Kontingent die Wettvermittlungsstelle
gehört.

(6) Eine Vermittlung von Sportwetten in anderen Stellen
als Wettvermittlungsstellen im Sinne des Absatzes 1 ist
nicht zulässig. 

(7) Ist die nach § 9 Absatz 4 mit der Durchführung des
staatlichen Glücksspiels beauftragte juristische Person
selbst oder eine Gesellschaft, an der sie beteiligt ist,
Konzessionsnehmer und erklärt sie gegenüber der zu-
ständigen Behörde, dass sie keine Wettvermittlungsstel-
len im Sinne des Absatzes 1 betreiben will, darf entge-
gen Absatz 6 die Wettvermittlung in den nach § 13 Ab-
satz 3 erlaubten Annahmestellen als Nebengeschäft er-
folgen. Die Vermittlung von Live-Wetten ist nicht zuge-
lassen. Absatz 4 findet keine Anwendung. 

Abschnitt 5:

Pferdewetten

§ 21

Allgemeine Bestimmungen für Pferdewetten

Für Pferdewetten gelten aus diesem Gesetz nur die Be-
stimmungen dieses Abschnittes und die Bestimmungen,
auf die in diesem Abschnitt verwiesen wird, sowie die
Bestimmungen der Abschnitte 8 und 9.
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§ 22

Erlaubnis für das Unternehmen eines Totalisators

Eine Erlaubnis nach § 1 des Rennwett- und Lotteriege-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 611-14 veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
29. Juni 2012 (BGBl. I S. 1424), in der jeweils geltenden
Fassung darf unbeschadet des Artikels 1 § 27 Erster
GlüÄndStV und der auf der Grundlage des Rennwett-
und Lotteriegesetzes erlassenen Vorschriften des Bun-
desrechts nur erteilt werden, wenn die Einhaltung

1. der Jugendschutzanforderungen nach Artikel 1 § 4
Absatz 3 Erster GlüÄndStV,

2. des Internetverbots in Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster
GlüÄndStV unbeschadet der Regelungen in Artikel 1
§ 27 Absatz 2 Satz 2 Erster GlüÄndStV,

3. der Werbebeschränkungen nach Artikel 1 § 5 Erster
GlüÄndStV,

4. der Anforderungen an das Sozialkonzept nach Artikel 1
§ 6 Erster GlüÄndStV und

5. der Anforderungen an die Aufklärung über Suchtri -
siken nach Artikel 1 § 7 Erster GlüÄndStV

sichergestellt ist. § 2 Absatz 1 Sätze 5 bis 7 und Absatz 8
finden Anwendung.

§ 23

Buchmachererlaubnis 

Eine Erlaubnis nach § 2 des Rennwett- und Lotterie -
gesetzes in der jeweils geltenden Fassung darf unbescha-
det des Artikels 1 § 27 Erster GlüÄndStV und der auf der
Grundlage des Rennwett- und Lotteriegesetzes erlasse-
nen Vorschriften des Bundesrechts nur erteilt werden,
wenn

1. die Einhaltung

a) der Jugendschutzanforderungen nach Artikel 1 § 4
Absatz 3 Erster GlüÄndStV,

b) des Internetverbots in Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster
GlüÄndStV unbeschadet der Regelungen in Artikel 1
§ 27 Absatz 2 Satz 2 Erster GlüÄndStV,

c) der Werbebeschränkungen nach Artikel 1 § 5 Ers -
ter GlüÄndStV,

d) der Anforderungen an das Sozialkonzept nach Arti-
kel 1 § 6 Erster GlüÄndStV und 

e) der Anforderung an die Aufklärung über Suchtrisi-
ken nach Artikel 1 § 7 Erster GlüÄndStV

sichergestellt ist,
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2. bei Veranstaltern von Pferdewetten als Festquoten-
wetten die Teilnahme am Sperrsystem nach Artikel 1
§§ 8 und 23 Erster GlüÄndStV sichergestellt ist,

3. bei Vermittlern von Pferdewetten als Festquotenwet-
ten die Mitwirkung am Sperrsystem nach Artikel 1 § 8
Absatz 6 Erster GlüÄndStV sichergestellt ist und 

4. der Ausschluss gesperrter Spieler nach Artikel 1 § 27
Absatz 3 in Verbindung mit § 21 Absatz 5 Satz 1 Ers -
ter GlüÄndStV sichergestellt ist.

§ 2 Absatz 1 Sätze 5 bis 7 und Absatz 8 finden Anwen-
dung.

§ 24

Teilnahmebedingungen

(1) Die Teilnahmebedingungen für Veranstaltungen und
für das Vermitteln von Pferdewetten, die nicht im länder-
einheitlichen Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a Absatz 2
Satz 1 Nummer 3 Erster GlüÄndStV erlaubt werden, be-
dürfen der Erlaubnis der zuständigen Behörde. 

(2) In den Teilnahmebedingungen für Veranstaltungen
von Pferdewetten sind insbesondere Bestimmungen zu
treffen über

1. die Voraussetzungen, unter denen ein Spiel- und
Wettvertrag zustande kommt,

2. die Gewinnpläne und Ausschüttungen,

3. die Bekanntmachung der Ergebnisse der Pferdewet-
ten,

4. die Frist, innerhalb derer ein Gewinnanspruch geltend
gemacht werden kann,

5. die Verwendung der Gewinne, auf die ein Anspruch
nicht fristgerecht geltend gemacht worden ist oder die
nicht zugestellt werden können, und 

6. die Auszahlung der Gewinne.

(3) Der Veranstalter oder Vermittler muss vor Vertrags-
abschluss auf seine Teilnahmebedingungen hinweisen
oder sie deutlich sichtbar aushängen und dem Spieler in
zumutbarer Weise die Möglichkeit verschaffen, von dem
Inhalt Kenntnis zu nehmen. 

§ 25

Spielersperre, Sperrdatei, Sperrsystem 
und Sozialkonzept

Auf Veranstalter und Vermittler von Pferdewetten als
Festquotenwetten finden die §§ 4 bis 7 entsprechende
Anwendung.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2431

26

§ 26

Aufsicht

(1) Um den Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung zu gewährleisten und insbesondere sicherzustellen,
dass dieses Gesetz, der Erste Glücksspieländerungs-
staatsvertrag, das Rennwett- und Lotteriegesetz, die auf
seiner Grundlage erlassenen Vorschriften des Bundes-
rechts, die in der Erlaubnis nach §§ 1 und 2 des Renn-
wett- und Lotteriegesetzes verfügten Nebenbestimmun-
gen sowie die Teilnahmebedingungen eingehalten wer-
den, kann die zuständige Behörde alle erforderlichen
Anordnungen und sonstigen Maßnahmen treffen.

(2) § 3 findet Anwendung.

Abschnitt 6:

Spielbanken

§ 27

Zulassung von Spielbanken

(1) Eine Spielbank darf mit einer Erlaubnis in den Städ-
ten Baden-Baden und Konstanz sowie in Stuttgart be -
trieben werden. Über die Zulassung weiterer Spielban-
ken sowie Zweigstellen zu bestehenden Spielbanken ent-
scheidet die Landesregierung mit Zustimmung des Land-
tags durch Rechtsverordnung, wenn dies zur besseren Er-
reichung der Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV
erforderlich ist.

(2) Die Spielbankerlaubnis wird vorbehaltlich des § 28
Absatz 5 Satz 2 einem Betreiber für den Betrieb aller
Spielbanken im Land erteilt. Eine Spielbankerlaubnis
darf nur erteilt werden, wenn durch die Errichtung und
den Betrieb der Spielbanken die öffentliche Sicherheit
und Ordnung nicht gefährdet wird und die in § 2 Absatz 1
genannten Voraussetzungen sowie die nachfolgenden
Bestimmungen erfüllt sind.

§ 28

Erlaubnisverfahren

(1) Die Erlaubnis für den Betrieb der Spielbanken in den
in § 27 Absatz 1 genannten Städten wird aufgrund einer
Ausschreibung erteilt. Die Ausschreibung ist im Staats-
anzeiger für Baden-Württemberg und im Amtsblatt der
Europäischen Union mit einer angemessenen Frist für
die Einreichung von Anträgen öffentlich bekannt zu 
machen. Anträge, die nicht fristgerecht eingehen oder
nicht alle Angaben und Unterlagen nach Absatz 2 ent-
halten, sind ohne weitere Sachprüfung abzulehnen.

(2) Der Antrag bedarf der Schriftform. Er muss alle An-
gaben, Nachweise und Unterlagen in deutscher Sprache
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enthalten, die in der Ausschreibung bezeichnet sind. Da-
zu gehören insbesondere

1. Nachweise über die Zuverlässigkeit und die fach -
liche Eignung des Antragstellers und der für die Lei-
tung der Spielbank vorgesehenen Personen,

2. eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren
Beteiligungen sowie der Kapital- und Stimmrechts-
verhältnisse bei der den Antrag stellenden Person
und den mit ihr im Sinne des Aktiengesetzes verbun-
denen Unternehmen sowie Angaben über Angehöri-
ge im Sinne des § 15 der Abgabenordnung unter den
Beteiligten; Gleiches gilt für Vertreter der Person
oder Personengesellschaft oder des Mitglieds eines
Organs einer juristischen Person; daneben sind der
Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen Be-
stimmungen der den Antrag stellenden Person sowie
Vereinbarungen, die zwischen an der den Antrag
stellenden Person unmittelbar oder mittelbar Betei-
ligten bestehen und sich auf die Veranstaltung von
Glücksspielen beziehen, vorzulegen; die Inhaber-
und Beteiligungsverhältnisse der den Antrag stellen-
den Person sind vollständig offenzulegen; bei Perso-
nengesellschaften sind die Identität und die Adressen
aller Gesellschafter, Anteilseigner oder sonstiger Ka-
pitalgeber, bei juristischen Personen des Privatrechts
von solchen, die mehr als fünf Prozent des Grundka-
pitals halten oder mehr als fünf Prozent der Stimm-
rechte ausüben, sowie generell alle Treuhandverhält-
nisse anzugeben,

3. Planunterlagen der Gebäude und Räume, in denen
die Spielbanken betrieben werden sollen, sowie
Nachweise über die bau- und zivilrechtliche Zuläs-
sigkeit des Spielbankbetriebs,

4. eine Darstellung der Maßnahmen zur Gewährleis -
tung der Sicherheit und Ordnung des Betriebs der
Spielbanken und der sonstigen öffentlichen Belange
unter besonderer Berücksichtigung der Informations-
technik- und Datensicherheit (Sicherheitskonzept),

5. eine Darstellung, wie die Transparenz des Betriebs
sichergestellt wird und gewährleistet wird, dass eine
Überwachung jederzeit möglich ist und nicht durch
Dritte oder am Betrieb Beteiligte vereitelt werden
kann,

6. eine Darstellung der Maßnahmen zur Verhinderung
von Geldwäsche (Konzept zur Bekämpfung von
Geldwäsche),

7. ein Sozialkonzept einschließlich der Maßnahmen zur
Sicherstellung des Ausschlusses gesperrter Spieler
sowie von Personen unter 21 Jahren,

8. eine Darstellung der Wirtschaftlichkeit des Betriebs
der Spielbanken unter Berücksichtigung einer weit -
gehenden Abschöpfung der Spielerträge für die in § 36
genannten Zwecke (Wirtschaftlichkeitskonzept),
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9. eine Darlegung der rechtmäßigen Herkunft der für
die Veranstaltung öffentlicher Glücksspiele erforder-
lichen Mittel,

10. eine Erklärung zur Erbringung weiterer Leistungen
nach § 34 Absatz 2,

11. ein Marketingkonzept, insbesondere eine Darstellung
der beabsichtigten Werbemaßnahmen (Werbekonzept),

12. ein Spielkonzept einschließlich einer Spielordnung,

13. ein Nachweis der in der Ausschreibung in angemes-
sener Höhe festzusetzenden finanziellen Sicherheits-
leistung (Spielbankreserve),

14. eine Erklärung der Übernahme der Kosten für die
Überprüfung des Sicherheits-, Sozial- und Wirt-
schaftlichkeitskonzepts und, soweit erforderlich,
sons tiger Unterlagen durch einen von der zustän -
digen Behörde beigezogenen Sachverständigen oder
Wirtschaftsprüfer,

15. eine Verpflichtungserklärung der den Antrag stellen-
den Person, weder selbst noch durch verbundene Un-
ternehmen unerlaubtes Glücksspiel in Deutschland
zu veranstalten oder zu vermitteln, und

16. eine Erklärung der den Antrag stellenden Person,
dass die vorgelegten Unterlagen und Angaben voll-
ständig sind.

Insbesondere in den Fällen von Satz 3 Nummern 4 bis 7,
11 und 12 sollen die Konzepte standortübergreifend aus-
gearbeitet werden. Nachweise und Unterlagen aus einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum stehen inländischen Nach -
weisen und Unterlagen gleich, wenn aus ihnen hervor-
geht, dass damit eine Anforderung der in Satz 3 genann-
ten Voraussetzungen erfüllt ist. Die Unterlagen sind auf
Kosten der den Antrag stellenden Person in beglaubigter
Kopie und beglaubigter deutscher Übersetzung vorzule-
gen.

(3) Die zuständige Behörde kann die den Antrag stellen-
de Person unter Fristsetzung zur Ergänzung und zur Vor-
lage weiterer Angaben, Nachweise und Unterlagen in
deutscher Sprache auffordern. Sie ist befugt, Erkenntnis-
se der Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder,
insbesondere zu den Voraussetzungen nach Absatz 2
Satz 3 Nummer 9, abzufragen. Ist für die Prüfung im
Auswahlverfahren ein Sachverhalt bedeutsam, der sich
auf Vorgänge außerhalb des Geltungsbereichs des Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrages bezieht, so hat die
den Antrag stellende Person diesen Sachverhalt aufzu-
klären und die erforderlichen Beweismittel zu beschaf-
fen. Sie hat dabei alle für sie bestehenden rechtlichen
und tatsächlichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Sie
kann sich nicht darauf berufen, dass sie Sachverhalte
nicht aufklären oder Beweismittel nicht beschaffen kann,
wenn sie sich nach Lage des Falles bei der Gestaltung ih-
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rer Verhältnisse die Möglichkeit dazu hätte beschaffen
oder einräumen lassen können. Wird die Frist zur Vor -
lage ergänzender Angaben, Nachweise und Unterlagen
nicht eingehalten, bleiben die Angaben, Nachweise und
Unterlagen im weiteren Verfahren unberücksichtigt,
wenn ihre Berücksichtigung die Einleitung oder sachge-
rechte Durchführung des Erlaubnisverfahrens verzögern
würde, die den Antrag stellende Person die Verspätung
nicht genügend entschuldigt und diese über die Folgen
einer Fristversäumung belehrt worden ist. Der Entschul-
digungsgrund ist auf Verlangen der zuständigen Behörde
glaubhaft zu machen.

(4) Die im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens Aus-
kunfts- und Vorlagepflichtigen haben jede Änderung der
maßgeblichen Umstände nach Antragstellung unverzüg-
lich der zuständigen Behörde mitzuteilen und geplante
Veränderungen von Beteiligungsverhältnissen oder sons -
tigen Einflüssen der zuständigen Behörde schriftlich an-
zuzeigen.

(5) Die Auswahl unter mehreren geeigneten und zuver-
lässigen Antragstellern ist danach zu treffen, wer nach
Beurteilung der zuständigen Behörde am besten geeignet
ist, die Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV zu er-
reichen und insbesondere am besten,

1. beim Betrieb der Spielbanken die Einhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der sonsti-
gen öffentlichen Belange gewährleistet,

2. weitgehende Informations-, Einwirkungs- und Kon-
trollbefugnisse der zuständigen Behörden sicherstellt,

3. seine nachhaltige finanzielle Leistungsfähigkeit nach-
weist,

4. einen wirtschaftlichen Betrieb der Spielbanken ge-
währleistet,

5. den Spielerschutz gewährleistet und

6. mit seinem Spielkonzept die Ziele des § 1 umsetzt, ins-
besondere mit einer geeigneten Alternative zum nicht
erlaubten Spiel den Spieltrieb der Bevölkerung in ge-
ordnete und überwachte Bereiche lenkt sowie der Ent-
wicklung und Ausbreitung von unerlaubten Glücks -
spielen in Schwarzmärkten entgegenwirkt. 

Für den Fall, dass sich kein geeigneter Antragsteller be-
ziehungsweise keine geeignete Antragstellerin finden
lässt, kann ausnahmsweise unter Beachtung der Voraus-
setzungen des Absatzes 2 eine Erlaubnis für einen ein-
zelnen Standort erteilt werden, wenn andernfalls die Zie-
le des § 1 nicht erreicht werden können. Hierauf ist in der
Ausschreibung hinzuweisen. 

(6) Die Erlaubnis ist auf maximal 15 Jahre zu befristen.
Eine Verlängerung ist nicht möglich.

(7) Die Erlaubnis erlischt, wenn der Betrieb der Spiel-
banken nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung
der Erlaubnis aufgenommen wird, es sei denn, in der Er-
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laubnis wird ausdrücklich etwas anderes bestimmt. Die
Erlaubnis erlischt ferner, wenn der Betrieb einer Spiel-
bank nachträglich ohne Zustimmung der für die Erlaub-
niserteilung zuständigen Behörde eingestellt wird. 

§ 29

Betrieb öffentlicher Spielbanken

(1) Der Aufenthalt in der Spielbank während des Spiel-
betriebs ist Personen unter 21 Jahren sowie gesperrten
Personen nicht gestattet. Personen, die bei der Spielbank
oder einem Nebenbetrieb der Spielbank beschäftigt sind,
müssen volljährig sein. Für Beschäftigte, die unter 
21 Jahre sind, sind im Sozialkonzept besondere Maß -
nahmen vorzusehen. Dieser Personenkreis ist besonders
zu beaufsichtigen.

(2) Die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme am Spiel
ist nicht gestattet:

1. Personen, bei denen dadurch offensichtlich der eigene
notwendige Unterhalt oder die Erfüllung von Unter-
haltspflichten gefährdet würde,

2. Personen, die mit der Leitung der Spielbank beauf-
tragt sind, sowie Gesellschaftern und Mitgliedern von
Organen der Spielbank,

3. Personen, die bei der Spielbank oder einem Nebenbe-
trieb der Spielbank beschäftigt sind, oder

4. Personen, die mit der Aufsicht über die Spielbank
oder mit der Festsetzung und Erhebung der Spielbank-
abgabe oder der weiteren Leistungen beauftragt sind.

(3) An folgenden Tagen ist die Spielbank geschlossen zu
halten:

1. Karfreitag,

2. Allerheiligen,

3. Allgemeiner Buß- und Bettag,

4. Totensonntag, 

5. Volkstrauertag,

6. Heiligabend und Erster Weihnachtsfeiertag.

Aus besonderem Anlass kann die Aufsichtsbehörde an-
ordnen, dass die Spielbank an bestimmten weiteren Ta-
gen geschlossen bleibt.

(4) In einer Spielbank muss auf geeignete Weise sicher-
gestellt werden, dass in den Spielbereichen die aktuelle
Uhrzeit ersichtlich ist.
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§ 30

Spielordnung

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person erlässt zur Re-
gelung des Spielbetriebs der Spielbank eine Spielord-
nung. In ihr ist insbesondere zu bestimmen,

1. nach welchen Regeln gespielt wird, insbesondere wie
und in welcher Höhe die Spieleinsätze zu erbringen
sind und wie die Gewinne festgestellt und ausgezahlt
werden,

2. zu welchen Zeiten und für welche Spiele die Spiel-
bank täglich geöffnet ist,

3. welche Auskünfte und welche Nachweise von Be -
suchern der Spielbank zur Überprüfung ihrer Spielbe-
rechtigung verlangt werden dürfen und

4. das Nähere über die Führung eines Besucherverzeich-
nisses.

Die Spielordnung und alle sonstigen den Spielbetrieb 
regelnde Bestimmungen sind im Eingangsbereich der
Spielbank und in den Spielsälen deutlich sichtbar aus-
zuhängen.

(2) Die Spielordnung bedarf der vorherigen Zustimmung
der Aufsichtsbehörde.

§ 31

Spielbankenaufsicht

(1) Zur Sicherstellung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung sowie um sonstige öffentliche Belange zu ge-
währleisten und sicherzustellen, dass dieses Gesetz, die
in der Erlaubnis verfügten Nebenbestimmungen sowie
die Spielordnung eingehalten werden, der Spielbetrieb
ordnungsgemäß durchgeführt wird und die Auszahlung
der Spielgewinne jederzeit gewährleistet ist, kann die zu-
ständige Behörde alle erforderlichen Anordnungen und
sonstige Maßnahmen treffen. Sie ist insbesondere be-
rechtigt, während der üblichen Geschäfts- und Betriebs-
zeiten der Spielbank

1. den gesamten Betrieb der Spielbank zu überwachen
und zu überprüfen und sich hierbei auch Dritter zu be-
dienen,

2. alle dem Betrieb der Spielbank dienenden Räume zu
betreten, Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen
und die geschäftlichen Unterlagen der Spielbank ein-
zusehen und

3. durch Beauftragte an Sitzungen und Besprechungen
entscheidungsbefugter Gremien des Erlaubnisinhabers
beziehungsweise der Erlaubnisinhaberin teilzunehmen.

(2) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflich-
tet, der Aufsichtsbehörde innerhalb von sechs Monaten
nach Ende eines jeden Geschäftsjahres einen von einem
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Wirtschaftsprüfer geprüften Jahresabschluss nebst Lage-
bericht und den Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers
vorzulegen. Die Kosten hierfür trägt die die Erlaubnis in-
nehabende Person.

§ 32

Videoüberwachung

(1) Die Spielbank muss zur Sicherstellung des ord-
nungsgemäßen Spielablaufs, zum Schutz von Manipula-
tionen, zur Verhinderung, Aufdeckung und Verfolgung
von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheb -
licher Bedeutung, zur Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit sowie zur Finanz- und Abgaben-
kontrolle Videoüberwachung (Videobeobachtung und
Videoaufzeichnung) durchführen.

(2) Folgende Bereiche sind mit Videokameras zu über-
wachen:

1. Zugänge für Spielgäste und Personal,

2. der Empfangsbereich der Spielbank (Foyer, Garde -
robe und Rezeption),

3. Spielbereiche (Spielsäle, Spieltische, Automaten und
Kassen) sowie

4. interne Sicherheitsbereiche, Abrechnungs- und Kas-
senräume.

(3) Auf die Videoüberwachung und die erhebende Stelle
ist auf den Zugangswegen zur Spielbank in einem Be-
reich, der von der Videoüberwachung noch nicht erfasst
ist, sowie im Eingangsbereich hinzuweisen.

(4) Die gemäß Absatz 1 erhobenen Daten dürfen ge -
speichert werden. Sie sind spätestens acht Tage nach Be-
endigung des Spielbetriebs des Tages der Aufzeichnung
zu löschen, es sei denn die weitere Speicherung ist erfor-
derlich zum Erreichen eines der in Absatz 1 genannten
Ziele und es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass
überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen
beeinträchtigt werden. In diesem Fall ist auch die Über-
mittlung und Nutzung der nach Absatz 1 erhobenen Da-
ten zulässig. Die Daten dürfen verarbeitet und genutzt
werden von

1. der Geschäftsleitung des Unternehmens,

2. den vom Spielbankunternehmen mit der Überwachung
des ordnungsgemäßen Spielbetriebs beauftragten Per-
sonen,

3. den für die Aufsicht über die Spielbanken zuständigen
Bediensteten des Innenministeriums Baden-Württem-
berg und des Regierungspräsidiums Karlsruhe sowie
den für die Überwachung zuständigen Bediensteten
des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft Baden-
Württemberg, der Oberfinanzdirektion Karlsruhe und
des zuständigen Finanzamts sowie
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4. der Polizei und der Staatsanwaltschaft im Rahmen ih-
rer gesetzlichen Aufgaben sowie den jeweils mit den
Aufgaben Beauftragten. 

(5) Im Falle des Absatzes 4 Satz 2 sind die Videoauf-
zeichnungen und daraus gefertigte oder sich auf die Vi-
deoüberwachung beziehende Unterlagen spätestens vier
Wochen nach der Datenerhebung zu löschen, soweit sie
nicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von er-
heblicher Bedeutung oder von Straftaten oder zur Gel-
tendmachung von Rechtsansprüchen benötigt werden.

(6) Werden die durch Videoüberwachung erhobenen Da-
ten einer bestimmten Person zugeordnet, dann ist diese
über die Tatsache der Speicherung zu benachrichtigen. 
§ 14 Absatz 2 und 3 des Landesdatenschutzgesetzes fin-
det entsprechende Anwendung.

(7) Der erstmalige Einsatz der Videoüberwachung in ei-
nem Bereich und Veränderungen sind der zuständigen
Aufsichtsbehörde schriftlich anzuzeigen unter Angabe 

1. des Bereichs, der überwacht werden soll,

2. des damit verfolgten Ziels,

3. des Verantwortlichen sowie

4. ob und wie lange die Aufnahmen gespeichert werden
sollen.

(8) Im Übrigen gilt das Landesdatenschutzgesetz in der
jeweils geltenden Fassung.

§ 33

Spielbankabgabe

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflich-
tet, an das Land eine Spielbankabgabe zu entrichten. Die
Spielbankabgabe beträgt bei einem Brutto-Spielertrag im
Kalenderjahr von bis zu 25 Millionen Euro 30 Prozent
und für den 25 Millionen Euro im Kalenderjahr überstei-
genden Brutto-Spielertrag 35 Prozent des Brutto-Spieler-
trags.

(2) Die Spielbankabgabe kann in den ersten drei Be -
triebs jahren einer Spielbank um jeweils bis zu 10 Pro-
zent der Abgabenbeträge nach Absatz 1 ermäßigt wer-
den. Bei der Entscheidung ist die zu erwartende Kosten-
belastung für die die Erlaubnis innehabende Person ins-
besondere durch nachzuweisende Investitionen in die
Spielbank angemessen zu berücksichtigen. Satz 1 findet
keine Anwendung bei der Erteilung einer Erlaubnis für
den Betrieb einer bestehenden Spielbank oder bei einem
Wechsel der Gebäude oder Räume, in denen die Spiel-
bank betrieben werden darf. 

(3) Bei einer Spielbank, deren wirtschaftliche Situation
oder Entwicklung nachhaltig beeinträchtigt ist, können
die in Absatz 1 genannten Abgabensätze unter Berück-
sichtigung der öffentlichen Belange und der Belange der
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die Erlaubnis innehabenden Person um bis zu 10 Prozent
des Brutto-Spielertrags ermäßigt werden. Maßstab für
die Ermäßigung ist eine auf gesicherter betriebswirt-
schaftlicher Grundlage beruhende Prognose über die
voraussichtliche wirtschaftliche Entwicklung der Spiel-
bank. Negative wirtschaftliche Entwicklungen, die auf
Entscheidungen der Spielbank beziehungsweise der die
Erlaubnis innehabenden Person zurückzuführen sind,
rechtfertigen keine Ermäßigung nach Satz 1. Unter Be -
rücksichtigung des ordnungsrechtlichen Abschöpfungs-
gedankens muss der die Erlaubnis innehabenden Person
ein nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit aus -
reichender Unternehmergewinn verbleiben.

(4) Über die Höhe der Ermäßigung der Abgabenbeträge
nach Absatz 2 Satz 1 und der Abgabensätze nach Absatz 3
Satz 1 entscheidet das Finanz- und Wirtschaftsministeri-
um im Benehmen mit dem Innenministerium.

(5) Die tarifliche Spielbankabgabe nach den Absätzen 1
bis 3 ermäßigt sich um die nach dem Umsatzsteuergesetz
geschuldete und entrichtete Umsatzsteuer aufgrund von
Umsätzen, die durch den Betrieb der Spielbank bedingt
sind. Die insoweit entrichtete Umsatzsteuer wird auf die
nach diesem Gesetz zu entrichtende Spielbankabgabe so-
lange angerechnet, bis sie vollständig verrechnet ist. Ent-
sprechende Umsatzsteuererstattungen führen zu einer
Erhöhung der Spielbankabgabe.

(6) Brutto-Spielertrag ist der Betrag

1. um den die täglichen Spieleinsätze die den Spielern
nach den Spielregeln zustehenden Gewinne überstei-
gen, wenn die Spielbank ein Spielrisiko trägt, oder

2. der der Spielbank zufließt, wenn sie kein Spielrisiko
trägt.

(7) Nicht abgeholte Einsätze und Gewinne sowie Be -
träge, die nach dem Ende der Einsatzmöglichkeit gesetzt,
vom Spieler nicht zurückgenommen werden und der
Spielbank verbleiben, sind dem Brutto-Spielertrag zuzu-
rechnen.

(8) Falsche Spielmarken, falsche Geldscheine, falsche
Münzen sowie Spielmarken anderer Spielbanken mindern
den Brutto-Spielertrag nicht und sind mit dem Wert zu
berücksichtigen, mit dem sie am Spiel teilgenommen ha-
ben. Münzen und Geldscheine anderer Währungen sind
mit dem Kurswert dem Brutto-Spielertrag zuzurechnen.

(9) Spielverluste eines Spieltages dürfen auf Brutto-
Spielerträge der folgenden 14 Tage angerechnet werden. 

§ 34

Weitere Leistungen

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflich-
tet, neben der Spielbankabgabe nach § 33 an das Land
weitere Leistungen zu entrichten. 
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(2) Die weiteren Leistungen umfassen 

1. 15 Prozent des Brutto-Spielertrags (§ 33 Absätze 6 bis 9)
und

2. eine Gewinnabgabe von 95 Prozent der Bemessungs-
grundlage nach Absatz 3.

(3) Bemessungsgrundlage für die Gewinnabgabe ist das
nach dem Handelsgesetzbuch zu ermittelnde Jahreser-
gebnis (Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag) der die
Erlaubnis innehabenden Person, das um folgende Be -
träge zu korrigieren ist:

1. Erhöhung um Aufwendungen im Zusammenhang mit
der Überlassung von Kapital (insbesondere Zinsen,
Bearbeitungsgebühren, Aufwendungen aus der Inan-
spruchnahme von Sicherheiten oder Bürgschaften,
Darlehensverluste); dies gilt nicht, wenn die zugrunde
liegenden Vereinbarungen mit einem Kreditinstitut
getroffen wurden, das oder dessen Hauptanteilseigner
nicht Gesellschafter der die Erlaubnis innehabenden
Person ist, 

2. Erhöhung um Aufwendungen für Tätigkeiten im Dienst
der Gesellschaft oder im Zusammenhang mit der Über-
lassung von Wirtschaftsgütern, Nutzungen oder Leis -
tungen, soweit diese oder die zugrunde liegenden Ver-
einbarungen nicht verkehrsüblich sind, sowie

3. Minderung um 5 Prozent der Summe aus Kapital und
Rücklagen, soweit diese Kapitalanteile zur Aufrecht -
erhaltung des notwendigen Spielbetriebs erforderlich
sind.

§ 35

Zuwendungen, Tronc

(1) Die in einer Spielbank als Spieltechniker beziehungs-
weise Spieltechnikerin oder als Kassierer beziehungs-
weise Kassiererin beschäftigten Personen dürfen von den
die Spielbank besuchenden Personen keine Geschenke,
Trinkgelder oder ähnliche Zuwendungen annehmen, die
ihnen mit Rücksicht auf ihre berufliche Tätigkeit ge-
macht werden. Zuwendungen im Sinne des Satzes 1 sind
nur zulässig, wenn sie den dafür aufgestellten Behältern
zugeführt werden (Tronc).

(2) Der Tronc ist von der die Erlaubnis innehabenden
Person treuhänderisch zu verwalten und nach Maßgabe
der arbeitsrechtlichen oder tarifvertraglichen Vereinba-
rungen zu verwenden.

§ 36

Verwendung der Erträge

Mindestens 50 Prozent, maximal 100 Prozent der Erträ-
ge aus der Spielbankabgabe (§ 33), den weiteren Leis -
tungen (§ 34) und den dem Land zufließenden Gewinn-
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ausschüttungen der die Erlaubnis innehabenden Person
sind nach näherer Bestimmung durch den jeweiligen
Staatshaushaltsplan für folgende Zwecke zu verwenden:

1. Ausgaben zugunsten staatlicher Heilbäder und zur Er-
füllung der Rechtsverpflichtungen gegenüber der
Stadt Baden-Baden aufgrund der Neustrukturierung
der Bäder- und Kurverwaltung Baden-Baden,

2. Förderung des Fremdenverkehrs,

3. Ausgaben zugunsten staatlicher Kulturdenkmale und
für Maßnahmen der Kulturförderung,

4. Finanzierung eines Infrastrukturfonds,

5. Förderung sonstiger gemeinnütziger Zwecke.

Die Belange der Sitzgemeinden sind innerhalb dieser
Verwendungszwecke angemessen zu berücksichtigen.
Die restlichen Erträge sind nach Maßgabe des jeweiligen
Staatshaushaltsplanes zu verwenden.

§ 37

Abgabenrechtliche Pflichten, Fälligkeit der Abgaben

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflich-
tet, unmittelbar nach Ende des Spielgeschehens den
Brutto-Spielertrag oder den Spielverlust des Spieltages
festzustellen und hierüber Aufzeichnungen zu fertigen.
Der Brutto-Spielertrag beziehungsweise Spielverlust ist
nach einzelnen Tischen und einzelnen Geräten getrennt
zu ermitteln und aufzuzeichnen. Ist beim Automaten-
spiel eine tägliche gerätebezogene Ermittlung und Auf-
zeichnung des Brutto-Spielertrags im Verhältnis zum 
Sicherheitsgewinn zu aufwändig, kann mit Zustimmung
des nach § 38 Absatz 1 zuständigen Finanzamts eine an-
dere angemessene Verfahrensweise zugelassen werden. 

(2) Die die Erlaubnis innehabende Person hat spätestens
am zehnten Tag des Kalendermonats für den vorangegan-
genen Kalendermonat die Spielbankabgabe nach § 33 und
die weiteren Leistungen nach § 34 Absatz 2 Nummer 1
selbst zu berechnen und Anmeldungen nach amtlich vor-
geschriebenem Vordruck abzugeben. Ist dieser Tag ein
Samstag, ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag, tritt
an seine Stelle der nächste Werktag. Die Abgaben werden
an dem Tag fällig, an dem die Anmeldefrist endet.

(3) Die die Erlaubnis innehabende Person hat für jeden
Kalendermonat eine anteilige Vorauszahlung auf die Ge-
winnabgabe nach § 34 Absatz 2 Nummer 2 zu entrichten,
die sie für das laufende Geschäftsjahr voraussichtlich
schulden wird. Sie hat dem Finanzamt spätestens am
zehnten Tag des Kalendermonats für den vorangegange-
nen Kalendermonat eine Voranmeldung nach amtlichem
Vordruck abzugeben, in der sie die Vorauszahlung auf
die Gewinnabgabe selbst zu berechnen hat. Die Voraus-
zahlung wird an dem Tag fällig, an dem die Voranmel-
dungsfrist endet. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
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(4) Die die Erlaubnis innehabende Person hat bis zum
30. Juni des Folgejahres eine Steuererklärung über die
Gewinnabgabe nach § 34 Absatz 2 Nummer 2 des abge-
laufenen Jahres abzugeben, in der sie die zu entrichtende
Steuer selbst zu berechnen hat (Steueranmeldung).
Weicht die Steuer von der Summe der Voranmeldungen
ab, so ist der Unterschiedsbetrag zugunsten des Finanz-
amtes einen Monat nach Eingang der Steueranmeldung
fällig. Setzt das Finanzamt die Steuer abweichend von
der Steueranmeldung für das Kalenderjahr fest, so ist der
Unterschiedsbetrag zugunsten des Finanzamtes einen
Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheides fäl-
lig. Die Fälligkeit rückständiger Vorauszahlungen nach
Absatz 3 bleibt von den Sätzen 2 und 3 unberührt.

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 abzugebenden Anmel-
dungen sind von einer Person, die zur Vertretung der die
Erlaubnis innehabenden Person berechtigt ist, eigenhän-
dig zu unterschreiben. Sie gelten als Steueranmeldungen
im Sinne des § 167 der Abgabenordnung.

§ 38

Abgabenrechtliche Verfahrensvorschriften

(1) Die Spielbankabgabe und die weiteren Leistungen wer-
den durch das Finanzamt verwaltet, in dessen Bezirk sich
die Geschäftsleitung des Erlaubnisinhabers beziehungs-
weise der Erlaubnisinhaberin befindet; § 17 Absatz 2 des
Finanzverwaltungsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Auf die Spielbankabgabe und die weiteren Leistun-
gen finden, soweit sich aus diesem Gesetz nichts Ab -
weichendes ergibt, die Vorschriften der Abgabenord-
nung sinngemäß Anwendung. Der Spielbetrieb sowie die
Ermittlung des Brutto-Spielertrags werden durch die Fi-
nanzämter in entsprechender Anwendung der §§ 210 und
211 der Abgabenordnung am Spielort laufend über-
wacht. Die Finanzämter können sich hierbei auch Dritter
bedienen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit
eingeschränkt.

§ 39

Landesrechtliche Steuerbefreiung

Unbeschadet der in § 6 Absatz 1 der Verordnung über
öffentliche Spielbanken vom 27. Juli 1938 (RGBl. I 
S. 955) in der jeweiligen Fassung geregelten Befreiung
von Bundessteuern ist die die Erlaubnis innehabende
Person für den Betrieb der Spielbank auch von der Zah-
lung derjenigen Steuern befreit, die der Gesetzgebung
des Landes unterliegen und im unmittelbaren Zusam-
menhang mit dem Betrieb der Spielbank stehen. Satz 1
gilt auch für örtliche Verbrauchs- und Aufwandsteuern,
die von den Gemeinden aufgrund von § 9 Absatz 4 des
Kommunalabgabengesetzes erhoben werden können.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2431

38

Abschnitt 7:

Spielhallen

§ 40 

Begriffsbestimmung

Eine Spielhalle im Sinne dieses Gesetzes ist ein Unter-
nehmen oder Teil eines Unternehmens im stehenden Ge-
werbe, das ausschließlich oder überwiegend der Aufstel-
lung von Spielgeräten nach § 33 c Absatz 1 Satz 1 oder
der Veranstaltung anderer Spiele nach § 33 d Absatz 1
Satz 1 der Gewerbeordnung dient. Als Geld- oder Wa-
renspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit gelten auch Er-
probungsgeräte.

§ 41

Erlaubnis für Spielhallen

(1) Der Betrieb einer Spielhalle bedarf der Erlaubnis
nach diesem Gesetz, die die Erlaubnis nach § 33 i der Ge-
werbeordnung ersetzt und die Erlaubnis nach Artikel 1
§ 24 Absatz 1 Erster GlüÄndStV mit umfasst. Sonstige
Genehmigungserfordernisse nach anderen Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt. Die Erlaubnis ist auf maxi-
mal 15 Jahre zu befristen. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Vorausset-
zungen des § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummern 2, 3, 5 oder 6
nicht vorliegen oder 

1. die in § 33 c Absatz 2 oder § 33 d Absatz 3 der Gewer-
beordnung genannten Versagungsgründe vorliegen,

2. die Voraussetzungen nach § 42 nicht erfüllt sind,

3. ein Sozialkonzept nach § 7 in Verbindung mit § 43
Absatz 2 nicht vorgelegt wird oder

4. der Betrieb der Spielhalle eine Gefährdung der Jugend,
eine übermäßige Ausnutzung des Spieltriebs, schäd -
liche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes im -
missionsschutzgesetzes oder sonst eine nicht zumut -
bare Belästigung der Allgemeinheit, der Nachbarn
oder einer im öffentlichen Interesse bestehenden Ein-
richtung befürchten lässt.

(3) Die zuständige Behörde hat vor Erteilung der Erlaub-
nis die Zustimmung der Glücksspielaufsichtsbehörde
nach § 47 Absatz 1 hinsichtlich des Sozialkonzepts ein-
zuholen.

(4) Die Erlaubnis kann unbeschadet der Widerrufsgrün-
de nach § 49 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes
widerrufen werden, wenn

1. nachträglich Tatsachen eintreten, die eine Versagung
der Erlaubnis nach Absatz 2 rechtfertigen würden,
oder
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2. der Betreiber in schwerwiegender Weise oder wieder-
holt gegen Verpflichtungen verstößt, die ihm nach
diesem Gesetz oder der erteilten Erlaubnis obliegen.

§ 42 

Anforderungen an die Errichtung von Spielhallen

(1) Spielhallen müssen einen Abstand von mindestens
500 m Luftlinie, gemessen von Eingangstür zu Ein -
gangs tür, untereinander haben. 

(2) Die Erteilung einer Erlaubnis für eine Spielhalle, die
in einem baulichen Verbund mit weiteren Spielhallen
steht, insbesondere in einem gemeinsamen Gebäude
oder Gebäudekomplex untergebracht ist, ist ausgeschlos-
sen.

(3) Zu einer bestehenden Einrichtung zum Aufenthalt
von Kindern und Jugendlichen ist ein Mindestabstand
von 500 m Luftlinie, gemessen von Eingangstür zu Ein-
gangstür, einzuhalten.

§ 43

Anforderungen an die Ausübung des Betriebs

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person hat dafür zu
sorgen, dass sich in der Spielhalle keine Personen unter
18 Jahren oder gesperrte Spielerinnen und Spieler auf-
halten. Dies ist durch Einlasskontrollen sicherzustellen,
bei denen die Personalien der Gäste festgestellt und mit
der zentral geführten Sperrdatei nach Artikel 1 § 23 Ab-
satz 1 Erster GlüÄndStV abgeglichen werden.

(2) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflich-
tet, die Spielerinnen und Spieler zu verantwortungs -
bewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von
Spielsucht vorzubeugen. Dazu sind diese über die Ge-
winn- und Verlustwahrscheinlichkeiten, die Suchtrisiken
der aufgestellten Geldspielgeräte und der angebotenen
anderen Spiele, das Verbot des Aufenthalts Minderjähri-
ger in Spielhallen und Beratungs- und Therapiemöglich-
keiten zu informieren. Erlaubnisinhaber haben ferner

1. ein Sozialkonzept nach § 7 zu entwickeln und umzu-
setzen, 

2. einen Nachweis darüber zu erbringen, dass das Auf-
sichtspersonal der Spielhalle nach § 7 Absatz 2 ge-
schult wurde, und

3. Anträge auf Selbstsperren sowie Selbsttests offen und
deutlich sichtbar auszulegen.

(3) Das Aufstellen, die Bereithaltung oder der Betrieb
von technischen Geräten zur Bargeldabhebung ist nicht
gestattet. Dasselbe gilt für die Leistung von Zahlungs-
diensten gemäß § 1 Absatz 2 und 10 Nummern 4, 6 und
10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes vom 25. Juni
2009 (BGBl. I S. 1506).
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(4) Der Abschluss von Wetten sowie das Aufstellen und
der Betrieb von Geräten, an denen die Teilnahme am
Glücksspiel im Internet ermöglicht wird, oder deren Dul-
dung sind in einer Spielhalle unzulässig.

(5) Der Betrieb einer Schank- oder Speisewirtschaft ist
in den Räumen einer Spielhalle während der Sperrzeit
nach § 46 unzulässig.

§ 44

Anforderungen an die Werbung und Ausgestaltung

(1) Eine Spielhalle muss äußerlich so gestaltet sein, dass
von ihr keine Anreize für die dort angebotenen Spiele
ausgehen, keine Verharmlosung der angebotenen Spiele
stattfindet und kein zusätzlicher Anreiz für den Spielbe-
trieb geschaffen wird.

(2) Die Werbung für eine Spielhalle darf sich nicht an
Minderjährige, von Spielsucht Gefährdete oder ähnliche
Personengruppen richten.

(3) In einer Spielhalle sind Uhren so anzubringen, dass
sie von jedem Spielplatz aus eingesehen werden können.
Es ist ferner für ausreichenden Einfall von Tageslicht zu
sorgen, wenn dies aufgrund der räumlichen Lage der
Spielhalle nicht von vornherein ausgeschlossen ist.

§ 45 

Sperrdatei in Spielhallen

Für die Entgegennahme von Anträgen auf Selbstsperren
gilt § 4 Absatz 3.

§ 46 

Sperrzeit und Feiertagsruhe

(1) Die Sperrzeit für Spielhallen beginnt um 0 Uhr und
endet um 6 Uhr. Aufgrund besonderer örtlicher Verhält-
nisse oder bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses
kann der Beginn der Sperrzeit vorverlegt oder deren 
Ende hinausgeschoben werden. Eine Verkürzung der
Sperrzeit ist nicht zulässig.

(2) Für den Betrieb von Spielhallen sowie den Betrieb
von Geldspielgeräten in Gaststätten gilt § 29 Absatz 3
entsprechend.
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Abschnitt 8:

Sonstige Vorschriften

§ 47

Zuständigkeiten

(1) Das Regierungspräsidium Karlsruhe ist als Glücks-
spielaufsichtsbehörde im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2
für die Durchführung des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrages und dieses Gesetzes sowie für die Aus -
übung der Fachaufsicht in den Fällen des Absatzes 2 und
des § 13 Absatz 3 Satz 3 zuständig, sofern in diesem Ge-
setz oder dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag
nichts anderes bestimmt ist. Oberste Glücksspielauf-
sichtsbehörde ist das Innenministerium, soweit in den
nachfolgenden Bestimmungen nichts Abweichendes ge-
regelt ist.

(2) Sofern sich die Veranstaltung auf das Gemeindege-
biet beschränkt, sind die Ortspolizeibehörden zuständig
für die Überwachung allgemein erlaubter Veranstaltun-
gen nach § 15 Absatz 1 und für die Entgegennahme der
Anzeige nach § 15 Absatz 3 Satz 2. Erstreckt sich die
Veranstaltung auf das Gebiet mehrerer Gemeinden, ist
die Kreispolizeibehörde zuständig. Im Übrigen wirken
die Ortspolizeibehörden bei der Durchführung des Ar -
tikels 1 § 9 Absatz 1 Erster GlüÄndStV mit. Die zustän-
dige Behörde kann über die Art und den Umfang der
Mitwirkung der Ortspolizeibehörden allgemein oder im
Einzelfall Anordnungen treffen.

(3) Das Regierungspräsidium Karlsruhe ist zuständig für
die Durchführung des Rennwett- und Lotteriegesetzes
und für die auf seiner Grundlage erlassenen Vorschriften
des Bundesrechts, soweit es sich nicht um steuerrecht -
liche Vorschriften handelt und sofern nicht gemäß Ar -
tikel 1 § 27 Absatz 2 Satz 2 Erster GlüÄndStV ein län-
dereinheitliches Verfahren durchzuführen ist. Oberste
Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz.

(4) Zuständig für die Erteilung von Spielbankerlaubnis-
sen ist das Innenministerium. Dem Regierungspräsidium
Karlsruhe obliegt die Aufgabe der staatlichen Aufsicht
über die Spielbanken.

(5) Zuständige Behörden nach dem Siebten Abschnitt
sind die unteren Verwaltungsbehörden sowie die Ge-
meinden und Verwaltungsgemeinschaften mit eigener
Baurechtszuständigkeit. Ihre Auskunfts- und Nachschau-
rechte bestimmen sich nach § 29 der Gewerbeordnung.
Die fachliche Prüfung der Sozialkonzepte für Spielhallen
erfolgt durch das Regierungspräsidium Karlsruhe. Obers te
Aufsichtsbehörde ist das Finanz- und Wirtschaftsminis -
terium.

(6) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängige Verwal-
tungsverfahren werden von den nach bisherigem Recht
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zuständigen Behörden bis zum bestandskräftigen be -
ziehungsweise rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens
fortgeführt.

(7) Tritt der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag ge -
mäß Artikel 1 § 35 Absatz 2 Erster GlüÄndStV außer
Kraft und kommt Artikel 3 Absatz 4 des Gesetzes zu dem
Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag und zu dem
Staatsvertrag über die Gründung der GKL Gemeinsame
Klassenlotterie der Länder vom 26. Juni 2012 (GBl.
S. 385) zur Anwendung, ist das Regierungspräsidium
Karlsruhe für die Erteilung von Erlaubnissen gemäß Ar -
tikel 1 § 9 a Absatz 1 und 2 sowie § 19 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV zuständig. 

§ 48

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr -
lässig

1. ein öffentliches Glücksspiel veranstaltet, vermittelt
oder durchführt oder eine Spielhalle betreibt, ohne
eine nach diesem Gesetz erforderliche Erlaubnis zu
besitzen, 

2. als Veranstalter, Vermittler oder Durchführer eines
öffentlichen Glücksspiels den in der Erlaubnis ge -
mäß § 2, § 1 des Rennwett- und Lotteriegesetzes in
Verbindung mit § 22 oder § 2 des Rennwett- und Lot-
teriegesetzes in Verbindung mit § 23 getroffenen Re-
gelungen zum Jugend- oder Spielerschutz zuwider -
handelt,

3. für unerlaubte Glücksspiele wirbt,

4. seiner Verpflichtung aus § 7 oder § 43 Absatz 2 Satz 2
nicht nachkommt,

5. als Veranstalter, Vermittler oder Betreiber einer
Spielhalle zum Zwecke der Spielteilnahme entgegen
§ 8 einen Kredit gewährt, durch Beauftragte ge-
währen lässt oder zulässt, dass in seinem Unterneh-
men Dritte solche Kredite gewerbsmäßig gewähren,

6. entgegen Artikel 1 § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 Ers -
ter GlüÄndStV die erforderlichen Auskünfte nicht,
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig erteilt, ver-
langte Unterlagen und Hinweise nicht vorlegt oder
der zuständigen Behörde oder der nach § 47 Absatz 2
beauftragten Ortspolizeibehörde den Zugang zu den
Geschäftsräumen oder -grundstücken, in beziehungs-
weise auf denen öffentliches Glücksspiel veranstaltet
oder vermittelt wird, während der üblichen Ge-
schäfts- und Arbeitszeiten verwehrt,

7. entgegen Artikel 1 § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Ers -
ter GlüÄndStV als am Zahlungsverkehr Beteiligter
insbesondere als Kredit- oder Finanzdienstleistungs -
institut, vollziehbaren Untersagungsverfügungen der
zuständigen Behörde nicht nachkommt,
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8. gegen Bestimmungen oder Nebenbestimmungen einer
behördlichen Erlaubnis nach § 2 Absatz 4, § 1 des
Rennwett- und Lotteriegesetzes in Verbindung mit 
§ 22, § 2 des Rennwett- und Lotteriegesetzes in Verbin-
dung mit § 23 oder Artikel 1 § 17 Erster GlüÄndStV
verstößt,

9. entgegen § 2 Absatz 8 der zuständigen Behörde Än-
derungen von für die Erlaubniserteilung maßgeb -
lichen Tatsachen nicht, nicht rechtzeitig oder nicht
vollständig mitteilt,

10. der Pflicht zur Anzeige einer vorgesehenen Veran-
staltung bei der zuständigen Behörde nach § 15 Ab-
satz 3 Satz 2 nicht rechtzeitig nachkommt,

11. als gewerblicher Spielvermittler einer Anforderung
des Artikels 1 § 19 Erster GlüÄndStV zuwiderhan-
delt,

12. als gewerblicher Spielvermittler den Bericht nach 
§ 18 Absatz 3 nicht oder verspätet vorlegt,

13. als Vermittler von öffentlichen Glücksspielen oder
als Betreiber einer Spielhalle entgegen § 4 Absatz 3
einen Antrag auf Selbstsperre nicht unverzüglich an
die mit der Durchführung des staatlichen Glücks-
spiels nach § 9 Absatz 4 beauftragten juristischen
Person übermittelt,

14. entgegen Artikel 1 § 20 Absatz 2, § 21 Absatz 5 oder
§ 22 Absatz 2 Erster GlüÄndStV gesperrte Spieler an
den dort genannten Glücksspielen teilnehmen lässt,

15. an Feiertagen entgegen § 29 Absatz 3 eine Spielbank
oder entgegen § 46 Absatz 2 eine Spielhalle für den
Spielbetrieb öffnet oder in Gaststätten den Betrieb
von Geldspielgeräten zulässt,

16. entgegen § 32 Absatz 1 keine Videoüberwachung in
einer Spielbank durchführt,

17. entgegen § 43 Absatz 1 Satz 1 gesperrten Spielern
Zutritt gewährt oder eine Einlasskontrolle nicht 
sicherstellt, 

18. entgegen § 43 Absatz 1 Satz 2 den Abgleich mit der
Sperrdatei nicht vornimmt,

19. entgegen § 43 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 kein So -
zialkonzept entwickelt oder umsetzt,

20. entgegen § 43 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 einen
Nachweis nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollstän-
dig vorlegt,

21. entgegen § 43 Absatz 2 Satz 3 Nummer 3 Anträge
auf Selbstsperre oder Selbsttests nicht offen und
deutlich sichtbar auslegt,

22. entgegen § 43 Absatz 3 Satz 1 technische Geräte zur
Bargeldabhebung bereithält oder dies duldet,

23. entgegen § 43 Absatz 3 Satz 2 verbotene Zahlungs-
dienste durchführt, ermöglicht oder zulässt,
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24. entgegen § 43 Absatz 4 den Abschluss von Wetten
zulässt oder duldet,

25. entgegen § 43 Absatz 4 Geräte, an denen die Teil -
nahme am Glücksspiel im Internet möglich ist, auf-
stellt, betreibt oder deren Aufstellung oder Betrieb
duldet,

26. entgegen § 43 Absatz 5 in den Räumen einer Spiel-
halle während der für diese gültigen Sperrzeit eine
Schank- oder Speisewirtschaft betreibt oder dies dul-
det,

27. entgegen § 44 Absatz 1 eine Spielhalle gestaltet,

28. entgegen § 44 Absatz 2 für eine Spielhalle wirbt,

29. entgegen § 44 Absatz 3 die Vorgaben zur Ausgestal-
tung einer Spielhalle nicht einhält,

30. die für die Spielhalle gültigen Sperrzeiten nicht ein-
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 500 000 Euro geahndet werden.

(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit
bezieht oder die zur Begehung oder Vorbereitung ge-
braucht worden oder bestimmt gewesen sind, können
eingezogen werden. §§ 22 bis 29 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten sind anzuwenden.

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist
die Behörde, die für die Durchführung der verletzten
Vorschrift zuständig ist.

§ 49

Verordnungsermächtigung

Das Innenministerium wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen über eine Änderung
der Zahl der Annahmestellen nach § 13 Absatz 1 oder
der Zahl der Wettvermittlungsstellen nach § 20 Absatz 2,
soweit sie zur Erreichung der Ziele des Artikels 1 § 1 Ers -
ter GlüÄndStV erforderlich ist.

§ 50

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) § 9 Absatz 1 Satz 3 der Gaststättenverordnung in der
Fassung vom 18. Februar 1991 (GBl. S. 196, ber. 1992
S. 227), zuletzt geändert durch Verordnung vom 10. No-
vember 2009 (GBl. S. 671), wird aufgehoben.

(2) Die Verordnung der Landesregierung über Zustän-
digkeiten nach der Gewerbeordnung vom 16. Dezember
1985 (GBl. S. 582, ber. 1986 S. 160), zuletzt geändert
durch Artikel 89 der Verordnung vom 25. Januar 2012
(GBl. S. 65, 75), wird wie folgt geändert:
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§ 10 Nummer 1 wird wie folgt geändert:

1. Die Angabe „und § 33 i“ wird gestrichen.

2. Nach dem Wort „Rechtsverordnungen“ werden die
Wörter „ , nach dem Siebten Abschnitt des Landes-
glücksspielgesetzes“ eingefügt.

Abschnitt 9:

Schlussvorschriften

§ 51

Übergangsregelung

(1) Annahmestellen, die vor dem 31. Dezember 2011 er-
laubt wurden und die in einer Gaststätte betrieben wer-
den, ohne dass die in § 13 Absatz 3 Satz 3 Nummer 4
aufgestellten Voraussetzungen erfüllt sind, dürfen bis
zum 30. Juni 2013 weiterbetrieben werden. 

(2) Die Erlaubnisse für die Spielbanken Baden-Baden
und Konstanz gelten bis zum 29. Dezember 2015 fort.

(3) § 33 i der Gewerbeordnung ist für die Erteilung von
Erlaubnissen für Unternehmen nach § 40 Satz 1 letztmals
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuwenden. Im
Übrigen finden die Gewerbeordnung und die Spielver-
ordnung sowie die auf diesen Grundlagen erlassenen Be-
stimmungen in der jeweils geltenden Fassung weiterhin
Anwendung.

(4) Für den Betrieb einer bestehenden Spielhalle, für die
bis zum 28. Oktober 2011 eine Erlaubnis nach § 33 i der
Gewerbeordnung erteilt wurde, ist nach dem 30. Juni
2017 zusätzlich eine Erlaubnis nach § 41 erforderlich.
Wurde die Erlaubnis nach § 33 i der Gewerbeordnung
nach dem 28. Oktober 2011 erteilt, ist eine Erlaubnis
nach § 41 bereits nach dem 30. Juni 2013 erforderlich.
Der Erlaubnisantrag ist im Falle von Satz 1 bis zum 
28. Februar 2017, im Falle von Satz 2 bis zum 28. Feb -
ruar 2013 zu stellen. Unabhängig davon tritt eine Erlaub-
nispflicht nach § 41 bei einem Wechsel der die Erlaubnis
innehabenden Person ein.

(5) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann die zuständige
Erlaubnisbehörde in den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 be-
fristet für einen angemessenen Zeitraum auf Antrag von
der Einhaltung der Anforderungen des § 42 Absätze 1
und 2 befreien; dabei sind der Zeitpunkt der Erteilung
der Erlaubnis nach § 33 i der Gewerbeordnung sowie der
Schutzzweck dieses Gesetzes zu berücksichtigen. Der
Mindestabstand zu einer anderen Spielhalle darf dabei
250 m Luftlinie, gemessen von Eingangstür zur Ein-
gangstür, nicht unterschreiten. Dem Antrag sind sämt -
liche für die Entscheidung erforderlichen Unterlagen und
Nachweise beizufügen. Anhaltspunkte für das Vorliegen
einer unbilligen Härte sind insbesondere dann gegeben,
wenn eine Anpassung des Betriebs an die gesetzlichen
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Anforderungen aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den nicht möglich oder mit einer wirtschaftlichen Be-
triebsführung nicht vereinbar ist und Investitionen, die
im Vertrauen auf den Bestand der nach Maßgabe des
bisher geltenden Rechts erteilten Erlaubnis getätigt wur-
den, nicht abgeschrieben werden konnten. § 42 Absatz 3
gilt nur für Spielhallen, für die zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes eine Erlaubnis nach § 33 i
der Gewerbeordnung noch nicht erteilt worden ist.

(6) Betreiber von Spielhallen, die zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes über eine Erlaubnis nach 
§ 33 i der Gewerbeordnung verfügen, haben innerhalb ei-
nes halben Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes den
Verpflichtungen nach § 7 dieses Gesetzes nachzukom-
men.

§ 52

Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften

Folgende Rechtsvorschriften treten außer Kraft:

1. das Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag
vom 4. März 2008 (GBl. S. 81),

2. das Spielbankengesetz in der Fassung vom 9. Oktober
2001 (GBl. S. 571, ber. S. 706) und

3. die Verordnung des Ministeriums für Ländlichen
Raum, Landwirtschaft und Forsten über Zuständig -
keiten nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz vom
22. Juli 1987 (GBl. S. 306).

§ 53

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft, soweit im Satz 2 beziehungsweise in den Absät-
zen 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist. Die Verpflich-
tung zum Abgleich mit der zentralen Sperrdatei bei Spiel-
hallen nach § 43 Absatz 1 Satz 2 gilt ab dem 1. Juli 2013.

(2) §§ 33 bis 35 und §§ 37 bis 39 sind auf alle noch nicht
bestandskräftigen Steuerfestsetzungen anzuwenden, so-
weit in Absatz 3 nichts anderes bestimmt ist.

(3) § 33 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 8 sowie § 34 sind
erst für Besteuerungszeiträume ab dem 1. des Folgemo-
nats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuwenden.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage, Anlass und Ziel des Gesetzes

Der am 1. Januar 2008 in Kraft getretene Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in
Deutschland (GlüStV), der ab 1. Januar 2012 als Landesrecht fortgilt, wurde ent-
sprechend § 27 GlüStV unter Beteiligung der Normadressaten und nach Durch-
führung einer auf zahlreiche Datenquellen gestützten Ex-Post-Analyse evaluiert.
Nach dem Evaluierungsbericht haben sich die untersuchten Vorschriften im We-
sentlichen bewährt und stellen eine geeignete Grundlage für den Vollzug und für
die Bekämpfung des illegalen Glücksspiels dar. Das ordnungsrechtliche Ziel, ein
ausreichendes Angebot an Glücksspiel sicherzustellen und den Bedarf der Bevöl-
kerung in legale Bahnen zu lenken, sei allerdings nicht in jeder Hinsicht in dem
von den Ländern anvisierten Umfang erreicht worden, was das große Angebot il-
legaler Glücksspiele im Internet belege.

Ergänzt wurde die nationale Analyse durch eine international vergleichende Ana-
lyse. Diese belegt, dass neben Wetten europaweit insbesondere die Umsätze bei
Spielautomaten außerhalb von Spielbanken deutlich gestiegen sind. Gleichzeitig
wird die hohe Suchtgefahr des Internetglücksspiels bestätigt, wobei dies insbe-
sondere für Casinospiele und Sportwetten gilt. Die Gutachter sind der Ansicht,
dass einer restriktiven Zulassung unter staatlicher Kontrolle der Vorzug zu geben
ist, soweit eine effektive Kontrolle des Zugangs zu Glücksspielen im Internet
nicht zu realisieren ist. 

Der Glücksspielstaatsvertrag ist in seinen Zielen und Einzelregelungen von der
Rechtsprechung gebilligt worden. Die Verfassungskonformität des Glücksspiel-
staatsvertrages wurde festgestellt (Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 
14. Oktober 2008, 1 BvR 928/08, und vom 14. Juli 2009, 1 BvR 880/09). Aller-
dings ist nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union das
im Staatsvertrag verankerte staatliche Wettmonopol wegen der Entwicklung in
anderen Bereichen, die wie der Bereich der Spielhallen nicht im Glücksspiel-
staatsvertrag geregelt sind, unionsrechtlich nur bei Vorliegen einer Gesamt-
kohärenz rechtmäßig. Der Europäische Gerichtshof stellt die Kohärenz in Frage,
wenn bei Glücksspielen außerhalb des Monopols, die zudem ein höheres Sucht-
potential aufweisen, eine Politik der Angebotserweiterung betrieben wird. Denn
dies kann dazu führen, dass das Monopol als nicht geeignet angesehen wird, die
Ziele, die gerade mit der Errichtung eines Monopols verfolgt werden, nämlich die
Spielsuchtbekämpfung, wirksam zu verfolgen (Urteil des EuGH vom 8. Septem-
ber 2010, Az.C-316/07 [Markus Stoß]).

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse haben die Länder von einer vollständi-
gen Neuregelung abgesehen und die mit dem Glücksspielstaatsvertrag von 2008
geschaffene Regelung lediglich fortentwickelt. An den Zielen der Regulierung
des Glücksspiels und den wichtigsten Instrumenten zu ihrer Durchsetzung wurde
grundsätzlich festgehalten. Der von den Ministerpräsidenten mit Ausnahme von
Schleswig-Holstein am 15. Dezember 2011 unterzeichnete Staatsvertrag enthält
insbesondere folgende Neuerungen:

1. Die Kernziele des Staatsvertrages werden neu akzentuiert; die Ziele stehen
gleichrangig nebeneinander. Beim Ziel der Kanalisierung und Begrenzung des
Glücksspielangebots wird der Aspekt der Schwarzmarktbekämpfung hervorge-
hoben. Zusätzlich wird als Ziel aufgenommen, dass Gefahren für die Integrität
des sportlichen Wettbewerbs bei der Veranstaltung und dem Vertrieb von
Sportwetten vorzubeugen ist. Für die einzelnen Glücksspielformen sind diffe-
renzierte Maßnahmen vorgesehen, um deren spezifischen Sucht-, Betrugs-,
Manipulations- und Kriminalitätsgefährdungspotentialen Rechnung zu tragen. 
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2. Bei den Lotterien bleibt es bei der bisherigen Regelung, d. h. mit Ausnahme der
Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential wird am staatlichen Veranstal-
termonopol festgehalten. Allerdings wird das Internet wieder geöffnet. Damit
soll den illegalen Glücksspielangeboten im Internet eine legale, sichere und den
Spieler- und Jugendschutz gewährleistende Alternative gegenübergestellt wer-
den. Für Lotterien im Internet wird ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt vorge -
sehen. Die Erlaubnisvoraussetzungen orientieren sich an der Übergangsrege-
lung des § 25 Absatz 6 GlüStV.

3. Angesichts des festgestellten umfangreichen und schwer zu bekämpfenden
Schwarzmarkts wird bei Sportwetten von dem bisherigen Veranstaltermonopol
abgewichen. Im Rahmen eines Experiments soll erprobt werden, ob es gelingt,
durch ein kontrolliertes Angebot privater Konzessionäre den Schwarzmarkt
zurückzudrängen beziehungsweise ins Legale zu überführen. Für einen Zeit-
raum von sieben Jahren wird anstelle des Wettmonopols ein Konzessionssys -
tem mit länderübergreifend 20 Konzessionen vorgesehen. Die Konzessionen
werden unionsweit ausgeschrieben. Die Konzessionäre unterliegen hohen Auf-
lagen und einer staatlichen Kontrolle. Ihr Produktportfolio ist beschränkt. 

4. Regelungen zur Veranstaltung und Vermittlung von Pferdewetten werden erst-
mals in den Staatsvertrag aufgenommen. Unterbunden wird insbesondere die
Vermittlung von Wetten an in Deutschland nicht zugelassene Veranstalter. Das
Internet, in dem Pferdewetten bislang nicht offeriert werden durften, wird nur
unter Berücksichtigung der auch für andere Glücksspielarten geltenden Be-
schränkungen geöffnet. Bei den Festquotenwetten der Buchmacher greift zu -
künftig das Spielersperrsystem.

5. In den Staatsvertrag werden Regelungen zur Regulierung der Spielhallen auf-
genommen, um deren Zahl zu begrenzen und den Spieler- und Jugendschutz zu
gewährleisten. Die gleichen Erwägungen gelten für Gaststätten und Wettan-
nahmestellen der Buchmacher, soweit sie Geld- oder Warenspielgeräte mit Ge-
winnmöglichkeiten bereitstellen.

6. Gewinnspiele im Rundfunk werden aus dem Anwendungsbereich des Staats-
vertrages herausgenommen. Es gilt nur der Rundfunkstaatsvertrag.

7. Art und Umfang der Werbung für öffentliches Glücksspiel ist an den Zielen
des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV auszurichten. Eine auf Jugendliche gerich-
tete Werbung ist nicht zulässig. Werbung für öffentliches Glücksspiel ist im
Fernsehen, im Internet und über Telekommunikationsanlagen verboten. Wer-
bung für Lotterien, Sport- und Pferdewetten kann im Fernsehen und im Internet
erlaubt werden. Allerdings ist im Fernsehen unmittelbar vor oder während der
Live-Übertragung von Sportereignissen Werbung für Sportwetten auf dieses
Sportereignis nicht zulässig. Die Länder erlassen gemeinsame Richtlinien zur
Konkretisierung von Art und Umfang erlaubter Werbung.

8. Die Zusammenarbeit der Länder wird fortentwickelt und effektiver ausgestal-
tet. Insbesondere wird die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben einem Land
übertragen, das dann für alle anderen Länder handelt. So soll zum Beispiel
Nordrhein-Westfalen die Erlaubnisse für Werbung im Internet oder im Fern -
sehen erteilen und Hessen die Konzessionsverfahren durchführen. Es wird ein
Glücksspielkollegium geschaffen, das mit qualifizierter Mehrheit für die Län-
der entscheidet. Diese Entscheidung wird dann von den Behörden eines Landes
mit Wirkung für alle Länder umgesetzt.

Der durch den Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag (Erster GlüÄndStV) ge-
setzte länderübergreifende Rahmen bedarf zu seiner Umsetzung noch der Ergän-
zung durch Regelungen der Länder. Artikel 1 § 28 Erster GlüÄndStV sieht vor,
dass die Länder die zur Ausführung des Staatsvertrages notwendigen Bestimmun-
gen erlassen. Dies gilt insbesondere für die Bestimmung der für die Durchführung
des Staatsvertrages zuständigen Behörden, die Festlegung der Voraussetzungen für
die Erteilung von glücksspielrechtlichen Erlaubnissen, die Regelung des Mindest -
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abstandes zwischen Spielhallen und die Festsetzung von Sperrzeiten für Spielhal-
len. Darüber hinaus werden die Länder in Artikel 1 § 28 Erster GlüÄndStV aus-
drücklich dazu ermächtigt, in ihren Ausführungsgesetzen Verstöße gegen die Be-
stimmungen des Staatsvertrages mit Geldbuße oder Strafe zu ahnden. Ferner wer-
den die Länder durch Artikel 1 § 18 Erster GlüÄndStV ermächtigt, bei ordnungs-
rechtlich weniger bedeutsamen öffentlichen Lotterien und Ausspielungen (sog.
Kleine Lotterien) unter bestimmten Voraussetzungen von den Regelungen des
Staatsvertrages abzuweichen.

Mit dem vorliegenden Ausführungsgesetz sollen die zur Ausfüllung des Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrages in Baden-Württemberg erforderlichen lan-
desrechtlichen Regelungen getroffen werden. Gleichzeitig werden die Vorschrif-
ten des Spielbankengesetzes in das Ausführungsgesetz überführt und die landes-
rechtlich erforderlichen Regelungen für Pferdewetten aufgenommen. Neu aufge-
nommen werden ferner Regelungen für Spielhallen. Vor dem Hintergrund der
Rechtsprechung des EuGH, der als Voraussetzung für die Zulässigkeit eines Lot-
terie- und Sportwettenmonopols die Gesamtkohärenz verlangt, die insbesondere
dann gefährdet ist, wenn in Glücksspielbereichen außerhalb des Monopols, die
ein höheres Suchtpotential aufweisen, eine expansive Politik verfolgt wird und
dadurch die mit dem Monopol verfolgten Ziele konterkariert werden, ist es sach-
gerecht, diese Bereiche in einem Landesglücksspielgesetz zusammenzuführen.
Hierfür spricht auch, dass die im Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag aufge-
stellten allgemeinen Voraussetzungen auch für diese Glücksspielarten grundsätz-
lich gelten. Gleichzeitig wird damit ein Beitrag zur Entbürokratisierung geleistet.

II. Inhalt (Grundzüge und Schwerpunkte)

Nachdem der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag in Artikel 1 § 4 Absatz 1
für jede Veranstaltung und Vermittlung eines öffentlichen Glücksspiels ein um-
fassendes Verbot mit Erlaubnisvorbehalt begründet, enthält der Gesetzentwurf
zunächst allgemeine Regelungen zum Verfahren und zu den Voraussetzungen,
unter denen die verschiedenen glücksspielrechtlichen Erlaubnisse von den zustän-
digen Behörden erteilt werden dürfen. Anschließend werden die spezifischen Re-
gelungen für die einzelnen Glücksspielarten getroffen. 

Der Gesetzentwurf unterscheidet zwischen der Erlaubnis für das staatliche
Glücksspiel, das vom Land zur Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielan-
gebots als öffentliche Aufgabe wahrzunehmen ist, und der Erlaubnis für nicht-
staatliche Angebote, die daneben unter bestimmten Voraussetzungen betrieben
werden dürfen. 

Bei den Lotterien bleibt es bei der bisherigen Regelung. Bei der Erlaubnis für die
Vermittlung in öffentliche Glücksspiele ist vor allem zwischen der Erlaubnis für
die Annahmestellen des Veranstalters im Sinne des Artikels 1 § 10 Absatz 2 Ers -
ter GlüÄndStV (§ 13), die in die Vertriebsorganisation des Veranstalters einge-
gliedert sind, und der gewerblichen Spielvermittler (§ 18) zu unterscheiden. Hinzu
kommt die Erlaubnisregelung für Lotterieeinnehmer (§ 19), die speziell in die
Klassenlotterien vermitteln und ebenfalls in die Vertriebsorganisation des Veran-
stalters eingegliedert sind.

Wie bereits das Ausführungsgesetz zum vorherigen Staatsvertrag ermöglicht auch
der vorliegende Gesetzentwurf, für sogenannte Kleine Lotterien eine allgemeine
Erlaubnis in Form einer Allgemeinverfügung zu erteilen (§ 15). 

Der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag sieht eine begrenzte Öffnung des
Sportwettenmarktes für private Anbieter für einen Zeitraum von sieben Jahren
vor. Während dieser Zeit muss den Konzessionsnehmern die Möglichkeit des ter-
restrischen Vertriebs eröffnet werden. Gleichzeitig ist das Ziel einer Begrenzung
des Glücksspiels im Auge zu behalten. Der Gesetzentwurf sieht eine Regelung
der Wettvermittlungsstellen vor, die beiden Anliegen gerecht wird (§ 20).
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Die Regelungen des Spielbankengesetzes werden in das Landesglücksspielgesetz
überführt. 

Ferner soll durch die Verlängerung der Erlaubnisse für die Spielbanken in Baden-
Baden und Konstanz um zwei Jahre und fünf Monate ermöglicht werden, dass
zukünftig eine Gesamtkonzession für alle Spielbanken in Baden-Württemberg
vergeben werden kann (§ 51 Abs. 3). Dieses Ziel wird aus Gründen der Sucht-
prävention und um die mit dem Betrieb von Spielbanken verbundenen Gefahren
zu minimieren verfolgt. Hierdurch wird ein Wettbewerb der Spielbanken unter-
einander mit entsprechenden (möglicherweise anreizenden) Werbemaßnahmen
ausgeschlossen und ein landesbezogenes Sozialkonzept ermöglicht.

Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Spielablaufs, um Manipulationen zu
verhindern, zur Verhinderung, Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten, zur
Gefahrenabwehr und Finanz- und Abgabenkontrolle wird eine Rechtsgrundlage
für die Videoüberwachung in das Gesetz aufgenommen (§ 32).

Ferner wird die bestehende systemwidrige Doppelbelastung der Glücksspielumsät-
ze der zugelassenen öffentlichen Spielbanken mit Umsatzsteuer und Spielbank -
abgabe beseitigt. Die Abgabenregelungen werden den anhaltend schwierigen
wirtschaftlichen Verhältnissen der baden-württembergischen Spielbanken ange-
passt. Dies wird durch reduzierte fixe Abgabensätze bei der Spielbankabgabe und
bei den weiteren Leistungen und durch die Einführung einer im Wesentlichen am
jeweiligen handelsrechtlichen Jahresergebnis der einzelnen Spielbank orientierten
Gewinnabgabe erreicht, durch die eine sachgerechte und angemessene Besteue-
rung vorgenommen werden kann. Die abgabenrechtliche Behandlung falscher
Spielmarken, falscher Geldscheine und falscher Münzen, Spielmarken anderer
Spielbanken sowie Münzen und Geldscheine anderer Währungen wird modifi-
ziert.

Erstmals werden landesgesetzliche Regelungen für den Bereich der Spielhallen
und der Pferdewetten aufgenommen.

Die Gesetzgebungskompetenz für das Recht der Spielhallen ist im Rahmen der
Föderalismusreform I mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
28. August 2006 (BGBl. I S. 2034) durch Neufassung von Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG auf die Länder übergegangen. Das auf Spielhallen bezogene
Bundesrecht gilt gemäß Artikel 125 a Absatz 1 GG solange fort, bis es durch Lan-
desrecht ersetzt wird. Dies soll mit dem Landesglücksspielgesetz erfolgen.

Diese Regelungskompetenz der Länder umfasst die personen- und ortsgebun -
denen Voraussetzungen für den Zugang zum Beruf des Betreibers einer Spiel -
halle. Darüber hinaus erfasst sie die Rahmenbedingungen, die beim Betrieb einer
Spielhalle einzuhalten sind; hierzu gehören auch Regelungen über die Öffnungs-
beziehungsweise Sperrzeiten. Die Länder haben damit die Möglichkeit, steuernd
einzugreifen, insbesondere durch Vorgaben zur räumlichen Situation beziehungs-
weise zu Mindestabständen zwischen Spielhallen, um den ordnungsrechtlichen
Zielen, vor allem der Verhinderung der Ausnutzung des Spieltriebs, zu begegnen.
Der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag sieht daher u. a. vor, dass in einem
Gebäude oder Gebäudekomplex jeweils nur eine Spielhalle betrieben werden darf
und diese zudem einen Mindestabstand von anderen Spielhallen einhalten muss. 

Der Gesetzentwurf enthält für Spielhallen folgende Regelungen:

• Die Zulassungsvoraussetzungen für den Betrieb einer Spielhalle nach der Ge-
werbeordnung werden mit denen des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertra-
ges und weiteren Ergänzungen in einem Verfahren gebündelt. Die Zuständig-
keit verbleibt bei den bisher zuständigen unteren Verwaltungsbehörden, Ge-
meinden und Verwaltungsgemeinschaften mit eigener Baurechtszuständigkeit.

• Spielhallenbetreiber müssen künftig ein Sozialkonzept vorlegen und ihre Mit-
arbeiter schulen lassen, um diese in die Lage zu versetzen, zur Verhinderung
der Entstehung von Spielsucht auf Spielgäste einzuwirken. Die Beurteilung der
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vorgelegten Sozialkonzepte obliegt dem für die Glücksspielaufsicht landesweit
zuständigen Regierungspräsidium Karlsruhe, von dessen Einvernehmen die Er-
teilung der Erlaubnis abhängig ist. 

• Der Mindestabstand zwischen Spielhallen wird verbindlich auf 500 m Luft -
linie, gemessen von Tür zu Tür, festgesetzt. Abweichungsmöglichkeiten im
Einzelfall sind bewusst nicht vorgesehen.

• Für neue Spielhallen wird ferner ein Mindestabstand von 500 m zu bestehen-
den Einrichtungen, die dem Aufenthalt von Kindern oder Jugendlichen dienen,
vorgesehen.

• Die Spielhallen werden in das System der Spielersperren einbezogen, auch um
Ausweichbewegungen von gesperrten Spielern zu verhindern.

• Es werden Anforderungen an die Werbung und die Ausgestaltung von Spiel-
hallen festgeschrieben.

• Bestimmte Mischformen von Betrieben, z. B. die Annahme von Wetten in den
Räumen einer Spielhalle, werden ausgeschlossen.

• Die bisher in der Gaststättenverordnung geregelten Sperrzeiten werden in das
Landesglücksspielgesetz übernommen, ferner werden wie bei Spielbanken be-
stimmte Spielverbotstage festgesetzt.

• Für Spielhallen, für deren Betrieb eine Erlaubnis vor dem 28. Oktober 2011 er-
teilt wurde, gilt entsprechend dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag ein
Bestandsschutz bis zum 30. Juni 2017, nach dessen Ablauf kommt eine Härtefall-
klausel zur Anwendung. Für Spielhallen, deren Betrieb erst nach dem 28. Okto-
ber 2011 erlaubt wurde, gilt ein Bestandsschutz nur bis zum 30. Juni 2013.

Die Entwicklung im gewerblichen Spiel war nach Inkrafttreten der Fünften Ver-
ordnung zur Änderung der Spielverordnung vom 17. Dezember 2005 (BGBl. I 
S. 3495) vor allem in den südlichen Bundesländern und hier insbesondere in Ba-
den-Württemberg von einer hohen Steigerung der Zahl von Spielhallenerlaubnis-
sen geprägt. Hintergrund dafür ist zunächst, dass die durch die Änderung der
Spielverordnung ermöglichten neuen Geräte von den Spielern als deutlich attrak-
tiver als die zuvor rechtlich zulässigen empfunden wurden und werden, was in der
Folge zu einer Ausdehnung des Angebotes geführt hat. Da die bisher vorhande-
nen Steuerungsmöglichkeiten des Planungs- und Ordnungsrechts den örtlichen
Behörden keine hinreichende Handhabe zur Gegensteuerung boten, stieg allein in
Baden-Württemberg nach der Feldstudie des Arbeitskreises gegen Spielsucht 
e. V. zur Angebotsstruktur der Spielhallen und Geldspielgeräte in Deutschland,
die bundesweit alle Kommunen über 10.000 Einwohner erfasst, die Zahl der
Spielhallenkonzessionen im Zeitraum von 2006 bis 2010 von 810 auf 1.236.
Auch im darauffolgenden Zeitraum ebbte die Entwicklung nicht ab, allein im Zu-
ständigkeitsgebiet der Stadt Mannheim wurden im Jahr 2011 insgesamt 21 Er-
laubnisse erteilt. Parallel dazu stieg die Zahl der in Spielhallen, aber auch in Gast-
stätten aufgestellten Geldspielgeräte, in Spielhallen von 6.964 im Jahr 2006 auf
12.582 im Jahr 2010.

Geldspielgeräte, wie sie in Spielhallen und Gaststätten aufgestellt werden, bergen
jedoch aufgrund der schnellen Spielabläufe und der auf die Spieler einwirkenden
optischen und akustischen Signale in hohem Maße die Gefahr, die Kontrolle über
das eigene Spielverhalten zu verlieren und hierdurch ein problematisches Spiel-
verhalten oder gar eine Spielsucht zu entwickeln. Sämtliche einschlägigen Stu -
dien belegen, dass von Geldspielgeräten insoweit das höchste Suchtrisiko aus-
geht, weshalb im Wege eines multimodalen Ansatzes aus Gründen der Sucht-
prävention gegenzusteuern ist. Soweit es um die technischen Vorgaben für die
Geldspielgeräte geht, sind diese durch eine von der Bundesregierung bereits an-
gekündigte Änderung der Spielverordnung dahin zurückzuführen, dass ihr Cha-
rakter als Unterhaltungsspielgerät wieder stärker in den Vordergrund gerückt
wird. Gleichzeitig ist durch entsprechende Vorgaben für den terrestrischen Be-
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trieb dieser Geräte durch die Länder ein Beitrag zu leisten, um diesen Bereich des
Glücksspielmarktes wieder stärker am Gesamtziel der Bekämpfung der Spiel-
sucht auszurichten. Dem dienen die Bestimmungen des Siebten Abschnitts des
Gesetzentwurfs, die durch vereinzelte Vorschriften des Ersten Abschnitts (zum
Beispiel § 2 Absätze 1, 4, 7 und 8) ergänzt werden.

Da auch Pferdewetten als Sportwetten einzuordnen sind, müssen im Hinblick auf
die Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union Beschränkungen
für Veranstaltungen und für das Vermitteln von Pferdewetten in kohärenter und
systematischer Weise erfolgen. Dem kann nachhaltig und langfristig nur durch ei-
ne abgestimmte Regelung von Sport- und Pferdewetten Rechnung getragen wer-
den. Die Regelungen des Fünften Abschnittes greifen die Regelungen für Sport-
wetten auf, wobei den besonderen Gegebenheiten bei den Pferdewetten in Bezug
auf die tatsächlichen Besonderheiten und den bundesrechtlichen Rahmen des
Rennwett- und Lotteriegesetzes sowie den bundesrechtlichen Ausführungsvor-
schriften dazu Rechnung getragen wird.

III. Regelungsfolgenabschätzung

Die Regelungen des Landesglücksspielgesetzes werden sich auf die Wirtschaft,
die Kommunen und das Land auswirken. Es muss davon ausgegangen werden,
dass Kosten für geforderte Maßnahmen auf die Verbraucher abgewälzt werden.
Da diese hierdurch vom Spiel abgehalten werden könnten, handelt es sich um eine
im Sinne der Suchtprävention durchaus positive Folge. In diesem Zusammenhang
muss berücksichtigt werden, dass Glücksspiel grundsätzlich verboten ist. Es kann
allerdings unter besonderen Voraussetzungen, wie sie im Ersten Glücksspielände-
rungsstaatsvertrag vorgesehen sind, ausnahmsweise zugelassen werden.

Sofern die Staatliche Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg nicht mehr Sport-
wetten mit festen Quoten im Auftrag des Landes anbieten darf, ist zu erwarten,
dass sie in diesem Segment in gewissem Umfang Verluste haben wird. Da der In-
ternetvertrieb wieder eröffnet und Werbung für Lotterien auch im Fernsehen so-
wie im Internet möglich sein wird, ist zu erwarten, dass der Verlust für das Land
im Bereich der Sportwetten (Umsatz derzeit ca. 16,4 Mio. € p. a.) während der
Experimentierphase kompensiert werden kann, zumal Sportwetten zu festen Quo-
ten lediglich ca. 3 % des Umsatzes der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-
Württemberg ausmachen. Mit Wegfall des Internetvertriebs von Lotto 6aus49 ein
Jahr nach Inkrafttreten des Glücksspielstaatsvertrages ist der Spieleinsatz bei der
Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg um etwa 19 Mio. € gesunken.
Das entspricht etwa 2 % des Gesamtspieleinsatzes. Es wird erwartet, dass zumin-
dest in dieser Größenordnung durch die Öffnung des Internets für das legale
Glücksspiel Mehreinnahmen getätigt werden können. Aufgrund der Entwicklung
des Internets zu einem alltäglichen Kommunikationsmittel könnten bei vorsichti-
ger Schätzung unter Zugrundelegung eines maßvollen Wachstums des Internetan-
teils bis zu 5 % der Gesamtspieleinsätze über Internet abgewickelt werden, was
etwa 42 Mio. € entsprechen würde. Hinzu kämen die Steigerungen durch gewerb-
liche Spielvermittler, die zukünftig ebenfalls wieder das Internet nutzen dürfen.
Diese hatten 2008 nach Schließung des Vertriebswegs Internet ca. 16 Mio. € we-
niger bei der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg eingespielt.
Nicht genau vorhersagen lässt sich, inwieweit gesteigerte Spieleinsätze im Inter-
net zusätzliche Spieleinsätze sind.

Während der Experimentierphase, in der konzessionierte Private Sportwetten ver-
anstalten dürfen, wird das Land Sportwetten zu festen Quoten nur veranstalten
und vermitteln dürfen, wenn die Staatliche Toto-Lotto GmbH Baden-Württem-
berg entweder selbst oder eine Gesellschaft, an der sie beteiligt ist, eine Konzes -
sion erhält. Sollte sie auch weiterhin Sportwetten anbieten dürfen, darf sie diese in
ihren Annahmestellen vertreiben, d. h. für diese ändert sich nichts. Erhält die
Staatliche Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg oder eine Gesellschaft, an der
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sie beteiligt ist, keine Konzession, dürfen über die Annahmestellen nach dem Ab-
lauf der Übergangsfrist des Artikels 1 § 29 Absatz 1 Erster GlüÄndStV keine
Sportwetten zu festen Quoten mehr vertrieben werden. Da diese Sportwetten ca. 
3 % des Umsatzes der von der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg
vertriebenen Produkte ausmachen, ist von einer Umsatzeinbuße bei den einzelnen
Annahmestellen in dieser Höhe auszugehen. Angesichts der Tatsache, dass die
Vermittlung von Glücksspielen lediglich im Nebenerwerb zulässig ist, ist davon
auszugehen, dass der Wegfall der Sportwetten nicht dazu führen wird, dass sich
der Geschäftsbetrieb der Annahmestelle insgesamt nicht mehr rentiert.

Gewerbliche Spielvermittler, Wettvermittlungsstellen, Vermittler von Pferdewet-
ten als Festquotenwetten und Spielhallen müssen am Sperrsystem mitwirken, um
sicherzustellen, dass gesperrte Spieler nicht am Glücksspiel teilnehmen. Für den
Anschluss an das Sperrsystem entstehen Investitions- und Betriebskosten. Nach
vorsichtiger Schätzung dürften die Kosten für Hard- und Software bei etwa 1.500 €
pro Spielhalle liegen, wenn eine internetbasierte Anbindung an die Sperrdatei
zum Beispiel mit einem VPN-Tunnel erfolgen kann. Dazu kommen ggfs. Kosten
für Lesegeräte von Ausweisen etc. sowie laufende Kosten wie Leitungskosten,
Entgelte für die Nutzung des Systems in Form einer Abfragegebühr oder Sperrge-
bühr, die von den Kosten des Systems und der Anzahl der Abfragen abhängt. Die-
se Kosten können, da noch keine Konzeption für die zentrale Sperrdatei vorliegt,
derzeit nicht abgeschätzt werden.

Auch die Verpflichtung, ein Sozialkonzept zu erstellen und anzuwenden, wird zu
Kosten bei den Betreibern von Spielhallen, Wettvermittlungsstellen usw. führen,
deren Höhe von den Angeboten des Marktes abhängen und nicht – auch mit Blick
auf die unterschiedlichen Anforderungen je nach Gefährdungspotentials des ange-
botenen Glücksspiels – beziffert werden kann.

Nach Artikel 1 § 27 Absatz 1 Erster GlüÄndStV darf eine Erlaubnis für das Ver-
mitteln von Pferdewetten nur noch erteilt werden, wenn die zuständige Behörde
den Abschluss dieser Pferdewetten im Inland oder den Betrieb eines Totalisators
für diese Pferdewetten im Inland erlaubt hat. Damit wird es zukünftig entgegen
der jetzigen Rechtslage nicht mehr ohne Weiteres möglich sein, dass Buchmacher
in Baden-Württemberg Wetten an ausländische Buchmacher oder ausländische
Rennvereine vermitteln. Dies ist zukünftig nur noch möglich, wenn der ausländi-
sche Buchmacher beziehungsweise der ausländische Totalisator in Baden-Würt-
temberg konzessioniert ist. Für die ausländischen Buchmacher beziehungsweise
Totalisatoren entstehen hierdurch Kosten (Verwaltungsgebühren, Erstellen und
gegebenenfalls Übersetzen der Antragsunterlagen), sofern sie eine entsprechende
Erlaubnis beantragen. Sollten sie keine Erlaubnis beantragen, dürfen ihre Wetten
in Baden-Württemberg nicht mehr vermittelt und angeboten werden. In so einem
Fall würden auch Buchmacher aus Baden-Württemberg, die derartige Wetten bis-
her angeboten haben, einen Teil ihres Geschäfts verlieren. Ob es hierzu kommen
wird und wie bedeutend dann die Auswirkungen für die baden-württembergi-
schen Buchmacher sein werden, kann derzeit nicht abgeschätzt werden.

Positiv auf die Geschäftstätigkeit der Buchmacher und Totalisatoren dürfte sich
die Öffnung des Internets für Pferdewetten auswirken.

Die Erträge der Spielbanken unterliegen künftig wie schon bisher der ordnungs-
rechtlichen weitgehenden Abschöpfung unter Berücksichtigung der wirtschaft -
lichen Leistungsfähigkeit der die Erlaubnis innehabenden Person. Die Ermäßi-
gung der tariflichen Spielbankabgabe um die zu entrichtende, aus dem Betrieb der
Spielbank resultierende Umsatzsteuer, die geänderten Abgabensätze bei der
Spielbankabgabe und den weiteren Leistungen einschließlich der neu eingeführ-
ten Gewinnabgabe und die modifizierte abgabenrechtliche Behandlung falscher
Spielmarken u. ä. führen insgesamt zu einer reduzierten Abgabenbelastung der
Spielbanken und der jeweiligen die Erlaubnis innehabenden Person. 

Gleichwohl werden die öffentlichen Haushalte durch diese Rechtsänderungen
nicht belastet.
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Dem Land entstehen keine Kosten, weil die Ermäßigung der Spielbankabgabe um
die zu entrichtende Umsatzsteuer und die Absenkung der Abgabensätze zusam-
men mit der Einführung einer Gewinnabgabe wegen der bisher insoweit schon
notwendigen sachlichen und persönlichen Billigkeitsmaßnahmen und des vom
Bund im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung gewährten Ausgleichsbetrags per
Saldo zu keinen Mindereinnahmen führen. 

Auch den Kommunen entstehen durch diese Veränderung der Ertragsabschöp-
fung keine Nachteile. Die Gemeinden, in denen sich eine öffentliche Spielbank
befindet, erhalten feste Zuweisungen aus dem Aufkommen der Erträge der Spiel-
banken nach dem Staatshaushaltsgesetz, auf deren Höhe die Änderung des Spiel-
bankengesetzes keinen unmittelbaren Einfluss hat. 

Das Vergabeverfahren ist mit erheblichem Verwaltungsaufwand für das Innenmi-
nisterium verbunden, der jedoch über die einzunehmende Gebühr abgegolten
wird. Dadurch, dass zukünftig nur ein Vergabeverfahren durchgeführt werden
soll, werden Synergieeffekte genutzt. 

Die Regelung zur Einhaltung eines Mindestabstandes zwischen einzelnen Spiel-
hallen führt nach Ablauf der fünfjährigen Übergangsfrist dazu, dass bei deren Un-
terschreitung zum Beispiel eine von zwei Spielhallen schließen müsste. Dies wäre
gleichbedeutend mit einem Erlaubnisentzug. Vor allem in solchen Fällen, in de-
nen Spielhallen unterschiedlicher Betreiber „zu nahe“ beieinander liegen, entsteht
damit ein Interessenkonflikt privater Unternehmen. Eine adäquate Lösung dieses
Konflikts ist im Rahmen der Härtefallklausel zu suchen, wobei zeitlich befristete
Übergangslösungen oder ggf. auch die Suche nach alternativen Standorten in Be-
tracht kommen.

Die Auswirkungen des Verbots der Mehrfachkonzessionen für Spielhallen auf be-
stehende Betriebe, die eine Erlaubnis vor dem 28. Oktober 2011 erhalten haben,
nach Ablauf der fünfjährigen Übergangsfrist zum 30. Juni 2017 hängen in hohem
Maße von der jeweiligen Nachfolgenutzung der Räumlichkeiten durch die Betrei-
ber und dem von ihnen dabei verfolgten Betriebskonzept ab. Die Härtefallklausel
eröffnet hierzu die Option, Spielhallen zumindest bis zum Erreichen der üblichen
Abschreibungsfristen zu betreiben; auch ein Rückbau von Mehrfachkonzessionen
in Stufen ist möglich. Es besteht ohnehin kein umfassender Anspruch auf Ge-
währleistung einer einmal erlangten Rechtsposition für alle Zeit. Vielmehr ist der
Gesetzgeber grundsätzlich dazu befugt, in bereits bestehende Rechte einzugreifen
und diesen einen neuen Inhalt zu geben.

Für Betriebe, die nach dem 28. Oktober 2011 genehmigt wurden, gilt nur eine
Übergangsfrist bis zum 30. Juni 2013. Den Inhabern solcher Betriebe war zu die-
sem Zeitpunkt hinlänglich bekannt, dass Mehrfachkonzessionen künftig nicht
mehr zulässig sein würden, sodass sie sich nicht auf Vertrauensschutz berufen
können.

Die künftig gesetzlich geregelte Pflicht zur Durchführung von Einlasskontrollen
unabhängig vom Alter der Gäste dürfte zu keinem messbaren höheren Aufwand
führen. Diese Aufgabe können die ohnehin in der jeweiligen Spielhalle anwesen-
den Aufsichtspersonen erledigen, die dies bereits heute vor allem dann tun, wenn
Zweifel daran bestehen, ob ein Gast volljährig und damit dazu berechtigt ist, sich
in einer Spielhalle aufzuhalten.

Auswirkungen der Sperrzeitregelung sind nur dann zu erwarten, wenn im Einzel-
fall durch Entscheidung auf örtlicher Ebene eine Sperrzeitverkürzung in Ab -
weichung von der vom Verordnungsgeber grundsätzlich festgelegten Sperrzeit für
Spielhallen gewährt worden ist und diese rückgängig gemacht werden soll. Für
neue Spielhallen gilt künftig der am Gedanken des Spielerschutzes ausgerichtete
Wille des Gesetzgebers ohne Einschränkungsmöglichkeit.

Soweit den Kommunen bei der Überwachung von Spielhallen und den von den
Betreibern einzuhaltenden Pflichten Kosten entstehen, können diese nach den
Maßgaben des Kommunalabgabengesetzes geltend gemacht werden.
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Die Abwicklung der Erlaubnisverfahren dürfte für die weiterhin zuständigen un-
teren Verwaltungsbehörden, Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften mit 
eigener Baurechtszuständigkeit keinen zusätzlichen Aufwand verursachen. Zwar
haben die Antragsteller künftig zusätzliche Voraussetzungen nachzuweisen, die
inhaltliche Prüfung der Sozialkonzepte erfolgt allerdings durch das Regierungs-
präsidium Karlsruhe (s. u.). Die Beurteilung der objektbezogenen Voraussetzun-
gen dürfte künftig durch das nun eindeutig geregelte Verbot von Mehrfach-
konzessionen und dessen Flankierung durch die zwingende Abstandsvorschrift
sogar deutlich einfacher sein. Denn bereits bisher galt auf der Basis der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts für Spielhallen ein Gebot der räum -
lichen Trennung, um zu verhindern, dass Spieler direkt von einer Spielhalle in 
eine andere wechseln können. Die Umsetzung dieser Vorgabe in der Praxis war
aber mit einem häufig nicht unerheblichen Aufwand und der Notwendigkeit der
Abstimmung verschiedener Behörden oder Dienststellen verbunden. Dieser Auf-
wand entfällt künftig aufgrund der eindeutigen neuen Regelungen.

Für die Erteilung von Erlaubnissen können wie bisher zumindest die Kosten
deckende Gebühren verlangt werden. Das Recht der Spielhallen ist zudem begriff-
lich dem Glücksspiel zuzurechnen und damit nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe h)
der Dienstleistungsrichtlinie (DLR) von deren Geltungsbereich ausgenommen.
Dies bedeutet, dass das in Artikel 13 Absatz 2 Satz 2 DLR festgelegte Kosten-
deckungsprinzip nicht als alleinige Richtschnur für die Festlegung von Gebühren
zur Anwendung gelangt, sondern auch die wirtschaftliche oder sonstige Bedeu-
tung der in der Erlaubniserteilung liegenden öffentlichen Leistung für den Antrag-
steller zum Maßstab gemacht werden kann. 

Dasselbe gilt für weitere beim Vollzug des Gesetzes anfallende Einzelfallent-
scheidungen.

Auf die Staatliche Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg als die für die Führung
der Sperrdatei des Landes zuständige Person kommen im Zusammenhang mit der
zentralen Sperrdatei Aufgaben zu. Da derzeit die konkrete Ausgestaltung der zen-
tralen Sperrdatei noch nicht feststeht, kann der Umfang noch nicht abgeschätzt
werden. Zum derzeitigen Zeitpunkt kann auch keine Aussage dazu gemacht wer-
den, ob und in welchem Umfang zur Aufgabenerfüllung Investitionen getätigt
werden müssen. Über die Möglichkeit, für Leistungen Gebühren zu erheben, kön-
nen entstehende Kosten voraussichtlich kompensiert werden.

Auf das Regierungspräsidium Karlsruhe werden neue Aufgaben zukommen:

• Zulassung und Aufsicht über Wettvermittlungsstellen,

• Genehmigung ausländischer Totalisatoren und Buchmacher,

• Genehmigung der Teilnahmebedingungen bei Buchmachern und Totalisatoren,

• Prüfung der Sozialkonzepte bei den Spielhallen,

• Unterstützung der Kommunen beim Führen von Prozessen im Zusammenhang
mit Spielhallen und

• Mitarbeit in Prüfgruppen.

Durch die ländereinheitlichen Verfahren fallen zwar Aufgaben, die dem Regie-
rungspräsidium Karlsruhe bislang oblagen, in einem gewissen Umfang weg. Die
hierdurch frei werdende Arbeitskapazität reicht jedoch nicht aus, die neuen Auf-
gaben aufzufangen. Zudem bleibt es bei der Zuständigkeit für die Bekämpfung
des illegalen Glücksspiels und zwar auch im Internet, da es nur eine zentrale Zu-
ständigkeit des Landes Niedersachsen für Maßnahmen nach Artikel 1 § 9 Absatz 1
Satz 3 Nummer 4 Erster GlüÄndStV (Untersagung von Zahlungen) gibt. 

Wie bereits im Gesetz zu dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag und zu
dem Staatsvertrag über die Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterien der
Länder ausgeführt, entsteht beim Regierungspräsidium Karlsruhe zur Bewälti-
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gung der neuen Aufsichtsaufgaben voraussichtlich ein personeller Mehrbedarf
von zwei Arbeitskräften des gehobenen und einer halben Arbeitskraft des höheren
Dienstes. Der genannte Bedarf wird sich erhöhen, wenn die Länder zur Erfüllung
der ihnen obliegenden Aufgaben zur Sicherstellung eines staatlichen Angebots
gemäß Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV eine gemeinsam geführte öffent-
liche Anstalt gründen, für die Baden-Württemberg bundesweit zuständig wäre.

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass eine funktionierende Aufsicht
für den Erhalt des Lotteriemonopols unverzichtbar ist. Mit dem Wegfall des Mo-
nopols würden dem Land Einnahmen von über 340 Mio. Euro im Jahr aus abzu-
führenden Zweckerträgen und Lotteriesteuer entgehen, die wahrscheinlich nur im
geringen Umfang über die Besteuerung von privaten Lotterieanbietern kompen-
siert werden könnten.

IV. Ergebnis der öffentlichen Anhörung 

Das Innenministerium hat nach Freigabe des Ministerrates vom 24. Juli 2012 den
Gesetzentwurf in die Anhörung gegeben. Von den 58 um Abgabe einer Stellung -
nahme gebetenen Stellen haben sich die nachfolgenden Verbände, Organisationen
und Stellen zu dem Entwurf geäußert:

• Gemeindetag Baden-Württemberg

• Städtetag Baden-Württemberg

• Landkreistag Baden-Württemberg

• Staatliche Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg

• Baden-Württembergische Spielbanken GmbH & Co. KG

• GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder

• Staatliche Lotterieeinnahme Glöckle OHG

• Bundesverband privater Spielbanken in Deutschland e. V.

• Deutscher Lottoverband

• Zentralverband der Staatlichen Lotterie-Einnehmer der Süddeutschen Klassen-
lotterie e. V.

• Fachverband der Lotterie-Einnehmer der Nordwestdeutschen Klassenlotterie e. V.

• Gewinnsparverein Südwest e. V.

• Gewinnsparverein der Volksbanken und Raiffeisenbanken in Baden-Württem-
berg e. V.

• Sparda-Bank Baden-Württemberg eG

• Landesstelle für Suchtfragen

• Evangelische Gesellschaft eva

• Forschungsstelle Glücksspiel Universität Hohenheim

• KJM-Stabsstelle c/o Bayerische Zentrale für neue Medien

• AGJ Fachverband für Prävention und Rehabilitation in der Erzdiözese Freiburg
e. V.

• Automatenverband Baden-Württemberg e. V.

• Bundesverband Automatenunternehmer e. V.

• Deutscher Automaten-Großhandels-Verband e. V.

• Verband der Deutschen Automatenindustrie e. V.
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• FORUM für Automatenunternehmen in Europa e. V.

• Baden-Württembergischer Industrie- und Handelskammertag

• Hotel- und Gaststättenverband DEHOGA Baden-Württemberg e. V.

• DGB Bezirk Baden-Württemberg

• Diözese Rottenburg-Stuttgart

• Erzdiözese Freiburg Erzbischöfliches Ordinariat

• Evangelische Landeskirchen in Baden

• Evangelische Landeskirche in Württemberg

• Landesbeauftragter für den Datenschutz

Darüber hinaus hat die Stadt Ulm eine Stellungnahme abgegeben.

Von den vier angeschriebenen Verbänden, die dem Bereich des Pferdesports zu-
zurechnen sind, erfolgte keine schriftliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf.
Das Direktorium für Vollblutzucht und Rennen e. V. hat in einem Gespräch im
Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Anmerkungen zum
Gesetzentwurf und dessen späteren Vollzug vorgetragen. Aus dem Bereich der
Suchthilfe haben sich fünf der insgesamt 19 angeschriebenen Organisationen ge -
äußert.

Auch wenn zu einzelnen Bestimmungen Anregungen gegeben werden, wird der
Entwurf grundsätzlich von den Kommunalen Landesverbänden, der Staatlichen
Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg, der Baden-Württembergischen Spiel -
banken GmbH & Co. KG, dem Bundesverband privater Spielbanken in Deutsch-
land e. V., der Landesstelle für Suchtfragen, der Evangelischen Gesellschaft eva,
dem Hotel- und Gaststättenverband DEHOGA Baden-Württemberg e. V. und der
Stadt Ulm befürwortet. 

Mit Verweis auf die europa- und verfassungsrechtlichen Bedenken, die gegen den
Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag ihrer Meinung nach bestehen, lehnen
die Staatliche Lotterieeinnahme Glöckle OHG, der Deutsche Lottoverband, der
Zentralverband der Staatlichen Lotterieeinnehmer der Süddeutschen Klassenlotte-
rie e. V., der Fachverband der Lotterie-Einnehmer der Nordwestdeutschen Klas-
senlotterie e. V., der Automatenverband Baden-Württemberg e. V., der Bundes-
verband Automatenunternehmer e. V., der Deutsche Automaten-Großhandels-
Verband e. V., der Verband der Deutschen Automatenindustrie e. V. und das 
FORUM für Automatenunternehmen in Europa e. V. den Entwurf ab. Die Ver-
bände der Automatenaufsteller sehen in den Regelungen zu dem Verbot von
Mehrfachkonzessionen und zu den Mindestabständen sowie zu den Übergangsre-
gelungen nicht gerechtfertigte Eingriffe in ihre Berufsausübungsfreiheit und in ihr
Eigentum. Bei Abständen von 500 m können nach ihrer Auffassung zusätzlich
städtebauliche Zielsetzungen konterkariert werden, worauf auch vereinzelt von
kommunaler Seite aus verwiesen wurde. Außerdem wird der suchtpräventive
Sinn dieser Maßnahme angezweifelt.

Der Schwerpunkt der Stellungnahmen betrifft die Regelungen bezüglich der So -
zialkonzepte und der Spielhallen. In diesem Zusammenhang wurde vielfach be-
dauert, dass für Gaststätten keine Vorgaben gemacht werden, zumal über diese
häufig der Einstieg ins Glücksspiel erfolge. Ebenso wurde teilweise das Fehlen
von Regelungen für das Internetglücksspiel bemängelt. Von den Glücksspielan-
bietern wurden die Notwendigkeit dezidierter Regelungen zum Sozialkonzept und
der Umfang der Schulungen in Frage gestellt. Aus dem Bereich der Suchthilfe ka-
men vielfach Vorschläge zur Ausgestaltung der Schulungen und der Sozialkon-
zepte.

Die Kommunalen Landesverbände begrüßen die Regelungen zu Mindestabstän-
den zwischen Spielhallen sowie zu Jugendeinrichtungen. Der Gemeindetag hält
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jedoch den Abstand von 500 m für sehr groß. Diese Distanz werde zu einer hohen
Zahl streitiger Verfahren führen, wenn die im Gesetz vorgesehene Übergangsfrist
Ende Juni 2017 abläuft. In ihrer Summe könnten die Vorgaben dazu führen, dass
in manchen Gemeinden Spielhallen nicht mehr zulässig wären. Der Gemeindetag
äußert vor diesem Hintergrund auch verfassungsrechtliche Bedenken.

Die Kommunalen Landesverbände fordern zudem im Einklang mit den Regie-
rungspräsidien nähere Vorgaben für die nach Ablauf der Übergangsfrist zur An-
wendung gelangende Härtefallklausel und zum rechtlichen Schicksal der be -
stehenden Erlaubnisse. Außerdem wurde eine Präzisierung des Begriffs der Ju-
gendeinrichtungen erbeten, auch weil die hierauf bezogene Abstandsregelung
Auswirkungen auf kommunale Planungen hat.

Die Landesstelle für Suchtfragen, die Evangelische Gesellschaft eva und der AGJ
Fachverband für Prävention und Rehabilitation in der Erzdiözese Freiburg e. V.
haben die Einrichtung eines Beirates beziehungsweise einer Kommission ange-
regt, die Standards für die Sozialkonzepte entwickeln und Schulungskonzepte an-
erkennen soll.

Diese Stellen haben auch gefordert, zur Sicherstellung der Finanzierung der
Präventionsarbeit und des Versorgungsangebotes mit Beratungsstellen eine feste
Quote des Anteils der Mittel aus dem Wettmittelfonds und der Spielbankerträge
für diese Zwecke festzuschreiben. Ähnliche Forderungen hinsichtlich der Finan-
zierung der suchtwissenschaftlichen Forschung hat die Forschungsstelle Glücks-
spiel Universität Hohenheim gestellt.

Die Landesstelle für Suchtfragen und der AGJ Fachverband für Prävention und
Rehabilitation in der Erzdiözese Freiburg e. V. sehen eine Konzessionierung der
Spielbankerlaubnis auf 10 Jahre auch unter betriebswirtschaftlichen Aspekten für
ausreichend, ohne dies näher zu begründen. Die Baden-Württembergische Spiel-
banken GmbH & Co. KG und der Bundesverband privater Spielbanken in
Deutschland e. V. betonen die Notwendigkeit einer 15-jährigen Laufzeit. Die
übrigen Angehörten haben sich zu dieser Frage nicht geäußert.

Die Kirchen und der DGB haben sich unter Herausstellung der Bedeutung des Ta-
ges gegen die Streichung des Buß- und Bettages als Tag, an dem Spielbanken und
Spielhallen nicht geöffnet sein dürfen, ausgesprochen.

Der Gemeindetag Baden-Württemberg verweist auf den zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand, der durch die zukünftige Erlaubnisprüfung und die Überwachung
der Spielhallen entstehen wird, bemängelt das Fehlen eines Abschnitts „Kosten
für die öffentlichen Haushalte“ und sieht die Ausführungen unter Abschnitt III
Regelungsfolgenabschätzung als unzureichend an.

Insbesondere die Anbieter von Glücksspielen haben sich zu Details der auf ihr
spezifisches Glücksspielsegment anzuwendenden Regeln geäußert.

Im Übrigen wird auf die als Anlage beigefügte Tabelle verwiesen, in der die we-
sentlichen Punkte zusammengefasst sind, die vorgebracht worden sind. Dieser
Tabelle kann auch die Haltung der Landesregierung zum Vorgebrachten entnom-
men werden.

Als Ergebnis ist festzuhalten, dass die allgemeinen Stellungnahmen keine wesent-
lichen neuen Argumente enthielten, die nicht bereits im Rahmen der Vorbereitung
des Gesetzentwurfs geprüft worden wären. Insoweit gelten die Ausführungen un-
ter A. Allgemeiner Teil weiterhin. Für die Erlaubnisverfahren für Spielhallen und
den Verwaltungsaufwand, der bei der Überwachung der Einhaltung der gesetzlich
fixierten Betreiberpflichten entsteht, können Gebühren verlangt werden, für die
nicht allein der Maßstab der Kostendeckung einschlägig ist. Es bestand deshalb
kein Anlass, den Gesetzentwurf grundsätzlich zu ändern.
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Die wichtigsten Änderungen sind Folgende:

• stärkere Unterscheidung zwischen Verfahren, für die das Land zuständig ist,
und ländereinheitlichen Verfahren,

• differenziertere Regelungen zum Sozialkonzept für Glücksspiele mit einem be-
sonders niedrigen Gefährdungspotential,

• Wiederaufnahme des Buß- und Bettages als Tag, an dem Spielbanken und
Spielhallen geschlossen bleiben müssen,

• Überarbeitung der Regelung zur Videoüberwachung in Spielbanken ent -
sprechend den Anregungen des Landesbeauftragten für den Datenschutz,

• Präzisierung des Begriffs der Einrichtung zum Aufenthalt von Kindern und Ju-
gendlichen in der Begründung,

• Klarstellung bzgl. der bisherigen Erlaubnisse in der Übergangsvorschrift. 

An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass die Anregung der kommunalen
Landesverbände aufgegriffen wird, zum Gesetz Anwendungshinweise zu geben.

B. Einzelbegründung 1

Abschnitt 1:

Allgemeine Bestimmungen

Zu § 1 – Ziele des Gesetzes

Mit dem Landesglücksspielgesetz werden die zur Ausfüllung des Ersten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrages erforderlichen Regelungen getroffen. Diese sind
auch im Hinblick auf die Sicherstellung der von dem Europäischen Gerichtshof
für die Rechtfertigung des Lotteriemonopols geforderten Gesamtkohärenz erfor-
derlich. Die Regelung aller glücksspielrechtlichen Bereiche in einem Gesetz, mit
Ausnahme der Gewinnspiele im Rundfunk, die gemäß Artikel 1 § 2 Absatz 6 Ers -
ter GlüÄndStV von der Anwendung des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertra-
ges ausgenommen worden sind, dient diesem Ziel.

Zu § 2 – Erlaubnis

Nach Artikel 1 § 4 Absatz 1 Erster GlüÄndStV bedarf jede Veranstaltung oder
Vermittlung eines öffentlichen Glücksspiels einer behördlichen Erlaubnis. Dies
gilt auch für staatliches Glücksspiel.

Absatz 1 regelt, unter welchen Voraussetzungen die Veranstaltung oder Vermitt-
lung eines öffentlichen Glücksspiels, das gemäß Artikel 1 § 4 Absatz 1 Erster
GlüÄndStV einer Erlaubnis bedarf, erlaubt werden darf. Klargestellt wird, dass in
ländereinheitlichen Verfahren die für diese aufgestellten Voraussetzungen maß -
gebend sind. Da gemäß Artikel 1 §§ 2 Absatz 4 und 5 Erster GlüÄndStV Artikel 1
§ 4 Absatz 1 Erster GlüÄndStV nicht anwendbar ist, ist § 2 nicht unmittelbar an-
wendbar für Pferdewetten sowie Wettannahmestellen der Buchmacher und Gast-
stätten, soweit sie Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinnmöglichkeiten bereit-
halten. 

Als Vermittler im Sinne der Vorschrift werden gewerbliche Spielvermittler, Lot-
terieeinnehmer, Annahmestellen und Wettvermittlungsstellen angesehen.

_____________________________________

1 Sofern im nachfolgenden Text nur die männliche Form verwandt wird, geschieht dies aus -
schließlich, um die Lesbarkeit zu erleichtern. 
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In Satz 2 wird klargestellt, dass unter dem Begriff des Veranstalters auch die Be-
treiber von Spielbanken erfasst werden.

Satz 3 listet die Voraussetzungen auf, die erfüllt sein müssen, damit eine Erlaub-
nis erteilt werden kann:

In Nummer 1 wird klargestellt, dass eine Erlaubnis nur zulässig ist, wenn das
Veranstalten oder das Vermitteln des Glücksspiels den Zielen des Artikels 1 § 1
Erster GlüÄndStV nicht zuwiderläuft. Die Erlaubnis darf nicht für das Vermit-
teln von nach dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag nicht erlaubten
Glücksspielen erteilt werden. Es werden damit die Ziele des Staatsvertrages un-
terstrichen, in dem die Versagung einer Erlaubnis zwingend ist, wenn die Veran-
staltung oder Vermittlung von Glücksspielen den Zielen des Artikel 1 § 1 Erster
GlüÄndStV zuwiderläuft. Nur unter Beachtung der Ziele von Suchtbekämpfung
und -verhinderung, Begrenzung des Glücksspielangebots und Kanalisierung des
Spieltriebs, Gewährleistung des Jugend- und Spielerschutzes sowie der ord-
nungsgemäßen Durchführung des Glücksspiels und der Abwehr von damit ver-
bundener Kriminalität kann eine Erlaubnis erteilt werden. 

Die Nummer 2 erhebt die Verpflichtungen des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrages zum Jugendschutz, zur Werbung, zum Sozialkonzept und zur Auf-
klärung zu Erlaubnisvoraussetzungen schon auf die Tatbestandsebene, sodass be-
reits vor Tätigwerden des Veranstalters die Rechtmäßigkeit der Angebote über-
prüft werden kann. Auch die Einhaltung des Internetverbots in Artikel 1 § 4 Ab-
satz 4 Erster GlüÄndStV muss sichergestellt sein. Veranstalter und Vermittler ha-
ben zum Zwecke der Sicherstellung des Teilnahmeausschlusses von Minderjähri-
gen gemäß Artikel 1 § 4 Absatz 3 Satz 3 Erster GlüÄndStV angemessene Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Teilnahme Minderjähriger zu verhindern. Dazu ha-
ben sie insbesondere die Geschäftsbedingungen entsprechend zu gestalten und ihr
Personal zu schulen und zu überwachen. Soweit sich ein Veranstalter Dritter be-
dient (Annahmestellen, Wettvermittlungsstellen), müssen diese auf die Einhal-
tung des Jugendschutzes (auch durch ihr Personal) verpflichtet und regelmäßig
geschult werden. Die Einhaltung des Jugendschutzes muss überprüft werden.
Letzteres kann durch Testkäufe erfolgen, deren genereller Ablauf mit der zustän-
digen Glücksspielaufsichtsbehörde vorher festzulegen ist. Festgestellte Verstöße
sind zu ahnden. Wird bei den Dritten ein Verstoß gegen Artikel 1 § 4 Absatz 3
Satz 3 Erster GlüÄndStV festgestellt, ist dieser einer besonders engen Kontrolle
zu unterwerfen.

Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt nach Nummer 3 nur, wer die Gewähr
dafür bietet, dass die Veranstaltung oder Vermittlung ordnungsgemäß und für die
Spielteilnehmer transparent durchgeführt wird. Vor dem Hintergrund, dass mit
der Eröffnung der Möglichkeit des Glücksspiels erhebliche Risiken verbunden
sind, sind diese Anforderungen gerechtfertigt. 

Der wirksame Einsatz von Spielersperren ist bereits vom Bundesverfassungsge-
richt als ein wichtiges Mittel der Spielsuchtprävention behandelt worden und ist
ein wesentliches Ziel des Glücksspielstaatsvertrages (vgl. Artikel 1 § 8 und § 23
Erster GlüÄndStV). Es ist davon auszugehen, dass auch staatlichen Veranstaltern
nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV eine Teilnahme am Sperrsystem
nicht vorgeschrieben ist, wenn und so lange diese keine Glücksspiele anbieten,
die die Sperrpflicht nach Artikel 1 § 20 Absatz 2, § 21 Absatz 5 Satz 1 und § 22
Absatz 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV auslösen.

Da Private nur im Rahmen der Experimentierklausel des Artikels 1 § 10 a Erster
GlüÄndStV mit einer Konzession, für deren Vergabe Hessen zuständig ist, Sport-
wetten anbieten dürfen, können diese keine von Baden-Württemberg erteilte Er-
laubnis bekommen. Folglich werden diese auch nicht in der Nummer 4 aufge-
führt. 

Angesichts der besonderen Bedeutung des Sperrsystems für die Suchtprävention
und für den Spielerschutz ist in Nummer 5 festgelegt, dass auch Vermittler sowie
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Spielhallenbetreiber am Sperrsystem mitwirken müssen. Im Unterschied zu Spiel-
banken und Veranstaltern von Sportwetten und Lotterien mit besonderem Gefähr-
dungspotential geben diese eine Sperre nicht selbst in die zentrale Sperrdatei ein.
Nach Artikel 1 § 8 Absatz 6 Erster GlüÄndStV sind Vermittler nur verpflichtet,
die bei ihnen eingereichten Anträge auf Selbstsperren an den Veranstalter nach
Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV weiterzuleiten. Durch das Wort „mit-
wirken“ statt „teilnehmen“ soll dies verdeutlicht werden. Spielhallenbetreiber
werden gleichgestellt.

Nummer 6 verlangt, dass gesperrte Spieler entsprechend Artikel 1 § 20 Absatz 2
Satz 1, § 21 Absatz 5 Satz 1 und § 22 Absatz 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV vom
Spiel in Spielbanken, Spielhallen und bei Lotterien, die häufiger als zweimal die
Woche veranstaltet werden, ausgeschlossen werden. Dieser Ausschluss ist aus
Spielerschutzgründen erforderlich.

Soweit Erlaubnisvoraussetzungen nach dem Gesetzeswortlaut „sicherzustellen“
sind, wird damit eine entsprechende Darlegungslast des Veranstalters oder Ver -
mittlers begründet. Dieser hat bereits im Antrag schlüssig vorzutragen, wie er die
Sicherstellung bewerkstelligen will. Entsprechende Konzepte sind, soweit erforder-
lich, vor Antragstellung zu entwickeln und mit dem Antrag vorzulegen (Satz 7). Die
dauerhafte Erfüllung dieser Anforderungen kann zusätzlich über behördliche Ne-
benbestimmungen gesteuert werden.

In Satz 5 des ersten Absatzes wird ausdrücklich als Voraussetzung klargestellt,
dass die Erlaubnisbehörde ohne derartige Unterlagen nicht verpflichtet ist, selbst
entsprechende Ermittlungen anzustellen. Satz 6 betont den Grundsatz, dass die
Amtssprache Deutsch ist mit der Folge, dass Unterlagen in deutscher Sprache
vorzulegen sind. Soweit dies nicht möglich ist, müssen die entsprechenden Unter-
lagen auf Kosten des Antragstellers übersetzt und amtlich beglaubigt werden. 

Durch Satz 8 wird verdeutlicht, dass selbst dann, wenn die Voraussetzungen des
Satzes 3 erfüllt sind, nicht automatisch eine Erlaubnis erteilt werden muss, son-
dern eine Ermessensausübung stattzufinden hat, in der den Zielen des Artikel 1 
§ 1 Erster GlüÄndStV Rechnung zu tragen ist.

Absatz 2 greift die Regelung des Artikels 1 § 4 Absatz 5 GlüÄndStV auf und eröff-
net unter den genannten Voraussetzungen die Nutzung des Internets für den Ver-
trieb und die Vermittlung von Lotterien und Sportwetten. Mit der kontrollierten
Wiederzulassung des Vertriebsweges Internet für die genannten Glücksspiele soll
den unerlaubten Angeboten im Internet zur besseren Erreichung der Ziele des Ar -
tikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV eine legale, sichere und dem Spielerschutz gewähr-
leistende Alternative gegenübergestellt werden. Da Glücksspiele im Internet mit ei-
nem erheblich höheren Gefährdungspotential verbunden sind gegenüber den tradi-
tionellen Vertriebswegen, wird der Vertriebsweg Internet der besonderen Kontrolle
der Länder unterworfen. Neben den in § 2 Absätze 1 und 2 aufgestellten Vorausset-
zungen müssen die besonderen Voraussetzungen des Artikel 1 § 4 Absatz 5 Erster
GlüÄndStV erfüllt sein, wenn Glücksspiele im Internet angeboten werden sollen.
Besonders wichtig ist hierbei die Identifizierung und Authentifizierung (Artikel 1 
§ 4 Absatz 5 Nummer 1 Erster GlüÄndStV). Ein Abgleich mit der Sperrdatei ist
hierfür notwendig. Die zum Abgleich mit der Sperrdatei Verpflichteten erhalten
dafür jedoch keinen Zugriff auf die gesamte Sperrdatei; die für den Abgleich erfor-
derliche Übermittlung personenbezogener Daten erfolgt einzelfallbezogen.

Neben der Einhaltung der Anforderung des Artikels 1 § 4 Absatz 5 Erster
GlüÄndStV müssen auch die sonstigen Erlaubnisvoraussetzungen nach Landes-
recht beziehungsweise nach dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag gege-
ben sein. Den spezifischen Gefahren des Internets wird auch bei der Prüfung der
allgemeinen Anforderungen – vor allem mit Blick auf die Datensicherheit und
dem Schutz vor Manipulationen – Rechnung zu tragen sein.

Die Darlegungslast für das Vorliegen der Voraussetzungen für den Internetbetrieb
liegt beim Antragsteller. Dieser hat bereits im Erlaubnisantrag insbesondere die
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Gewährleistung des Ausschlusses Minderjähriger oder gesperrter Spieler durch
Identifizierung und Authentifizierung (Artikel 1 § 4 Absatz 5 Nummer 1 Erster
GlüÄndStV) darzulegen, ein auf die Internetproblematik zugeschnittenes Sozial-
konzept (Artikel 1 § 4 Absatz 5 Nummer 4 Erster GlüÄndStV) vorzulegen sowie
die Anwendung des Sozialkonzepts (§ 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2d) sicherzu-
stellen.

In Absatz 3 wird klargestellt, dass nur solche Glücksspiele vermittelt werden dür-
fen, für die der Veranstalter selbst eine Erlaubnis hat. Nach dem Ersten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrag werden bestimmte Erlaubnisse für die Veranstaltung
von öffentlichen Glücksspielen im ländereinheitlichen Verfahren mit Wirkung für
Baden-Württemberg von zuständigen Behörden eines anderen Landes erteilt (vgl.
Artikel 1 § 9 a Absatz 1 und Absatz 2 Nummern 2 bis 4 Erster GlüÄndStV). Ziel
dieses ländereinheitlichen Verfahrens ist die Fortentwicklung und effektivere
Ausgestaltung der Zusammenarbeit der Länder. Eine gemeinsame Entscheidung
im Glücksspielkollegium wird von den Behörden eines Landes mit Wirkung für
alle Länder nach außen umgesetzt. Die Ergänzung in Absatz 3 Satz 2 trägt der
Änderung des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages Rechnung und stellt
die ländereinheitliche Erlaubnisse den Erlaubnissen nach Artikel 1 § 4 Absatz 1
Erster GlüÄndStV gleich.

Absatz 4 sieht die Schriftform für Erlaubnisse vor. Klargestellt wird in Satz 2 fer-
ner, dass eine Erlaubnis mit Auflagen, Bedingungen, dem Vorbehalt der nachträg-
lichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage und dem Vorbehalt
des Widerrufs versehen werden kann.

In Absatz 5 werden die Punkte aufgelistet, die in einer Erlaubnis angesprochen
werden müssen. Als „eingeschaltete dritte Personen“ sind nur solche Personen zu
verstehen, die einen für die Veranstaltung beziehungsweise für die Vermittlung
des Glücksspiels wesentlichen Beitrag – im Vertrieb und gegenüber dem Spieler –
leisten, wie zum Beispiel Annahmestellen, nicht aber Dritte, die glücksspiel -
unabhängige Leistungen erbringen wie Postboten, Lieferanten, Reinigungskräfte
oder Banken, über die Auszahlungen laufen. Darüber hinaus wird in Satz 2 die
Möglichkeit eingeräumt, dass Vorgaben zu Einsatzgrenzen und zum Ausschluss
gesperrter Spieler getroffen werden können. Nach Artikel 1 § 4 Absatz 5 Num-
mer 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV beträgt der Höchsteinsatz je Spieler grundsätzlich
1 000 € pro Monat und Anbieter. Gemäß Artikel 1 § 4 Absatz 5 Nummer 2 Satz 2
Erster GlüÄndStV kann aber hiervon abgewichen werden und in der Erlaubnis
ein abweichender Betrag festgelegt werden. Dieser Betrag kann aus sachlichen
Gründen sowohl eine höhere als auch eine niedrigere Grenze vorsehen. Denkbar
ist auch, dass die Möglichkeit geschaffen wird, dem Spieler die Wahl eines über
dem Regellimit liegenden Limits zu gestatten, sofern dieser dem Veranstalter
oder Vermittler gegenüber seine entsprechende wirtschaftliche Leis tungsfähigkeit
in geeigneter und nachprüfbarer Weise nachweist, wobei ein Nachweis vor Be-
ginn des ersten Spiels nicht ausreicht. Die Leistungsfähigkeit muss zumindest in
regelmäßigen Abständen erneut geprüft werden.

Bei der Festlegung von Höchsteinsatzgrenzen sind Gesichtspunkte des Spieler-
schutzes maßgebend. Da die Summe von 1 000 € pro Monat sich auf den jeweili-
gen Anbieter bezieht und nicht fürs Glücksspiel insgesamt, unabhängig vom ge-
wählten Anbieter gilt, sollte eine Erhöhung nur ausnahmsweise erlaubt werden.

Bei Spielhallen ist Absatz 5 nicht auf die Gerätezulassung anzuwenden. Die Gerä-
tezulassung erfolgt ausschließlich nach der Spielverordnung und den einschlägi-
gen bundesrechtlichen Regelungen.

Absatz 6 greift die bisherigen Regelungen des Ausführungsgesetzes zum Glücks-
spielstaatsvertrag zu den Teilnahmebedingungen auf. Es erfolgt lediglich eine
Einschränkung, dass diese nur für die Veranstaltung von solchen Glücksspielen
gelten, die nicht im ländereinheitlichen Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a Absatz 2
Erster GlüÄndStV erlaubt werden. Den Teilnahmebedingungen kommt wesent -
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liche Bedeutung zu, da diese im Regelfall die Spielregeln enthalten und Grund lage
für die Ansprüche der Spieler sind. Vor diesem Hintergrund ist eine Erlaubnis-
pflicht gerechtfertigt. Der im Absatz 6 aufgelistete Mindestinhalt der Teil nahme -
bedingungen orientiert sich dabei an der seitherigen Handhabung. Soweit es sich
um staatlich veranstaltete Glücksspiele handelt, sind die Teilnahmebedingungen
durch die zuständige Behörde zu veröffentlichen. Die Veranstalter und Vermittler
sind gemäß Satz 3 verpflichtet, die Teilnahmebedingungen auszuhängen oder dem
Spieler in sonstiger Weise zu ermöglichen, diese zur Kenntnis zu nehmen.

Insbesondere mit Blick auf die Zuverlässigkeit wird in Absatz 7 klargestellt, dass
eine Erlaubnis, die jemand zum Veranstalten oder Vermitteln von Glücksspiel er-
hält, nicht auf einen anderen übertragen oder einem anderen zur Ausübung über-
lassen werden kann. Nicht ausgeschlossen wird dadurch die Möglichkeit, Dritte
bei der Wahrnehmung einzelner Aufgaben einzuschalten. Diese Regelung gilt wie
die des Absatzes 8 auch für Spielhallen.

Treten Änderungen der für eine Erlaubniserteilung maßgeblichen Tatsachen ein,
ist die die Erlaubnis innehabende Person gemäß Absatz 8 verpflichtet, diese der
zuständigen Erlaubnisbehörde unverzüglich mitzuteilen.

Zu § 3 Aufgaben der Aufsicht

In Absatz 1 Satz 1 wird der Aufgabenbereich der nach dem Landesglücksspielge-
setz zuständigen Behörden beschrieben. Zur Gewährleistung einer ordnungs-
gemäßen und effektiven Durchführung der durch den Ersten Glücksspielände-
rungsstaatsvertrag geschaffenen ländereinheitlichen Verfahren wird darüber hin-
aus in Satz 2 klargestellt, dass auch die Unterstützung der im ländereinheitlichen
Verfahren handelnden Stellen zu dem Aufgabenbereich der Glücksspielaufsichts-
behörde im Sinne des § 47 Absatz 1 gehört. Die Unterstützung kann insbesondere
in der Mitwirkung in Prüfgruppen des Glücksspielkollegiums sowie in der Mit-
wirkung bei der Überwachung ländereinheitlich erteilter Erlaubnisse bestehen.
Letzteres wird vor allem das bisher zentral zuständige Regierungspräsidium 
Karlsruhe betreffen. Die Mitarbeit im Glücksspielkollegium fällt dagegen in die
Zuständigkeit des Innenministeriums. Die allgemeinen landesrechtlichen Bestim-
mungen zur Amtshilfe sowie die Bestimmungen des Landesdatenschutzgesetzes
bleiben unberührt.

Absatz 2 Satz 1 gibt den zuständigen Behörden und den Ortspolizeibehörden die
Befugnis, während der üblichen Geschäftszeiten Grundstücke und Geschäfts -
räume der eine Erlaubnis innehabenden Person zu betreten und Einblick in ge-
schäftliche Unterlagen zu nehmen. Die an die Vorschrift des § 29 Absatz 2 Ge-
werbeordnung angelehnte Bestimmung beachtet die Grundsätze, die das Bundes-
verfassungsgericht zur Auslegung des Artikels 13 Grundgesetz in seiner Entschei-
dung vom 13. Oktober 1971, BVerfGE 32, 54 ff, aufgestellt hat. Das grundsätz -
liche Betretungsrecht wird gewährt zu den Zeiten, zu denen die Räume normaler-
weise für die geschäftliche Nutzung zur Verfügung stehen. Abzustellen ist dabei
auf die Geschäftszeit des konkreten Betriebs, nicht auf ortsübliche Geschäfts-
oder Öffnungszeiten. Bei Spielbanken, die grundsätzlich auch nach 24 Uhr oder
am Wochenende geöffnet haben, bedeutet dies beispielsweise, dass auch eine Be-
sichtigung zwischen 1 und 2 Uhr an einem Samstagmorgen zulässig wäre.

Das Recht, sich geschäftliche Unterlagen vorlegen zu lassen, schließt das Recht
ein, auf Kosten der zuständigen Behörde Abschriften zu fertigen.

Die Überprüfung darf unangemeldet erfolgen und auch wiederholt.

Die Aufklärung von Straftatbeständen ist nicht Zweck der Nachschau, denn hier-
für sind die Strafverfolgungsbehörden zuständig. Besteht jedoch der Verdacht,
dass unerlaubtes Glücksspiel in den Räumlichkeiten angeboten wird, bestehen
Zweifel an der Zuverlässigkeit des Erlaubnisinhabers beziehungsweise der Er-
laubnisinhaberin, sodass eine Überwachungsmaßnahme gerechtfertigt ist.
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Absatz 2 Satz 2 ermöglich ein Betreten außerhalb der üblichen Geschäftszeiten
und in Fällen, in denen die Geschäftsräume gleichzeitig Wohnzwecken dienen.
Vorausgesetzt wird, dass das Betreten erforderlich ist zur Verhütung einer drin-
genden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, d. h., wenn ohne das
Einschreiten der Behörde mit hinreichender Wahrscheinlichkeit der baldige Ein-
tritt eines Schadens an einem wichtigen Rechtsgut von bedeutendem Wert zu be-
fürchten ist. Eine solche Nachschau ist allerdings nur tagsüber zulässig. Nach 
§ 104 Absatz 3 Strafprozessordnung umfasst dies im Zeitraum vom 1. April bis
30. September die Stunden von vier Uhr morgens bis neun Uhr abends und im
Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. März die Stunden von sechs Uhr morgens bis
neun Uhr abends. Dem Zitiergebot des Artikels 19 Absatz 1 Satz 2 GG wird da-
mit Rechnung getragen.

Das Auskunftsverweigerungsrecht des Absatzes 3 entspricht dem verfassungs-
rechtlichen Grundsatz, wonach niemand gezwungen sein kann, sich selbst oder
nahe Angehörige einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit zu bezichtigen.

Durch Absatz 4 wird das Recht, die Geschäftsräume etc. zu betreten und sich Un-
terlagen vorlegen zu lassen, auf die Fälle ausgedehnt, in denen der Verdacht be-
steht, dass öffentliches Glücksspiel veranstaltet oder vermittelt wird, ohne dass
hierfür eine entsprechende Erlaubnis erteilt worden ist. Dies dient der Be -
kämpfung des illegalen Glücksspiels.

Satz 2 bringt zum Ausdruck, dass der Gesetzgeber unerlaubtes Glücksspiel oder
die Werbung hierfür nicht hinzunehmen bereit ist. Nur in besonders gelagerten
Einzelfällen kann die zuständige Behörde vom Einschreiten absehen. 

Zu § 4 – Spielersperre

Die Möglichkeit der Spielersperre ist eine unerlässliche Maßnahme des Spieler-
schutzes für Glücksspiele mit einem erhöhten Suchtpotential. Schon das Bundes-
verfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 28. März 2006, Az.: 1 BvR 1054/01,
die Möglichkeit der Selbstsperre als zentrale Maßnahme zum Spielerschutz gefor-
dert. Der Glücksspielstaatsvertrag hat diesem Anliegen Rechnung getragen und
die Veranstalter von Sportwetten und gefährlicheren Lotterien sowie die Spiel-
banken in § 8 GlüStV dazu verpflichtet, Personen zu sperren, die dies zu ihrer
Person beantragen (Selbstsperre) oder von denen sie aufgrund der Wahrnehmung
ihres Personals oder aufgrund von Meldungen Dritter wissen oder aufgrund sons -
tiger tatsächlicher Anhaltspunkte annehmen müssen, dass sie spielsuchtgefährdet
oder verschuldet sind oder ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen
oder Spieleinsätze riskieren, die in keinem Verhältnis zu ihrem Einkommen oder
Vermögen stehen (Fremdsperre).

Im Unterschied zur bisherigen Verpflichtung der Spielbanken und der Veranstal-
ter nach § 10 Absatz 2 GlüStV, ein Sperrsystem zu unterhalten, sieht die Rege-
lung des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages ein übergreifendes Sperrsys -
tem vor (vgl. Artikel 1 § 8 Absatz 1 Erster GlüÄndStV), das zentral von der zustän-
digen Behörde des Landes Hessen geführt werden soll (Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 1
Erster GlüÄndStV). Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass neben
den Veranstaltern nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV und den Spiel-
banken weitere Veranstalter, namentlich die Konzessionsnehmer nach Artikel 1
§§ 4 a, 10 a Erster GlüÄndStV, verpflichtet sind, am Sperrsystem teilzunehmen
(vgl. Artikel 1 § 8 Absatz 4 Erster GlüÄndStV). Die ordnungsrechtliche Verant-
wortung des Landes für einen aktiven Spielerschutz wird durch die zentrale
Führung der Sperrdatei bei einer staatlichen Aufsichtsbehörde stärker hervorge-
hoben. Zugleich werden die bislang von den Spielbanken und den Veranstalter
nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV geführten Sperrdateien zu einem
einheitlichen übergreifenden Sperrsystem zusammengeführt. 

Die zuständige Behörde soll gemäß Artikel 1 § 29 Absatz 3 Erster GlüÄndStV die
Führung der Sperrdatei spätestens zum 1. Juli 2013 übernehmen. Bis zur Inbe-
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triebnahme der zentral geführten Sperrdatei wird die Sperrdatei des Landes weiter
geführt. Absatz 1 gibt die Rechtslage gemäß Artikel 1 § 8 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV wieder. Die Regelung differenziert zwischen den Möglichkeiten der
Selbst- und der Fremdsperre. Die Selbstsperre setzt die persönliche Anwesenheit
des Spielers voraus, der zu diesem Zweck seine Identität nachweisen muss. Die
für die Sperrung erforderlichen Daten werden nach Artikel 1 § 23 Absatz 1 Erster
GlüÄndStV gespeichert. Die Fremdsperre ist Ausdruck des in Artikel 1 § 6 Erster
GlüÄndStV angelegten Konzepts des aktiven Spielerschutzes. Sie geht davon aus,
dass das in Spielbanken und bei dem staatlichen oder staatlich beherrschten Ver-
anstalter im Sinne des Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV beschäftigte
Personal in der Wahrnehmung problematischen Spielverhaltens geschult ist und
daraus im Interesse des Spielers Konsequenzen zieht. Auch die Konzessionsneh-
mer als Veranstalter von Sportwetten sind verpflichtet, am übergreifenden Sperr-
system teilzunehmen. Auch von diesen ist zu erwarten, dass sie Sozialkonzepte
mit entsprechenden Schulungen des Personals zur Erkennung von Spielsucht vor-
legen und entsprechend handeln. 

In Absatz 2 wird der Sachverhalt geregelt, dass sich für die mit der Durchführung
des staatlichen Glücksspiels beauftragte juristische Person, die Spielbanken oder
Veranstaltern von Sportwetten zwar hinreichende Anhaltspunkte dafür ergeben,
dass bei einem Spieler oder einer Spielerin die Voraussetzung für eine Sperrung
gegeben sind, dies aber noch nicht mit der nach Absatz 1 erforderlichen Sicher-
heit entschieden werden kann. Während eine Selbstsperre bereits immer dann
durchzuführen ist, wenn der betroffene Spieler dies für seine Person beantragt,
wird es im Falle einer Fremdsperre in der Praxis häufig so sein, dass aufgrund von
Meldungen Dritter oder aufgrund der Wahrnehmung bei den Veranstaltern be-
schäftigten Personals zunächst nur eine Verdachtslage für das Vorliegen der tat-
bestandlichen Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben ist, dies für sich aber
noch nicht ausreicht, eine Sperre nach § 4 durchzuführen. In einem solchen Fall
bedarf es differenzierter Regelungen. Denn einerseits ist im Interesse von poten -
tiell suchtgefährdeten oder überschuldeten Spielern sicherzustellen, dass sie mög-
lichst früh vor einer für sie gefährlichen Teilnahme am Glücksspiel gehindert
werden. Zum anderen birgt die Fremdsperre – vor allem, wenn sie auf Meldungen
Dritter beruht – ein nicht unerhebliches Missbrauchsrisiko. Den Veranstaltern ist
für diese Situation das notwendige Instrumentarium in die Hand zu geben, um ei-
nerseits die ihnen gesetzlich übertragene Aufgabe des Spielerschutzes wirksam
umsetzen zu können, andererseits aber auch im Interesse des Persönlichkeits-
schutzes des Spielers zu gewährleisten, dass eine Sperre nicht allein aufgrund un-
bewiesener Anschuldigungen und Spekulationen erfolgt. Absatz 2 sieht demzu-
folge vor, dass der betroffene Spieler unverzüglich anzuhören ist, sofern hin -
reichende Verdachtsmomente für die Annahme bestehen, dass einer der Tatbe-
stände erfüllt ist, die zu seiner Sperrung führen können. Konkretisieren sich die
Bedenken des Veranstalters nach der Einlassung der betroffenen Person oder ha-
ben sie sich sogar verstärkt, wird der Veranstalter berechtigt und verpflichtet,
durch geeignete Maßnahmen belastbar zu überprüfen, ob sich die Prognose be-
stätigen lässt und die Voraussetzungen für eine Sperrung erfüllt sind. Im Interesse
des Spielerschutzes wird der Veranstalter dazu angehalten, unverzüglich die er-
forderlichen Maßnahmen einzuleiten. Die Rechte des Spielers werden dadurch
gewahrt, dass ohne vorherige Gelegenheit zur Stellungnahme keine weiteren
Überprüfungen zu seiner Person stattfinden. Als geeignete Maßnahmen zur Über-
prüfung der tatbestandlichen Voraussetzungen einer Sperrung kann etwa ein
Zurückgreifen auf die Schuldnerverzeichnisdateien bei einer im Wirtschaftsleben
anerkannten Auskunftsdatei oder die Hinzuziehung einer fachgutachterlichen Ein-
schätzung einer anerkannten Beratungs- oder Begutachtungsstelle in Betracht
kommen. Ersteres ist denkbar, wenn sich die Verdachtslage auf vermögensrecht -
liche Aspekte gründet. Im Falle einer möglichen Suchtgefährdung kann es hinge-
gen für die Veranstalter im Einzelfall auch notwendig erscheinen, eine fachgut-
achterliche Einschätzung einer anerkannten Beratungs- oder Begutachtungsstelle
hinsichtlich der etwa bestehenden Gefährdungslage einzuholen. In aller Regel
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wird dies jedoch nicht erforderlich sein, wenn sich pathologisches Spielverhalten
bereits an äußeren, im Wesentlichen finanziellen Entwicklungen hinreichend 
sicher ablesen lässt. Hierauf haben die Spielsuchtexperten im Rahmen der An-
hörung zum Gesetzentwurf des Ausführungsgesetzes zum GlüStV ausdrücklich
hingewiesen. 

§ 4 Absatz 2 stellt im Übrigen keine Befugnisnorm zur Erhebung personenbe -
zogener Daten dar. Vielmehr ist insoweit auf die allgemeinen datenschutzrecht -
lichen Regelungen zur Erhebung personenbezogener Daten zurückzugreifen. 

Als Vorstufe der in Absatz 1 geregelten Sperre dürfen die betroffenen Spieler bis
zum Abschluss der Überprüfung des Veranstalters vom eigenen Spielbetrieb aus-
geschlossen werden. Damit wird dem Veranstalter die notwendige Zeit gegeben,
um die erforderliche Prüfung durchzuführen, ohne den betreffenden Spieler so-
gleich in das übergreifende Sperrsystem mit den damit für ihn verbundenen Fol-
gen (z. B. Sperrdauer von mindestens einem Jahr, Artikel 1 § 8 Absatz 3 Erster
GlüÄndStV) zu übernehmen. 

Nachdem denkbar ist, dass Vermittler von öffentlichen Glücksspielen der Pflicht
des Artikels 1 § 8 Absatz 6 Erster GlüÄndStV nachkommen müssen, bevor die
zentrale Sperrdatei in Betrieb geht, trifft Absatz 3 eine Regelung für die Zeit bis In-
betriebnahme der zentral geführten Sperrdatei. Die Vermittler von öffentlichen
Glücksspielen und – über § 45 – auch die Betreiber von Spielhallen werden ver-
pflichtet, die bei ihnen eingereichten Anträge auf Selbstsperrung an die mit der
Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juris -
tische Person zu übermitteln. Diese hat die betroffene Person dann unverzüglich zu
sperren. Entsprechend Artikel 1 § 8 Absatz 6 Erster GlüÄndStV wird die Ver-
pflichtung der Vermittler auf die unverzügliche Übermittlung von Anträgen auf
Selbstsperren an den Veranstalter nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV,
in dessen Geltungsbereich der Spielteilnehmer seinen Wohnsitz hat, beschränkt.
Der Veranstalter nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV entscheidet auch
über die Aufhebung der Sperre. 

Zwischen dem Veranstalter nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV und
der Person, die einen Antrag auf Selbstsperre gestellt hat, kommt kein Vertrags-
verhältnis zustande. 

Sperren betragen gemäß Artikel 1 § 8 Absatz 3 Erster GlüÄndStV mindestens ein
Jahr, können jedoch je nach den Umständen, die zu ihrer Verhängung geführt ha-
ben, auch deutlich darüber liegen. Die Entscheidung hierüber trifft der Veranstal-
ter, der die Sperre verhängt hat, auf schriftlichen Antrag der gesperrten Person. Im
Falle der Selbstsperre hat er die vom Spieler genannte Dauer der Sperre zu
berücksichtigen, soweit er eine über ein Jahr hinausgehende Dauer der Sperre be-
antragt hat. Liegen die Voraussetzungen für eine Sperre auch nach ihrem zeit -
lichen Ablauf noch vor, ist eine erneute Sperre zu verhängen. Eine Sperre ist dem
betroffenen Spieler unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Über die Aufhebung 
einer Sperre entscheidet der Veranstalter, der die Sperre verhängt hat. In Fällen, in
denen die Sperre von Vermittlern von öffentlichen Glücksspielen mitgeteilt wor-
den ist, entscheidet die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach 
§ 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person über eine Aufhebung.

Zu § 5 – Sperrdatei

Nach Artikel 1 § 8 Absatz 1 Erster GlüÄndStV ist zum Schutz der Spieler und zur
Bekämpfung der Spielsucht ein übergreifendes Sperrsystem einzurichten und zu
unterhalten. Dieses soll die Spielersperren enthalten und die Durchsetzung der
Teilnahmeverbote nach Artikel 1 § 20 Absatz 2, § 21 Absatz 5 und § 22 Absatz 2
Erster GlüÄndStV durch einen Abgleich mit den Sperrdaten gewährleisten.

Nach Artikel 1 § 29 Absatz 3 Satz 1 Erster GlüÄndStV übernimmt die zuständige
Behörde des Landes Hessen (vgl. Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 1 Erster GlüÄndStV)
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die Führung der zentralen Sperrdatei spätestens zum 1. Juli 2013. In § 5 werden für
die Zeit bis zur Inbetriebnahme der zentral geführten Sperrdatei vorläufige Regelun-
gen getroffen, die den bisherigen entsprechen. Aus Gründen des Spielerschutzes ist
es nicht vertretbar, die Möglichkeit der Sperrung bis zur Inbetriebnahme der über-
greifenden Sperrdatei auszusetzen, da diese ein zentrales Element des Spieler-
schutzes darstellt. 

Absatz 1 sieht in Umsetzung dazu vor, dass in Baden-Württemberg eine landes -
eigene zentrale Sperrdatei errichtet wird, in der alle in Baden-Württemberg ver-
hängten Spielersperren nach § 4 enthalten sind. Die mit der Durchführung des
staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person wird da-
zu bestimmt, die Datei bei sich einzurichten und zu betreiben. Auf bestehende
sachliche und personelle Mittel kann zurückgegriffen werden. Die mit der Durch-
führung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische
Person kann die ihr durch Einrichtung und Betrieb entstehenden Kosten durch Er-
hebung einer Gebühr, die für jede Abfrage erhoben wird, vollumfänglich ersetzt
verlangen (vgl. Absatz 9). Die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels
nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person stellt den Datenaustausch mit den
Spielbanken und den übrigen am Sperrsystem beteiligten Stellen sicher.

Durch die Verweisung auf Artikel 1 § 23 Erster GlüÄndStV erfolgt die notwen -
dige Bestimmung der Regelungen zur Sperrdatei des Landes und der Verarbei-
tung dort gespeicherter Daten.

Absatz 2 regelt, dass die Spielbanken ihre Spielersperren sowie erfolgte Änderun-
gen und Aufhebungen unverzüglich an die mit der Durchführung der Sperrdatei
betraute Stelle zu übermitteln haben. Die die Sperrdatei führende Stelle ihrerseits
wird dazu verpflichtet, die ihr übermittelten Daten sowie die eigenen Sperren be-
ziehungsweise Änderungen der Sperren oder Aufhebungen ebenfalls unverzüg-
lich in der Sperrdatei zu berücksichtigen und zu speichern. Damit soll im Interes-
se des Spielerschutzes die Aktualität der Sperrdatei sichergestellt werden. Dabei
wird davon ausgegangen, dass die Daten in der Regel innerhalb von 24 Stunden
nach Verhängung, Änderung oder Aufhebung der Sperre übermittelt beziehungs-
weise gespeichert werden. Satz 4 sieht vor, dass die eingetragenen Sperren zu 
löschen sind, wenn die Gründe nicht mehr vorliegen, die zu ihrer Eintragung ge-
führt haben. 

In Absatz 3 wird klargestellt, dass die für Baden-Württemberg zu errichtende
Sperrdatei auch für solche Sperren im Sinne der Artikel 1 §§ 8 und 23 Erster
GlüÄndStV gilt, die von den Veranstaltern staatlichen Glücksspiels in anderen
vertragsschließenden Ländern oder den Spielbanken in diesen Ländern übermit-
telt werden. Dies gilt gerade auch dann, wenn die Personen, deren Daten übermit-
telt werden, im Zeitpunkt der Übermittlung noch keinen glücksspielrechtlichen
Bezug zu Baden-Württemberg haben. Umgekehrt wird es durch die Vorschrift er-
möglicht, eigene Daten aus der Sperrdatei für etwa errichtete Sperrdateien in an-
dere Länder zu übermitteln, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist und der
Schutz der Spieler dies erfordert. 

In Absatz 4 werden die Datenströme geregelt, die von der die Sperrdatei führen-
den Stelle an die Stellen zu veranlassen sind, die Spielverbote nach dem Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrag und nach diesem Gesetz zu überwachen ha-
ben. Unter Stellen im Sinne der Vorschrift werden alle Veranstalter, Vermittler,
Annahmestellen, Wettvermittlungsstellen und Spielbanken verstanden, die einen
Sperrdateiabgleich durchzuführen haben, und nicht nur die in Absatz 2 Genann-
ten. Zugleich wird die notwendige Zweckbindung der Datenweitergabe und 
-übermittlung noch einmal festgelegt, indem Daten aus der Sperrdatei nur zur
Kontrolle von Spielersperren genutzt oder übermittelt werden dürfen. Absatz 4 re-
gelt nicht abschließend, an welche Stellen Daten übermittelt werden dürfen. Da-
tenübermittlungen an öffentliche Stellen sind nach den gesetzlichen Vorschriften
weiterhin zulässig. 
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Durch Absatz 4 Satz 1 wird es zunächst der die Sperrdatei führenden Stelle und
ihrem Vertrieb ermöglicht, die zur Kontrolle von Spielersperren gespeicherten
Daten zu diesem Zweck zu nutzen. In Satz 2 wird die notwendige Befugnis zur
Übermittlung der Daten an alle anderen Stellen, die Spielverbote zu überwachen
haben, geschaffen. Dies sind in erster Linie die Spielbanken des Landes und die
Veranstalter von Sportwetten, wenn im Rahmen der Experimentierphase Privaten
Konzessionen zu Veranstaltung von Sportwetten erteilt worden sind. Aber auch
die Veranstalter in anderen vertragsschließenden Ländern, die Spielverbote nach
dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag zu kontrollieren haben, sollen die
zu dieser Prüfung notwendigen Informationen aus der Sperrdatei des Landes er-
halten können. Diese Veranstalter werden nur dann an die die Sperrdatei des Lan-
des führende Stelle Einzelanfragen stellen, wenn das entsprechende Land nicht
schon selbst eine Sperrdatei führt, in der dann die baden-württembergischen Da-
ten durch Übermittlung nach Absatz 3 enthalten sind. Ferner wird hinsichtlich der
Spielsuchtsperren der Kreis der Datenempfänger auch auf Wettannahmestellenbe-
treiber und gewerbliche Spielvermittler ausgedehnt, sofern diese Spiele vermit-
teln, die nach dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag ein erhöhtes Gefähr-
dungspotential aufweisen. Denn auch diese haben gemäß § 2 Absatz 1 Satz 3
Nummer 5 sicherzustellen, dass im Rahmen der von ihnen angebotenen Vermitt-
lungen keine Teilnahmemöglichkeiten für gesperrte Spieler eröffnet werden. Um
dieses im Interesse der Spielsuchtprävention wichtige Ziel sicherzustellen, wird
auch insoweit eine Übermittlungsberechtigung aus der Sperrdatei begründet. We-
der der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag noch der vorliegende Gesetzent-
wurf sehen eine Befugnis der staatlichen Veranstalter von Glücksspiel vor, ge-
werblichen Spielvermittlern eine Teilnahme am baden-württembergischen Sperr-
system zu verwehren. Für die Gewährleistung der organisatorischen Vorausset-
zungen zu Erreichung der gesetzgeberischen Ziele, die zu übermittelnden Daten
empfangen zu können und diese auch im Einzelfall zur Anwendung zu bringen,
ist der gewerbliche Spielvermittler und der Wettannahmestellenbetreiber selbst
verantwortlich. Er hat seine Vorkehrungen nach § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummern 5
und 6 im Erlaubnisverfahren vorzutragen.

Nach Absatz 5 darf zur Verwirklichung des Kontrollsystems ein automatisiertes
Abrufverfahren eingerichtet werden. Erfolgen Auskünfte im Wege des automati-
sierten Abrufverfahrens, ist zu gewährleisten, dass nach den allgemeinen aner-
kannten Regeln der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von
Datenschutz und Datensicherheit getroffen werden, die insbesondere die Vertrau-
lichkeit und die Unversehrtheit in der Sperrdatei gespeicherten und an die abfra-
gende Stelle übermittelten Daten gewährleisten. Im Übrigen enthält die Vorschrift
Regelungen zur Protokollierung der Abrufe. Die protokollierten Daten dürfen nur
für Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung
eines ordnungsgemäßen Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verwendet wer-
den. 

Die Mitarbeiter in den Annahmestellen sind keine abrufende Personen im Sinne
des § 5 Absatz 5 Satz 2.

In Absatz 6 wird geregelt, welche Auskünfte eine Person erhalten kann. Nach
Satz 2 besteht der Auskunftsanspruch des Betroffenen nur gegenüber der die
Sperrdatei führenden Stelle, nicht gegenüber den einzelnen Veranstaltern oder de-
ren Vermittlern. 

Absatz 7 enthält eine Verpflichtung für die die Sperrdatei führende Stelle, die ge-
sperrten Daten – soweit erforderlich – auch für Zwecke der Glücksspielsucht -
forschung anonymisiert zur Verfügung zu stellen. Den Ländern ist nach Artikel 1 
§ 11 Erster GlüÄndStV aufgegeben, die wissenschaftliche Forschung zu Vermei-
dung und Abwehr von Suchtgefahren durch Glücksspiel sicherzustellen. Hierzu
können die Daten aus der Sperrdatei nützlich sein.

Absatz 8 schafft die Rechtsgrundlage für die Speicherung von Dokumenten, die
zur Sperrung geführt haben. Die Speicherung der Dokumente durch die Spiel -
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banken oder Veranstalter von Sportwetten oder Lotterien mit besonderem Gefähr-
dungspotential (Artikel 1 § 8 Absatz 2 Erster GlüÄndStV) ist erforderlich, weil
diese über die Aufhebung einer verfügten Sperre beziehungsweise im Falle des
Artikel 1 § 29 Absatz 1 Satz 4 Erster GlüÄndStV auch hinsichtlich einer von ei-
nem anderen Veranstalter verfügten Sperre zu entscheiden haben.

Absatz 9 schafft die Rechtsgrundlage dafür, dass die nach § 9 Absatz 4 beauftrag-
te juristische Person die ihr durch den Anschluss privater Glücksspielanbieter und
-vermittler entstehenden Kosten von diesen ersetzt bekommen kann. Die hierfür
erforderliche Gebührenordnung bedarf der Genehmigung des Regierungspräsidi-
ums Karlsruhe.

Zu § 6 – Mitwirkung am übergreifenden Sperrsystem

Spätestens zum 1. Juli 2013 soll gemäß Artikel 1 §§ 8, 23, 29 Absatz 3 Satz 1 Ers -
ter GlüÄndStV ein übergreifendes Sperrsystem für Spielsuchtsperren als bundes-
weites Zentralregister eingerichtet werden. Die mit der Durchführung des staat -
lichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person ist in dieser
Funktion und möglicherweise im Rahmen einer Sportwettkonzession zur Teilnah-
me an diesem übergreifenden Sperrsystem verpflichtet. Zudem obliegt ihr die Bear-
beitung von Anträgen auf Selbstsperren, die ihr nach Artikel 1 § 8 Absatz 6 Satz 2
Erster GlüÄndStV von Vermittlern von öffentlichen Glücksspielen übermittelt wer-
den.

In Absatz 1 wird entsprechend Artikel 1 § 29 Absatz 3 Satz 2 Erster GlüÄndStV
festgelegt, dass die für die Führung der Sperrdatei des Landes zuständige juris -
tische Person verpflichtet ist, die bei ihr gespeicherten Daten der dann für die
Führung der zentralen Sperrdatei zuständigen Stelle zu übermitteln. Ohne die
Überführung des Bestands der Sperrdatei des Landes in die zentrale Sperrdatei
würde der mit dieser Datei verfolgte Spielerschutz nicht erreicht werden können.
Je nach Abfragesystem der zentralen Sperrdatei ist es technisch geboten, dass die
mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels beauftragte Person eine eigene
Sperrdatei führt, die inhaltlich identisch mit der zentralen Sperrdatei des Landes
Hessen ist. Dies ist seit Inkrafttreten des Glücksspielstaatsvertrages so durchge-
führt worden und soll weiterhin zulässig bleiben. Wenn die Daten aber aus techni-
schen Gründen nicht mehr benötigt würden, sollen sie gelöscht werden mit Aus-
nahme der Daten, die die sperrende Stelle im Rahmen eines Sperrverfahrens
selbst erhoben hat. Diese Daten werden nach wie vor für eine Aufhebung der
Sperre nach Artikel 1 § 8 Abs. 5 Erster GlüÄndStV benötigt.

In Absatz 2 wird zudem der mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels
nach § 9 Absatz 4 beauftragten juristischen Person die Aufgabe übertragen, nach
Inbetriebnahme der zentralen Sperrdatei Personen zu sperren, deren Daten ihr
gemäß Artikel 1 § 8 Absatz 6 Satz 2 Erster GlüÄndStV von Vermittlern öffent -
licher Glücksspiele sowie von Betreibern von Spielhallen übermittelt worden
sind. Absatz 2 korrespondiert insofern mit der Regelung des § 4 Absatz 3. Durch
den Verweis auf § 5 Absatz 9 wird die Rechtsgrundlage für eine Kostenerstattung
geschaffen.

Zu § 7 – Sozialkonzept

Nach Artikel 1 § 6 Erster GlüÄndStV, der bei allen Glücksspielarten – auch bei
Pferdewetten und Spielhallen – Anwendung findet, sind die Veranstalter und Ver-
mittler von öffentlichen Glücksspielen verpflichtet, die Spieler zu verantwor-
tungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von Glücksspielsucht vor-
zubeugen. Sie sind verpflichtet, zu diesem Zweck Sozialkonzepte zu entwickeln,
in denen dargelegt werden soll, mit welchen Maßnahmen den sozialschädlichen
Auswirkungen des Glücksspiels vorgebeugt werden soll und wie diese behoben
werden sollen, und ihr Personal zu schulen. Nach Artikel 1 § 9 Absatz 1 Satz 2
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Ers ter GlüÄndStV kann die zuständige Behörde Anforderungen an die Entwick-
lung und Umsetzung des Sozialkonzepts aufstellen.

Suchtexperten empfehlen seit Langem diesen präventiven Ansatz zur Abwehr von
Suchtgefahren. Zu den wesentlichen Bestandteilen von Schulungsprogrammen
zählt die Vermittlung von Wissen, die Sensibilisierung für die Gefahr der Spiel-
sucht und das Trainieren von Handlungskonzepten, damit die Mitarbeiter der Ver-
anstalter und Vermittler von öffentlichen Glücksspielen auch kommunikativ dem
Spieler begegnen können. Geschulte Mitarbeiter können bereits im Ansatz erken-
nen, ob ein Spieler Gefahr läuft, süchtig zu werden. Geeignete Maßnahmen, die
zu diesem Zeitpunkt ergriffen werden, stellen die effektivste Verhinderung von
Spielsuchtgefahren dar – bevor ein Spieler tatsächlich spielsüchtig wird. Die So-
zialkonzepte sollen auf eine Zusammenarbeit mit örtlichen Hilfseinrichtungen an-
gelegt sein.

Ergänzend werden die Veranstalter und Vermittler über Artikel 1 § 6 Erster
GlüÄndStV verpflichtet, die Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung von
Spielsucht des Anhangs zum Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag zu erfül-
len.

Die Wirkungsmechanismen der Glücksspielsucht weisen im Wesentlichen Paral-
lelen zu anderen stoffgebundenen Süchten auf. Außerdem haben die meisten
prob lematischen und pathologischen Glücksspieler auch weitergehende Sucht -
probleme, meist hinsichtlich Alkohol oder Nikotin, und sind im Hinblick auf ihre
finanziellen Probleme auf eine Einbindung in das erweiterte Hilfesystem vor Ort
(z. B. Schuldnerberatung, Grundsicherung und Arbeitsvermittlung) angewiesen. 

Im Gegensatz zu den anderen Bundesländern hat sich Baden-Württemberg daher
frühzeitig dafür entschieden, keine gesonderten glücksspielspezifischen Sonder-
und Doppelstrukturen zu schaffen, sondern die bestehenden Strukturen vor Ort
durch die Förderung der Psychosozialen Beratungsstellen und der kommunalen
Suchtbeauftragten gezielt zu nutzen und weiter auszubauen und fachlich zum
Thema Glücksspielsucht weiter zu qualifizieren.

Dieser Ansatz wird durch § 7 konsequent fortentwickelt, der insbesondere die
Rolle der örtlichen Beratungsstellen weiter stärkt. 

Alle Erlaubnisinhaber nach § 2 haben künftig ein Sozialkonzept zu entwickeln, in
dem genau dargelegt wird, mit welchen Maßnahmen problematisches und patho-
logisches Glücksspielen verhindert werden, wie betroffene Spielerinnen und Spie-
ler in das Hilfesystem vermittelt werden und wie die Einhaltung seitens der Er-
laubnisinhaber überwacht und mit Verstößen umgegangen wird. Die Standards
werden den Aufsichtsbehörden vom Ministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familien, Frauen und Senioren vorgegeben.

Außerdem sollen alle in Kontakt zu den Spielerinnen und Spielern tätigen Perso-
nen sowie deren Vorgesetzte auf Kosten des jeweiligen Glücksspielanbieters un-
mittelbar durch eine in der Suchthilfe in Baden-Württemberg tätige Einrichtung
geschult werden. Hiervon ausgenommen werden jedoch Inhaber von Erlaubnis-
sen, die in ländereinheitlichen Verfahren oder in gebündelten Verfahren gemäß
Artikel 1 § 19 Absatz 2 Erster GlüÄndStV erteilt werden. Für diese gilt Artikel 1
§ 6 Erster GlüÄndStV. Absatz 2 findet jedoch Anwendung auf örtliche Verkaufs-
stellen, für die das jeweilige Land die Genehmigung erteilt. 

Angesichts des geringen Gefährdungspotentials und der Besonderheiten des Ver-
triebs beim Gewinnsparen ist es aus Gründen der Verhältnismäßigkeit gerechtfer-
tigt, hier nur eine Schulung der für die Umsetzung der Sozialkonzepte in den Ban-
ken verantwortlichen Personen zu fordern. 

In den Schulungen sollen rechtliche Grundlagen zu Jugend- und Spielerschutz,
suchtmedizinische Grundlagen zum Erkennen von Ursachen und zu Verlauf und
Folgen problematischen und pathologischen Glücksspiels sowie Wissen zu den
Hilfeangeboten für Betroffene und Angehörige in Baden-Württemberg vermittelt
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werden. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen im Rahmen der Schulung
insbesondere auch trainieren, wie sie gefährdete Spielerinnen und Spieler frühzei-
tig erkennen, ansprechen und in das Hilfesystem weitervermitteln können. 

Hieraus ergeben sich implizit auch Anforderungen an die Gruppengröße und die
Rahmenbedingungen der Schulung. Diese sind so zu gestalten, dass alle Teilneh-
merinnen und Teilnehmer ausreichend Gelegenheit zum Trainieren dieser Hand-
lungskompetenzen haben. Eine Schulung über Multiplikatoren genügt insoweit
nicht den Anforderungen, da hierdurch die Zielsetzungen der Kontaktherstellung
und des Trainings der Handlungskompetenz nicht sichergestellt werden könnte.
Je nach Gefährdungspotential des angebotenen Glücksspiels ergibt sich eine er-
forderliche Schulungsdauer von deutlich mehr als der Mindestdauer von 8 Stun-
den. Dies trifft insbesondere bei Spielbanken und bei Spielhallen zu.

Die die Erlaubnis innehabenden Personen nach § 2 sind außerdem verpflichtet,
auf ihre Kosten in ihren Spielstätten beziehungsweise Verkaufsstellen Informa -
tionsmaterialien der örtlichen Beratungsstellen jederzeit gut sichtbar vorzuhalten.
Hierdurch soll ebenfalls der Kontakt der Spielerinnen und Spieler zur örtlichen
Beratungsstelle erleichtert und eine wissenschaftlich fundierte Darstellung der
Problematik der Glücksspielsucht sichergestellt werden. Die Verpflichtung, ent-
sprechende Materialien vorzuhalten, greift nur, soweit entsprechende Informa -
tionsmaterialien von den örtlichen Beratungsstellen zur Verfügung gestellt wer-
den können. Die Kostentragungspflicht bezieht sich nicht auf die Kosten, die zur
inhaltlichen Herstellung der Materialien entstanden sind, sondern lediglich auf die
Kosten für Druck, Versand u. ä. 

Spielerinnen und Spieler sollen außerdem durch die auszulegenden Selbsttests
zum Erkennen problematischen und pathologischen Glücksspiels sowie durch die
Anträge auf Selbstsperren eine niedrigschwellige Möglichkeit erhalten, ihr
Glücksspielverhalten kritisch zu überprüfen und daraus Konsequenzen zu ziehen.
Im Hinblick auf das geringere Gefährdungspotential und die räumlichen Gege-
benheiten sind Annahmestellen nach § 13 und Banken, die Gewinnsparen anbie-
ten, von dieser Verpflichtung ausgenommen.

Für eine wirksame Suchtprävention und -hilfe ist es erforderlich, die Vermittlung
in das örtliche Hilfesystem der Beratungsstellen als eines der Ziele des Sozialkon-
zepts klar festzuschreiben. Auch die Schulungen sollen explizit durch eine in der
Suchthilfe in Baden-Württemberg tätige Einrichtung erfolgen, damit die Beson-
derheiten des baden-württembergischen Hilfesystems und die praktischen Erfah-
rungen vor Ort einfließen können. Außerdem soll auf diese Weise auch sicher -
gestellt sein, dass seitens der Glücksspielanbieter bereits ein erster Kontakt zur
örtlichen Beratungsstelle besteht und die Ansprechpartner bekannt sind. Nur 
so kann eine effektive Weitervermittlung betroffener Spielerinnen und Spieler 
sichergestellt werden.

Im Hinblick auf die bisherigen Erfahrungen hinsichtlich der Spielbanken ist da-
von auszugehen, dass sich die Beratungsstellen die von ihnen für die Erlaubnis -
inhaber nach § 2 durchzuführenden Schulungen von diesen entsprechend vergüten
lassen. Wichtig ist, dass die Mitarbeiterkapazität der Beratungsstellen, die den
Betroffenen für Beratung und Hilfe zur Verfügung steht, durch die Vorgaben
nach diesem Gesetz nicht geschmälert wird, sondern weiterhin bedarfsgerecht und
flächendeckend zur Verfügung steht. Dies gilt es bei der weiteren Ausgestaltung
der Förderung der Psychosozialen Beratungsstellen sicherzustellen.

Zu § 8 – Kreditverbot

Zum Schutz der Spieler und um zu verhindern, dass sich Spielwillige verschul-
den, um ihren Spieltrieb auszuleben, wird das an Veranstalter und Vermittler so-
wie Betreiber von Spielhallen gerichtete Verbot, Kredite an Spieler zu gewähren,
aufgestellt. Der Spieler soll nicht im Rausch des Spiels verleitet werden, einen
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Kredit aufzunehmen. Dadurch, dass er gezwungen wird, die Spielstätte zu verlas-
sen, um sich das benötigte Bargeld zu beschaffen, gewinnt er einen Abstand zum
Spielgeschehen. Die veränderte Umgebung und der zeitliche Abstand können be-
wirken, dass er seine Situation überdenkt, ob er das für ihn verlustreiche Spiel
wirklich fortsetzen will. Letztlich wird hierdurch eine rationale Entscheidung er-
möglicht.

Um eine Umgehung zu verhindern, ist es auch erforderlich, die Duldung der ge-
werbsmäßigen Kreditgewährung in den Räumlichkeiten, die für das Glücksspiel
bereitstehen, zu untersagen. Es würde allerdings zu weit gehen, wenn auch in der
Sache angebracht, auch die private Kreditgewährung zu unterbinden, denn denje-
nigen, an die sich die Bestimmung richte, würde damit etwas abverlangt werden,
was sie nicht sicherstellen können.

Durch die Vorschrift soll dagegen nicht der Einsatz von Kreditkarten, die in
Deutschland eine Zahlungsfunktion haben, verhindert werden.

Abschnitt 2:

Staatliches Glücksspiel

Zu § 9 – Öffentliche Aufgabe

Absatz 1 bestimmt, dass die Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielange-
botes eine ordnungsrechtliche Aufgabe des Landes ist, deren Erfüllung den Zielen
des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV verpflichtet ist. Damit wird zunächst klarge-
stellt, dass die Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebots Teilele-
ment der ordnungsrechtlichen Zielsetzung des Staatsvertrages ist, Spielsucht zu
verhindern und die Voraussetzungen für eine wirksame Suchtbekämpfung zu
schaffen. Da der natürliche Spieltrieb in der Bevölkerung nicht gänzlich unter-
bunden und auf ein für den Spieler völlig unattraktives Maß reduziert werden
kann, ist er durch geeignete Spielangebote des Landes in geordnete und über-
wachte Bahnen zu lenken. Andernfalls besteht die Gefahr, dass die Spieler auf un-
erlaubte und unkontrollierte Spielangebote ausweichen mit all den eventuell nach-
teiligen Folgen für ihre psychische (Spielsucht) und wirtschaftliche Situation,
aber auch für die Gesellschaft (Therapien, Begleit- und Beschaffungsdelikte
usw.). Durch die unmittelbare Koppelung des Spielangebots an die Ziele des Staats-
vertrages wird auf der anderen Seite gewährleistet, dass öffentliche Glücksspiele
nur in den zur Zielerreichung erforderlichen Grenzen angeboten werden dürfen und
der Jugend- und Spielerschutz bei deren Durchführung gewahrt bleiben.

In Absatz 2 wird bestimmt, mit welchen Glücksspielarten das Land seiner Ver-
pflichtung nachzukommen hat, ein ausreichendes Angebot an Glücksspielen 
sicherzustellen. Mit der Zulassung von Zahlenlotterien, Losbrieflotterien und
Sportwetten orientiert sich die Regelung an den Erfahrungen der vergangenen
Jahre und an der gegenwärtigen Praxis. Gleichzeitig wird berücksichtigt, dass der
Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag im Rahmen einer Experimentierklausel
für einen Zeitraum von sieben Jahren den Sportwettenmarkt für private Anbieter
öffnet, sodass in dieser Zeit ein staatliches Angebot nicht erfolgt. 

Nachdem sich die Länder auf der Grundlage des Staatsvertrages über die Grün-
dung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder für die Veranstaltung ei-
ner gemeinsamen Klassenlotterie abgesprochen haben, war in Satz 2 klarzustel-
len, dass die Veranstaltung der Anstalt „GKL Gemeinsame Klassenlotterie der
Länder“ anstelle der bisherigen Veranstaltung aufgrund des Staatsvertrages über
die Süddeutsche Klassenlotterie erfolgt und so ebenfalls der staatliche Auftrag er-
füllt wird.

Nach Absatz 3 darf das Land – wie bisher – Zusatzlotterien und -ausspielungen
veranstalten.
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Absatz 4 regelt die Durchführung des staatlichen Glücksspiels und ermächtigt das
Land dazu, diese Aufgabe durch eine juristische Person des privaten Rechts, an
der das Land unmittelbar oder mittelbar maßgeblich beteiligt ist, zu erfüllen. Dies
entspricht Artikel 1 § 10 Absatz 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV, der bestimmt, dass
die Länder die öffentliche Aufgabe der Sicherstellung eines ausreichenden
Glücksspielangebots auf gesetzlicher Grundlage entweder selbst oder durch juris -
tische Personen des öffentlichen oder Privatrechts, an denen juristische Personen
des öffentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar maßgeblich beteiligt sind, er-
füllen dürfen. Mit dieser Regelung wird es dem Land ermöglicht, sich zur Durch-
führung der öffentlichen Glücksspiele der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-
Württemberg zu bedienen, die schon bisher das staatliche Glücksspielgeschäft in
Baden-Württemberg durchführt.

Satz 2 ist Folge des Artikels 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV. Satz 4 ergibt sich
aus Artikel 1 § 10 Absatz 3 Erster GlüÄndStV.

Absatz 5 stellt klar, dass der Staatsvertrag über die Gründung der GKL Gemein -
same Klassenlotterie der Länder unberührt bleibt.

Durch Absatz 6 wird festgelegt, dass das Land die wissenschaftliche Forschung
zur Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren, die Suchtprävention und -hilfe
sowie die Glücksspielaufsicht als öffentliche Aufgabe wahrnimmt und hierfür 
einen angemessenen Anteil aus den Reinerträgen der Glücksspiele zur Verfügung
stellt. Artikel 1 § 11 Erster GlüÄndStV gibt den Ländern zwingend vor, dass die
wissenschaftliche Spielsuchtforschung sicherzustellen ist. Nach Artikel 1 § 10
Absatz 5 Erster GlüÄndStV ist von den Ländern ferner zu gewährleisten, dass ein
erheblicher Teil der Einnahmen aus öffentlichem Glücksspiel zur Förderung öf-
fentlicher oder gemeinnütziger, kirchlicher oder mildtätiger Zwecke zu verwen-
den ist. Hierzu gehören insbesondere auch Maßnahmen der Suchtprävention und
der Suchthilfe bei problematischem und pathologischem Glücksspiel. Der hierfür
zur Verfügung stehende Anteil ist dem gegebenenfalls wachsenden Bedarf an Be-
treuung und Beratung anzupassen. Außerdem ist zu beachten, dass Glücksspiel-
sucht in der Regel häufig zusammen mit anderen Suchtproblemen auftritt, meist
im Zusammenhang mit Alkohol oder Nikotin. Daher setzt eine wirksame Präven-
tionsarbeit und Suchthilfe auch für den Bereich der Glücksspielsucht einen uni-
versellen und ganzheitlichen Ansatz voraus. Durch die Förderung soll auch die
Forschung vorangetrieben werden, wie Anreize zum Entstehen von Glücksspiel-
sucht und anderen stoffgebundenen Verhaltenssüchten verhindert werden können.
Es kann sich insoweit empfehlen, die Förderung geeigneter Vorhaben in Abstim-
mung mit den anderen Ländern und dem nach Artikel 1 § 10 Absatz 1 Satz 2 Ers -
ter GlüÄndStV zu bildenden Fachbeirat aus Experten in der Bekämpfung der
Glücksspielsucht zu betreiben. Die Forschung hat sich auf solche Vorhaben zu
beschränken, die unmittelbar im Sinne des Ersten Glücksspieländerungsstaatsver-
trages versorgungs- und handlungsrelevant sind.

§ 10 – Erlaubnis für die Veranstaltung staatlichen Glücksspiels

Nach Artikel 1 § 4 Absatz 1 Erster GlüÄndStV bedarf jede Veranstaltung oder
Vermittlung eines öffentlichen Glücksspiels einer behördlichen Erlaubnis. Dies
gilt auch für staatliches Glücksspiel.

Absatz 1 regelt, unter welchen Voraussetzungen neben denen des § 2 die Veran-
staltung eines staatlich veranstalteten Glücksspiels erlaubt werden darf. 

In Nummer 1 wird zunächst die zentrale Voraussetzung für die Veranstaltung
staatlichen Glücksspiels wiederholt. Das Glücksspiel muss für die Sicherstellung
eines ausreichenden Glücksspielangebots erforderlich sein. Ob ein Glücksspiel er-
forderlich ist, ist im Lichte der Ziele des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertra-
ges zu beurteilen.
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In Nummer 2 wird ausdrücklich gefordert, dass nach Artikel 1 § 9 Absatz 5 Satz 1
Nummer 1 Erster GlüÄndStV das Fachbeiratsverfahren durchgeführt wird, wenn
neue staatliche Glücksspielangebote eingeführt oder neue oder erhebliche Erwei-
terungen bestehender Vertriebswege für staatliche Angebote eingeführt werden
sollen. Im Falle der Einführung neuer Glücksspielangebote schafft vor allem das
Fachbeiratsverfahren die insoweit für die Beurteilung der Erlaubnisbehörde not-
wendigen (sucht-)fachlichen Voraussetzungen. Im Übrigen arbeiten die für die
Glücksspielaufsicht zuständigen Behörden der Länder nach Artikel 1 § 9 Absatz 3
Erster GlüÄndStV bei der Erlaubniserteilung eng zusammen und stimmen ihre
Erlaubnisse untereinander ab, wodurch das Entstehen einer Vielzahl von Glücks-
spielveranstaltungen verhindert und in Grenznähe zu anderen Ländern eine über-
mäßige anreizende Angebotsvielzahl vermieden werden kann.

Sollen neue Vertriebswege eingeführt werden oder bestehende erheblich erweitert
werden, ist ebenfalls ein Fachbeiratsverfahren durchzuführen. Das Erfordernis der
Durchführung des Fachbeiratsverfahrens bezieht sich auf den Vertriebsweg, denn
auch dieser muss mit den Zielen des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV vereinbar
sein.

Schließlich verlangt die Nummer 3 die Vorlage eines Vertriebskonzeptes, das
auch die Begrenzung der Zahl der Annahmestellen, über die die Staatliche Toto-
Lotto GmbH Baden-Württemberg ihre Produkte vertreibt, beinhaltet.

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass die Erlaubnis für die Veranstaltung eines staat -
lichen Glücksspiels durch die zuständige Behörde öffentlich bekannt zu machen
ist. Sofern Erlaubnisse im ländereinheitlichen Verfahren erteilt werden und für
dieses Verfahren nicht die öffentliche Bekanntmachung vorgesehen ist, sieht Satz 2
vor, dass die in § 47 Absatz 1 genannte Behörde, das Regierungspräsidium Karls-
ruhe, für Baden-Württemberg die Erlaubnis bekannt macht. 

Zu § 11 – Gewinnausschüttung

§ 11 entspricht weitgehend § 4 des Ausführungsgesetzes zum GlüStV. Zu berück-
sichtigen war jedoch, dass zukünftig Glücksspiele auch in ländereinheitlichen
Verfahren erlaubt werden. Diese werden von der Anwendung des § 11 ausgenom-
men. Neu ist ferner, dass die genannten Prozentanteile bei Zahlenlotterien ent-
sprechend dem der Aufsichtsbehörde vorgelegten und genehmigten Gewinnplan
ausgeschüttet werden müssen. Der theoretische Gewinnplan stellt dabei nicht auf
die einzelne Ziehung ab. Damit wird der Eigenschaft von Festquotenlotterien und
Kombinationen aus Festquoten- und Totalisatorprinzip besser Rechnung getra-
gen. Gewinne, die nicht in der betroffenen Ziehung, sondern zu einem späteren
Zeitpunkt ausgeschüttet werden, wie z. B. bei der Lotterie Eurojackpot, sind damit
zulässig, selbst wenn in der einzelnen Ziehung die Mindestausschüttung nicht er-
reicht wird. Entsprechendes gilt für Zusatzlotterien und -ausspielungen.

Zu § 12 – Reinerträge

§ 12 entspricht weitgehend der bisherigen Rechtslage (vgl. § 5 des Ausführungs-
gesetzes zum GlüStV). Es muss jedoch klargestellt werden, dass diese Regelung
nur für die Glücksspiele zu Anwendung kommt, die das Land gemäß § 9 Absatz 2
Satz 1 selbst veranstaltet.

Zu § 13 – Annahmestellen

Nach der Legaldefinition des Artikel 1 § 3 Absatz 5 Erster GlüÄndStV sind An-
nahmestellen die in die Vertriebsorganisation des staatlichen Anbieters eingeglie-
derten Vermittler. Zur Erfüllung der staatsvertraglichen Verpflichtung, ein aus -
reichendes staatliches Glücksspielangebot zu gewährleisten, sind die Annahme-
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stellen unverzichtbar. Umgekehrt ist jedoch bei einem auf die Bekämpfung von
Glücksspielsucht ausgerichteten Regelungsansatz dringend zu gewährleisten, dass
öffentliches Glücksspiel nur in den zur Zielerreichung erforderlichen Grenzen ver-
trieben wird. So hat bereits das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 
28. März 2006, Az.: 1BvR 1054/01, darauf hingewiesen, dass einer suchtpräventiv
begründeten Glücksspielregulierung die verfassungsrechtlich geforderte Konsistenz
fehle, wenn Glücksspielprodukte auf der Vertriebsebene zu einem allerorts ver-
fügbaren normalen Gut des täglichen Lebens werden. In der – insoweit unverän-
derten – Vorgängerregelung des Artikel 1 § 10 Absatz 4 Erster GlüÄndStV wurde
hieraus der Schluss gezogen, die Zahl der Annahmestellen zur Erreichung der
staatsvertraglichen Ziele zu begrenzen. Aus diesem Grund wird auch – wie bereits
in der Vorgängerregelung – bestimmt, dass die Zahl der Annahmestellen zur Er -
reichung der staatsvertraglichen Ziele zu begrenzen ist.

Nach Artikel 1 § 10 Absatz 4 Erster GlüÄndStV dient die Begrenzung der Annah-
mestellen der Erreichung der Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV. Es dür-
fen somit nicht mehr Annahmestellen unterhalten werden, als zur Sicherstellung
eines ausreichenden Glücksspielangebotes erforderlich ist. 

Nach dem Vertriebskonzept der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-Württem-
berg vom 9. Juni 2008, das Bestandteil der Erlaubnis vom 20. November 2008 ist,
ist in der Endstufe eine Rückführung auf 3 300 Annahmestellen geplant. D. h., aus
der Sicht der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg wird eine An-
zahl von 3 300 Annahmestellen als ausreichend für die Sicherstellung des erfor-
derlichen Glücksspielangebotes angesehen. Die Staatliche Toto-Lotto-Gesell-
schaft hat seit 2008 daher auch die Zahl ihrer Annahmestellen von 3 630 auf 3 422
reduziert. Eine Änderung in ihrem Vertriebskonzept ist nicht erfolgt. Es ist davon
auszugehen, dass die von der Staatlichen Toto-Lotto Gesellschaft selbst vorge -
sehene Anzahl von Annahmestellen ausreichend ist. 

Auch die Rechtsprechung hat die im Vertriebskonzept anvisierte Anzahl der An-
nahmestellen nicht beanstandet (vgl. Urteil des VGH Mannheim vom 10. Dezem-
ber 2009, Az.: 6 S 1110/07). Die Begrenzung und erfolgte Reduzierung der Zahl
der Annahmestellen wird vielmehr als Beleg dafür angesehen, dass die Staatliche
Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg keine Expansion auf dem Sportwetten-
markt verfolgt. Das Gericht ist der Auffassung, dass die Staatliche Toto-Lotto
GmbH Baden-Württemberg bei der Ausgestaltung des Vertriebssystems auf der
Grundlage der gesetzlichen Vorgaben den Zielkonflikt zwischen der Anzahl der
Annahmestellen und dem Umsatz pro Annahmestelle einerseits und der Belange
der Suchtprävention und des Jugendschutzes andererseits sachgerecht berücksich-
tigt hat.

Durch die mit dem Ersten GlüÄndStV vorgesehene Öffnung des Sportwetten-
marktes für private Anbieter ist davon auszugehen, dass die Kanalisierung in ein
legalisiertes und kontrolliertes Spiel zukünftig gelingt. Vor diesem Hintergrund
ist es gerechtfertigt, nunmehr auf die Umsetzung des eigenen Konzeptes zu beste-
hen. Um einen geordneten, die Belange der Annahmestellenbetreiber berücksich-
tigenden Übergang zu ermöglichen, wurde in Satz 2 vorgesehen, dass die Redu-
zierung der bestehenden Annahmestellen auf 3 300 bis zum 30. Juni 2013 erfolgt
sein muss.

Nach Absatz 2 ist die flächenmäßige Verteilung der Annahmestellen an den Zie-
len des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV auszurichten. Die Dichte des Vertriebs-
netzes wird sich dabei vor allem an der Einwohnerzahl im Umkreis des jeweiligen
Geschäftsraums zu orientieren haben, während der räumliche Zuschnitt der An-
nahmestellen sich auch an der Wahrung einer zumutbaren Entfernung zwischen
der Annahmestelle und den Wohnungen von potentiellen Spielteilnehmern aus -
zurichten haben wird. Die nähere Ausgestaltung des Vertriebsnetzes wird durch
Satz 2 dem Veranstalter beziehungsweise der nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels beauftragten juris -
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tischen Person übertragen, die zugleich verpflichtet wird, ihr Vertriebskonzept der
zuständigen Behörde gemäß Satz 4 vorzulegen. 

Der Betrieb einer Annahmestelle bedarf gemäß Absatz 3 der Erlaubnis, die gemäß
Satz 2 nur von der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg beantragt
werden darf.

In Satz 3 werden die Erlaubnisvoraussetzungen für die Zulassung einer Annahme-
stelle aufgestellt. Neben der Zuverlässigkeit des Betreibers (Absatz 3 Satz 3 Num-
mer 1) müssen zunächst bestimmte in § 2 Absatz 1 Satz 3 aufgestellte Vorausset-
zungen (Absatz 3 Satz 3 Nummer 2) erfüllt sein. Insbesondere durch die Verwei-
sung auf § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 wird der zentralen Schutzregelung des
Ers ten Glücksspieländerungsstaatsvertrages Rechnung getragen, wonach gesperr-
te Spieler von der Teilnahme an solchen Glücksspielen auszuschließen sind, die
ein erhöhtes Suchtpotential aufweisen. 

In Satz 3 Nummer 3 wird die strikte begriffliche Trennung in Annahmestellen
und gewerbliche Spielvermittlung, wie sie in Artikel 1 § 3 Absatz 5 und 6 Erster
GlüÄndStV vorgesehen ist, auf die Vertriebspraxis übertragen und vorgesehen,
dass der Betreiber einer Annahmestelle nicht zugleich auch als gewerblicher
Spielvermittler tätig werden darf. 

In Satz 3 Nummer 4 wird ausgeschlossen, dass Annahmestellen in einer Spiel-
bank, auf einer Pferderennbahn, in einer Wettvermittlungsstelle für Pferdewetten,
in einer Spielhalle oder in einer Gaststätte, in der alkoholische Getränke ausge-
schenkt werden beziehungsweise in sonstigen Räumen einer Gaststätte, in denen
Geldspielgeräte aufgestellt sind, betrieben werden. Ein Zusammenfallen des staat-
lichen Glücksspielangebots mit dem gewerblichen Glücksspiel ist mit den Zielen
des Ersten GlüÄndStV nicht zu vereinbaren. Die Vermittlung des staatlichen
Glücksspiels soll insbesondere als Nebengeschäft in den Annahmestellen betrie-
ben werden. Es soll in den Annahmestellen nicht im Vordergrund stehen wie es
der Fall ist bei den aufgezählten gewerblichen Anbietern. Der bestehende Bedarf
soll abgedeckt werden in einer Umgebung, die einerseits eine Sozialkontrolle er-
möglicht und in der andererseits nichts zum Spiel animiert. Gleichzeitig soll ver-
mieden werden, dass durch eine entsprechende Präsenz Glücksspiel zu einem Gut
des täglichen Lebens aufgewertet wird. 

Grundsätzlich soll auch vermieden werden, dass Glücksspiel in einer Umgebung
stattfindet, in der durch den Ausschank von Alkohol die Hemmschwelle herabge-
setzt werden kann. Aus diesem Grund dürfen in Räumlichkeiten von Gaststätten,
in denen alkoholische Getränke ausgeschenkt werden, keine Annahmestellen be-
trieben werden. Auf die Ausführungen zu § 7 wird verwiesen. Tankstellen, die al-
koholische Getränke lediglich wie Einzelhandelsgeschäfte verkaufen, unterfallen
nicht dieser Regelung.

Nach Satz 3 Nummer 5 darf eine Annahmestelle nur erlaubt werden, wenn sie
nicht dem Konzept nach Absatz 2 zur Begrenzung der Anzahl der Annahmestel-
len zuwiderläuft. Eine Genehmigung als Annahmestelle ist ferner nicht möglich,
wenn die Annahmestelle nach ihrer Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Eintei-
lung dem Ziel entgegensteht, nur ein begrenztes Glücksspielangebot zuzulassen. 

Und abschließend wird in Satz 3 Nummer 6 für die Erteilung einer Erlaubnis ver-
langt, dass keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch die Erlaubnis
aus anderen Gründen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden
könnte.

Absatz 4 stellt klar, dass eine Erlaubnis für das Vermitteln in nach diesem Gesetz
oder dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag nicht erlaubtes Glücksspiel
nicht in Betracht kommt. Da im Umkehrschluss aber eine Vermittlung in nach
diesem Gesetz erlaubtes Glücksspiel möglich ist, räumt die Regelung es den An-
nahmestellen ein, etwa auch in Klassenlotterien oder Lotterien mit einem geringe-
ren Gefährdungspotential – z. B. die Glücksspirale – zu vermitteln, sofern die Er-
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laubnis dieser Lotterien den Vertriebsweg der Annahmestellen zulässt und die
Voraussetzungen des Absatzes 3 einem solchen Vertrieb nicht entgegenstehen. 

Die generelle Möglichkeit, nach Satz 1 erlaubte Glücksspiele in Annahmestellen
zu vermitteln, wird in Satz 2 für Sportwetten eingeschränkt. Hierbei sind zwei
Konstellationen zu unterscheiden. Solange nur der Veranstalter nach Artikel 1 
§ 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV Sportwetten anbieten darf, dürfen – unterstellt,
dass seine Vertriebskonzeption nichts anderes vorsieht – grundsätzlich in allen
Annahmestellen dessen Sportwetten vermittelt werden. Dies gilt gemäß Artikel 1
§ 29 Absatz 1 Erster GlüÄndStV auch für ein Jahr nach Erteilung der Konzessio-
nen nach Artikel 1 § 10 a Erster GlüÄndStV. Wird vom Artikel 1 § 10 a Absatz 1
Erster GlüÄndStV Gebrauch gemacht, ist nach Ablauf der Frist des Artikels 1 
§ 29 Absatz 1 Erster GlüÄndStV eine Vermittlung in Sportwetten in Annahme-
stellen nur zulässig, wenn der Veranstalter nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV selbst oder eine Gesellschaft, an der er beteiligt ist, Konzessionsneh-
mer ist und erklärt hat, keine „reinen“ Wettvermittlungsstellen betreiben zu wol-
len. Auf die Ausführungen zu § 20 wird verwiesen. Eine Begrenzung der Vermitt-
lung auf bestimmte Annahmestellen ist nicht erforderlich. 

Wird weder dem staatlichen Veranstalter noch der nach § 9 Absatz 4 beauftragten
juristischen Person noch einer Gesellschaft, an der diese beteiligt ist, eine Kon-
zession erteilt, dürfen in seinen Annahmestelle nach Ablauf der Frist des Artikel 1
§ 29 Absatz 1 Erster GlüÄndStV während des Laufs der Experimentierphase kei-
ne Sportwetten mehr vermittelt werden. Durch diese Regelung wird ausgeschlos-
sen, dass in Annahmestellen Sportwetten anderer Konzessionsnehmer angeboten
werden. Es gelten hier die zu Absatz 3 Satz 3 Nummer 4 gemachten Ausführun-
gen entsprechend.

Abschnitt 3:

Lotterien

Zu § 14 – Lotterie mit planmäßigen Jackpots

Es bleibt bei der bisherigen Regelung, die ihre Grundlage in Artikel 1 § 22 Absatz 2
Erster GlüÄndStV hat. Zur Erreichung der Ziele des Artikels 1 § 1 Erster
GlüÄndStV können im Rahmen der Erlaubniserteilung Vorgaben zu den Einsatz-
grenzen und zum Ausschluss der gesperrten Spieler getroffen werden. Letzteres
ist aufgenommen worden, um zu ermöglichen, dass eine entsprechende Regelung
getroffen werden kann, falls – was bislang nicht der Fall war – ein Handlungsbe-
darf erkennbar werden sollte.

Zu § 15 – Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential

Für Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential sieht der Dritte Abschnitt des
Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages wie zuvor der Glücksspielstaatsver-
trag Erleichterungen vor. Die Veranstaltung von Lotterien mit geringerem Ge-
fährdungspotential ist nicht dem staatlichen Veranstalter vorbehalten. Sowohl
dem staatlichen Veranstalter ist es erlaubt, solche Lotterien unter den dort ge-
nannten Bedingungen zu veranstalten, als auch Privaten. Der staatliche Veranstal-
ter wird allerdings durch Artikel 1 § 14 Absatz 1 Satz 2 Erster GlüÄndStV von
dem Erfordernis der Gemeinnützigkeit im Sinne von § 5 Absatz 1 Nummer 9 Kör-
perschaftssteuergesetz (Artikel 1 § 14 Absatz 1 Nummer 1 Erster GlüÄndStV) be-
freit und insoweit privilegiert.

Trotz des geringen Suchtpotentials dieser Glücksspiele bedürfen Lotterien mit ge-
ringerem Gefährdungspotential der Erlaubnis. 

Mit der Vorschrift des Absatzes 2 wird von der in Artikel 1 § 18 Erster GlüÄndStV
eingeräumten Befugnis Gebrauch gemacht, für ordnungsrechtlich weniger be-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2431

78

deutsame öffentliche Lotterien und Ausspielungen unter bestimmten Vorausset-
zungen von den Regelungen des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages ab-
zuweichen. Schon nach bisherigem Recht waren für die sogenannten kleinen Lot-
terien Abweichungen von den für andere Glücksspiele geltenden Regelungen vor-
gesehen. Dieses Vorgehen hat sich in der Praxis bewährt und soll deshalb beibe-
halten werden.

Um das Vorliegen der Voraussetzungen für die Erteilung einer allgemeinen Er-
laubnis zu überprüfen, ist diese zu befristen. Mit Absatz 3 Satz 2 wird ermöglicht,
dass die Erlaubnisbehörde eine Anzeigepflicht in die Erlaubnis aufnimmt, sodass
bestimmte Veranstaltungen, die aufgrund einer allgemeinen Erlaubnis durchge-
führt werden, der zuständigen Behörde angezeigt werden müssen. Dies erleichtert
die Überwachung unter Beachtung der Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV.

Zu § 16 – Maßnahmen bei allgemein erlaubten Veranstaltungen

In Absatz 1 wird klargestellt, dass die zuständige Behörde im Einzelfall Auflagen
und Bedingungen für Veranstaltungen erteilen kann, die allgemein erlaubt worden
sind.

Absatz 2 regelt, wann eine allgemein erlaubte Veranstaltung im Einzelfall unter-
sagt werden kann. Dies ist der Fall bei Verstoß gegen Vorschriften des Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrages oder des Landesglücksspielgesetzes oder
einzelner Erlaubnisbestimmungen. Ferner ist dies möglich, wenn die Gefahr einer
Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu befürchten ist oder wenn 
die ordnungsgemäße Durchführung der Veranstaltung beziehungsweise die ent -
sprechende zweckgerichtete Verwendung des Reinertrages nicht gewährleistet ist.

Zu § 17 – Gewinnsparen

Das Gewinnsparen ist eine Lotterie mit geringerem Gefährdungspotential nach
Artikel 1 § 12 Erster GlüÄndStV. Für das Gewinnsparen ist charakteristisch, dass
sich der Kunde verpflichtet, einen monatlichen Mindestbeitrag zu leisten, von
dem ein gewisser Betrag (in der Regel 80 %) in einer Sparanlage bei einer Bank
angelegt wird und der Rest als Entgelt für den Kauf eines Loses herangezogen
wird. Das Gewinnsparen ist darauf angelegt, dass die Gewinnsparer zum Sparen
angeregt werden. Hierzu dient die Lotterie als Anreiz. In der Regel werden die
Beiträge per Dauerauftrag monatlich geleistet. Es ist davon auszugehen, dass
Spielerinnen und Spieler im Regelfall ein Los über mehrere Jahre behalten. 

In Absatz 1 Satz 1 ist das Gewinnsparen definiert. In Satz 2 wird klargestellt, dass
zwischen dem Erwerb eines Loses und der Ausspielung ein zeitlicher Abstand ge-
währleistet sein muss, damit hier keine Nähe zu Sofortlotterien entsteht. 

Im Vordergrund des Gewinnsparens steht der Spargedanke. Die Lotterie soll nur
den Anreiz zum Sparen schaffen. Durch die Regelung in Absatz 2 wird diesem
Spargedanken Rechnung getragen. Eine im September 2011 durchgeführte Län-
derumfrage zum Thema Auszahlung des Sparanteils hat ergeben, dass es unter-
schiedliche Varianten der Auszahlung des Sparbeitrags gibt. Bei der einen Va -
riante erfolgt die Auszahlung aller im Laufe eines Jahres angefallenen Sparanteile
zu einem bestimmten Zeitpunkt im Jahr (meistens zum Jahresende). Bei einer an-
deren Variante werden die Sparanteile 12 Monate nach Erwerb ausbezahlt. In die-
sen Fällen kann über das gesamte Sparguthaben erst zu einem vorher definierten
Zeitpunkt verfügt werden (mit einer teilweisen Ansparphase von bis zu 12 Mona-
ten). Eine weitere Variante ist die monatliche Gutschrift auf einem Ansparkonto,
wobei der Erwerb der Anteile immer im Monat vor der Auslosung erfolgt. Da die
gewinnsparenden Personen in der Regel den Erwerb über Daueraufträge tätigen,
die Gutschrift auf eine Spareinlage erfolgen muss und nicht auf ein Konto, das
dem Zahlungsverkehr dient, kann diese Variante ebenfalls berücksichtigt werden,
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da auch nach dieser Variante der Spargedanke im Vordergrund steht. Was unter
einer Spareinlage zu verstehen ist, ergibt sich aus § 21 Absatz 4 der Verordnung
über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute
(RechKredV). Mit der Regelung in Absatz 2 wird vermieden, dass einzelne Ge-
winnsparvereine ihre bisherige Praxis ändern müssen.

Um der Gefahr des Missbrauchs der Regelung des Absatzes 2 vorzubeugen, indem
der Sparbeitrag unmittelbar nach der Verlosung wieder abgehoben wird, sind die
Regelungen des Absatzes 3 erfolgt. Ziel ist es, Personen, die regelmäßig unmittel-
bar nach der Gutschrift auf ein Ansparkonto über den angesparten Betrag verfü-
gen, vom Gewinnsparen auszuschließen, ohne dabei dem Sparkontoinhaber das
aus Verbraucherschutzgründen vorhandene Recht, über sein Sparguthaben in Not-
fällen kurzfristig verfügen zu können, beschneiden zu wollen. Die Regelung des
Absatzes 3 muss Eingang in die Sozialkonzepte der Gewinnsparvereine finden.

Zu § 18 – Gewerbliche Spielvermittlung

Nach Artikel 1 § 4 Absatz 1 Erster GlüÄndStV ist die gewerbliche Spielvermitt-
lung durchgängig einem Erlaubnisvorbehalt unterworfen. In § 18 Absatz 1 werden
die Voraussetzungen für die Erteilung einer entsprechenden Erlaubnis aufgestellt. 

In Absatz 1 wird klargestellt, dass die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Satz 3
Nummer 1 bis 3 sowie 5 und 6 vorliegen müssen, wenn eine entsprechende Er-
laubnis erteilt werden soll. 

Nach Absatz 1 darf eine gewerbliche Spielvermittlung nur erlaubt werden, wenn und
soweit die suchtpräventiven Zielsetzungen des Ersten Glücksspieländerungsstaats-
vertrages und dieses Gesetzes hierdurch nicht gefährdet werden. Nach Ar tikel 1 § 4
Absatz 2 Satz 3 Erster GlüÄndStV besteht kein Rechtsanspruch auf die Erlaubnis.
Vielmehr entscheidet die Erlaubnisbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen. 

Das behördliche Prüfprogramm für eine Erlaubnis wird durch die Verweisung auf
§ 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 3 sowie 5 und 6 festgelegt. Die in Absatz 1
Satz 2 aufgestellten weiteren Erlaubnisvoraussetzungen entsprechen den bisheri-
gen Voraussetzungen. Sie werden jedoch um die Nummern 5 und 6 ergänzt. 

In Nummer 5 wird durch den Verweis auf die Regelung des § 2 Absatz 3 hervor-
gehoben, dass die Erlaubnis für das Vermitteln öffentlicher Glücksspiele eine Er-
laubnis für die Veranstaltung dieser Glücksspiele durch die zuständige Behörde
voraussetzt. Mit dieser Regelung wird das im Ersten Glücksspieländerungsstaats-
vertrag festgelegte Präventionsmodell mit ordnungsrechtlichem Staatsvorbehalt
im Hinblick auf die erwerbswirtschaftlich ausgerichtete gewerbliche Spielvermitt-
lung konkretisiert. Ohne eine solche territoriale Bindung der Spielvermittlung
drohte das staatsvertragliche Erfordernis einer landesstaatlichen Erlaubnis für öf-
fentliches Glücksspiel in der Praxis völlig unterlaufen zu werden. Den spielinte -
ressierten Personen in Baden-Württemberg würde es unschwer ermöglicht, hier-
zulande auch an solchen Veranstaltungen teilzunehmen, deren Tätigkeit sich al-
lein auf die Erlaubnis anderer Länder stützt. Damit würde es den Veranstaltern
nach Artikel 1 § 4 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. § 3 Absatz 4 Erster GlüÄndStV zwar
zu nächst ausschließlich ermöglicht, sich in dem jeweiligen Land der Erlaubniser-
teilung zu betätigen. Faktisch könnte diese länderrechtliche Begrenzung aber über
die gewerbliche Spielvermittlung ohne Weiteres umgangen werden mit der Folge,
dass den die Erlaubnis erteilenden Ländern die Möglichkeit genommen würde,
das Glücksspielangebot in ihrem Land in eigener Verantwortung zu steuern. Im
Kern handelt es sich somit bei der Vermittlung um einen notwendigen Bestandteil
der Veranstaltung, der nicht isoliert betrachtet werden kann. Nur über das Verbot
der die Landesgrenze überschreitenden Vermittlung wird einem konsistenten
Präventionsmodell Rechnung getragen, wodurch ein spielanreizender grenzüber-
schreitender Wettbewerb zwischen den Spielangeboten mehrerer Länder dringend
zu verhindern ist.
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Auch die Regelung des Artikels 1 § 19 Absatz 2 Erster GlüÄndStV, wonach die
Erlaubnisse nach Artikel 1 § 4 Absatz 1 Satz 1 Erster GlüÄndStV gebündelt wer-
den, wenn gewerbliche Spielvermittler in allen oder mehreren Ländern tätig wer-
den wollen, ändert hieran nichts. Die Regelung des Artikels 1 § 19 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV dient dem Abbau bürokratischer Hemmnisse im Erlaubnisverfahren
und der diskriminierungsfreien Gleichbehandlung der Antragsteller. An der Lotte-
riehoheit der Länder und dem Erfordernis einer Erlaubnis in jedem einzelnen
Land unter Beachtung des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages und der
Ausführungsvorschriften des Landes wird dabei festgehalten. Zur Vereinfachung
werden lediglich die Verfahren gebündelt, sodass die Anträge bei einer Stelle ge-
stellt und von derselben Stelle verbeschieden und überwacht werden. An die Stel-
le der Einzelermächtigung durch jedes einzelne Land tritt die gemeinsame Entschei-
dung im Glücksspielkollegium (mit der qualifizierten Mehrheit nach Artikel 1 § 9 a
Absatz 8 Erster GlüÄndStV). Die Erlaubnisse werden somit regelmäßig zeitlich
zusammengefasst erteilt werden und inhaltlich, soweit wie möglich, identisch ge-
fasst sein insbesondere hinsichtlich der übereinstimmenden Anforderung nach
dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag. 

Die neue Regelung der Nummer 6 fordert, dass die Geschäftsbeziehungen mit den
Spielern so gestaltet sind, dass sämtliche angefallenen Gewinne einschließlich
Sachgewinne oder Rundungsdifferenzen an die Spieler ausbezahlt werden. Diese
Regelung dient der ordnungsgemäßen Durchführung des Glücksspiels und dem
Spielerschutz.

Nach Absatz 1 Satz 3 sind im Antrag des gewerblichen Spielvermittlers und in
der Erlaubnis durch die zuständige Behörde die zu vermittelnden Produkte
einschließlich Preise genau zu bezeichnen. Die glücksspielrechtliche Erlaubnis ist
eine Befreiung vom grundsätzlichen Verbot des Vermittelns oder Veranstaltens
von Glücksspiel. Für die aufsichtsrechtliche Kontrolle muss klar feststehen, was
der Vermittler darf. Es soll zugleich verhindert werden, dass die Veranstalterpro-
dukte, die einem strikten Genehmigungsvorbehalt unterliegen, maßgeblich ab-
geändert werden. Die Vorschrift dient damit der Kontrolle und der Transparenz.
Die Angabe des Preises ist erforderlich, um die Einhaltung der Zweidrittel-Rege-
lung überwachen zu können.

Liegen die in Satz 1 und 2 aufgestellten Erlaubnisvoraussetzungen vor, ist das Er-
laubnisermessen der zuständigen Behörde eröffnet. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass bei der Vermittlung von Glücksspielen die Erreichung der Ziele des Ersten
Glücksspieländerungsstaatsvertrag nicht nur isoliert hinsichtlich der jeweiligen
Vermittlertätigkeit selbst, sondern auch hinsichtlich des jeweils vermittelten
Glücksspiels zu gewährleisten ist. Satz 2 enthält sowohl subjektive (personen -
bezogene) als auch objektive Zulassungsvoraussetzungen. Die staatsvertraglichen
Verpflichtungen zum Jugendschutz, zur Werbung, zum Sozialkonzept und zur
Aufklärung (über die Verweisung auf § 2 Absatz 1) werden bereits auf Tatbe-
standsebene zu Erlaubnisvoraussetzungen erhoben, sodass bereits vor Tätigwer-
den des gewerblichen Vermittlers die Rechtmäßigkeit der Vermittlung von der
zuständigen Behörde geprüft werden kann. Auch die Einhaltung des Internetver-
bots in Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster GlüÄndStV muss vom Antragsteller sicher-
gestellt sein, wobei Artikel 1 § 4 Absatz 5 Erster GlüÄndStV gegenüber der bis-
herigen Rechtslage jetzt die Möglichkeit eröffnet, von diesem Verbot eine Befrei-
ung zu erhalten. Die sich bereits aus Artikel 1 § 19 Erster GlüÄndStV ergebenden
Erlaubnisvoraussetzungen werden in den Prüfkatalog einbezogen.

Soll eine Vermittlung auch in diejenigen Glücksspiele erfolgen, für die der Staats-
vertrag die Errichtung und den Betrieb eines übergreifenden Sperrsystems vor-
sieht, ist der gewerbliche Spielvermittler verpflichtet, den Ausschluss gesperrter
Spieler sicherzustellen. 

Ferner hat der Vermittler seine Verträge mit dem Treuhänder vorzulegen. Hat ein
Vermittler auch mit dem Veranstalter Verträge abgeschlossen, sind auch diese
vorzulegen.
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Sofern die Vermittlung im Internet zugelassen wird, hat der gewerbliche Spielver-
mittler gemäß Artikel 1 § 19 Absatz 3 i. V. m. § 4 Absatz 6 Erster GlüÄndStV der
Geschäftsstelle und dem Glücksspielkollegium vierteljährlich die Zahl der Spieler
und die Höhe der Einsätze jeweils geordnet nach Spielen und Ländern zu über-
mitteln. Damit wird dem gewerblichen Spielvermittler eine Mitwirkungspflicht
zum Zwecke der Evaluierung auferlegt.

Soweit nach dem Gesetzeswortlaut Erlaubnisvoraussetzungen „sicherzustellen“
sind, wird damit eine entsprechende Darlegungslast des Antragstellers begründet.
Dieser hat bereits im Antrag schlüssig vorzutragen, wie er die Sicherstellung be-
werkstelligen will; entsprechende Konzepte sind soweit erforderlich vor Antrag-
stellung zu entwickeln und mit dem Antrag vorzulegen. Die dauerhafte Erfüllung
dieser Anforderung kann zusätzlich über behördliche Nebenbestimmungen ge-
steuert werden.

Den Geschäftsbedingungen kommt aus Gründen der Transparenz und des Spieler-
schutzes eine besondere Bedeutung zu. Um dies sicherzustellen, wird in Absatz 2
statuiert, dass jede Änderung der Geschäftsbedingungen, die nicht rein redaktio-
neller Natur ist, von der zuständigen Behörde genehmigt werden muss.

Absatz 3 verpflichtet die gewerblichen Spielvermittler, für jedes Geschäftsjahr 
einen Jahresabschluss nebst Lagebericht zu erstellen, diesen von einem Wirt-
schaftsprüfer überprüfen zu lassen und mit Prüfungsbericht der Aufsichtsbehörde
vorzulegen. Die Kosten, die hierdurch entstehen, hat der Spielvermittler zu tragen.

Im Absatz 4 werden Aufklärungspflichten statuiert. Diese dienen der Transparenz
und dem Spielerschutz.

Nachdem der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag und dieses Gesetz vor al-
lem auch darauf abzielen, die Präsenz des Glücksspiels in der Öffentlichkeit zu
drosseln beziehungsweise in dosierten Grenzen zu halten, sind örtliche Verkaufs-
stellen der gewerblichen Spielvermittler durch Absatz 5 ausdrücklich aus ge -
schlossen. Schon das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 
28. März 2006 darauf hingewiesen, dass die Unterhaltung eines Vertriebsnetzes,
das zu einer umfassenden Präsenz des Glücksspiels führt, unvereinbar mit den
Zielsetzungen eines präventiven Suchtkonzepts ist, wie es im Ersten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrag zugrunde liegt. Der Aufforderung des Bundesverfas-
sungsgerichts, die Anzahl terrestrischer Annahmestellen zu begrenzen, entspricht
es, den gewerblichen Spielvermittlern nicht umgekehrt den Einstieg in den terres -
trischen Vertrieb zu eröffnen. Denn für die öffentliche Präsenz von Glücks-
spielangeboten und aus der Sicht potentieller Spieler ist es ohne jede Bedeutung,
ob diese Präsenz über staatliche Annahmestellen oder gewerbliche Vermittlungs-
stellen bewirkt wird. Nicht zuletzt dürfte eine systemkohärente Planung des Ver-
triebsnetzes des staatlichen Anbieters, wie sie § 13 Absatz 1 und 2 zugrunde liegt,
kaum mehr möglich sein, wenn und soweit die Berechnungsgrößen durch das
Hinzutreten gewerblicher Spielvermittler verzerrt werden.

Zu § 19 – Lotterieeinnehmer

Nach der Begriffsdefinition in Artikel 1 § 3 Absatz 5 Erster GlüÄndStV sind auch
Lotterieeinnehmer in die Vertriebsorganisation des staatlichen Veranstalters ein-
gegliederte Vermittler. Sie vermitteln interessierte Spieler speziell in die Klassen-
lotterie. Nach Artikel 1 § 4 Absatz 1 Satz 1 Erster GlüÄndStV bedarf auch die
Lotterieeinnahme einer Erlaubnis. 

In Absatz 1 wird zunächst festgestellt, dass eine Lotterieeinnahme nur in solche
Klassenlotterien erfolgen darf, die nach dem Ersten Glücksspieländerungsstaats-
vertrag erlaubt sind. Dies entspricht der Regelung in § 2 Absatz 3. 

Nach Artikel 1 § 10 Absatz 3 Erster GlüÄndStV sind Klassenlotterien nur solche,
die von einer von allen Vertragsländern gemeinsam getragenen Anstalt des öf-
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fentlichen Rechts veranstaltet werden. Nach Inkrafttreten des Ersten Staatsvertra-
ges über die GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder (GKL-StV) ist nur das
Angebot der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder von Lotterieeinneh-
mern vermittelbar.

In Absatz 2 werden die Voraussetzungen für die Erteilung einer Erlaubnis zur
Lotterieeinnahme festgeschrieben. Die in § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 3 so-
wie 5 und 6 genannten Voraussetzungen müssen kumulativ gegeben sein, damit
die zuständige Behörde eine Erlaubnis zur Lotterieeinnahme erteilen kann. Dabei
erhebt die Regelung vor allem die staatsvertraglichen Verpflichtungen zum Ju-
gendschutz, zur Werbung und zum Sozialkonzept sowie zur Aufklärung zu Er-
laubnisvoraussetzungen auf die Tatbestandsebene, sodass bereits vor Tätigwerden
der Lotterieeinnahme die Rechtmäßigkeit der Vermittlung überprüft werden kann.
Auch muss die Einhaltung des Internetverbots in Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster
GlüÄndStV vom Antragsteller sichergestellt sein, von dem allerdings gemäß Ar-
tikel 1 § 4 Absatz 5 Erster GlüÄndStV befreit werden kann. Ferner ist der zustän-
digen Behörde in einem Konzept die Art und Weise des Vertriebs der Klassenlot-
terie offenzulegen. Auch dürfen keine subjektiven Bedenken gegen den Lotterie-
einnehmer oder objektive im Hinblick auf den zwischen dem Lotterieeinnehmer
und der Klassenlotterie geschlossenen Vertrag bestehen.

Soweit Erlaubnisvoraussetzungen „sicherzustellen“ sind, wird damit eine ent -
sprechende Darlegungslast des Antragstellers begründet. Dieser hat bereits im
Antrag vorzutragen, wie er die Sicherstellung bewerkstelligen will. Entsprechen-
de Konzepte sind, soweit erforderlich, vor Antragstellung zu entwickeln und mit
dem Antrag vorzulegen. Die dauerhafte Erfüllung dieser Anforderung kann zu-
sätzlich über behördliche Nebenbestimmungen gesteuert werden.

Lotterieeinnehmer vertreiben die Produkte der Klassenlotterien überwiegend
durch Direktmarketing bundesweit. Sie können sich jedoch auch örtlicher Ver-
kaufsstellen bedienen, in denen dann unmittelbar Lose der Klassenlotterie ver-
kauft werden können, für die der Lotterieeinnehmer arbeitet. Örtliche Verkaufs-
stellen dürfen die Klassenlotterien in Baden-Württemberg nur für die GKL Ge-
meinsame Klassenlotterien der Länder einrichten. Die bisher nebeneinander be-
stehenden, länderübergreifend tätigen öffentlichen Anbieter, die Süddeutsche
Klassenlotterie (SKL) und die Nordwestdeutsche Klassenlotterie (NKL), verlie-
ren mit dem Inkrafttreten des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages ihren
Status als Veranstalter von Klassenlotterien. Die Veranstalterfunktion kann nur
noch von der in Artikel 1 § 10 Absatz 3 Erster GlüÄndStV vorgesehenen, von al-
len Ländern gemeinsam getragenen Anstalt des öffentlichen Rechts, der GKL Ge-
meinsame Klassenlotterie der Länder, ausgeübt werden. Nur für diese können
Verkaufsstellen eingerichtet werden.

Absatz 4 enthält eine Verfahrensvereinfachung, wonach die GKL Gemeinsame
Klassenlotterie der Länder die erforderliche Erlaubnis für ihre Lotterieeinnehmer
zu beantragen hat. Klargestellt wird, dass die Antragstellung auch für mehrere
Verkaufsstellen gleichzeitig erfolgen kann (Sammelantrag).

Abschnitt 4:

Sportwetten

Zu § 20 – Wettvermittlungsstellen

Nach dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag dürfen Sportwetten nur von
staatlichen Veranstaltern angeboten werden (vgl. Artikel 1 § 10 Absatz 6 Erster
GlüÄndStV). Durch Artikel 1 § 10 a Absatz 1 Erster GlüÄndStV wird hiervon in-
sofern eine Ausnahme gemacht, dass für einen Zeitraum von sieben Jahren ab In-
krafttreten des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages Artikel 1 § 10 Absatz 6
Erster GlüÄndStV auf das Veranstalten von Sportwetten nicht angewandt wird
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mit der Folge, dass Sportwetten in diesem Zeitraum mit einer Konzession auch
von Privaten veranstaltet werden dürfen. Wie sich aus Artikel 1 § 10 a Absatz 5
Erster GlüÄndStV ergibt, berechtigt die Konzession den Konzessionsnehmer
auch, dem Verbraucher sein Angebot über Wettvermittlungsstellen zu unterbrei-
ten. Die einzelne Wettvermittlungsstelle bedarf der Erlaubnis durch die zuständi-
ge Landesbehörde. 

In Absatz 1 werden die Voraussetzungen für die Erteilung einer Erlaubnis für den
Betrieb einer Wettvermittlungsstelle aufgestellt. Die in Satz 2 aufgestellten ein-
zelnen Erlaubnisanforderungen entsprechen weitgehend denen, die für die Zulas-
sung einer Annahmestelle nach § 13 Absatz 3 vorliegen müssen. Auf die dort ge-
machten Ausführungen wird verwiesen.

Gegenüber der entsprechenden Regelung für Annahmestellen wurde bewusst in
der Nummer 5 eine strengere Regelung für den Betrieb von Wettvermittlungsstel-
len in Gaststätten vorgenommen. Dies ist gerechtfertigt, da zum einen Annahme-
stellen im Gegensatz zu Wettvermittlungsstellen nicht zum längeren Aufenthalt
einladen (siehe auch die Ausführungen zu Absatz 7). Zum anderen soll gerade
vermieden werden, dass durch den Genuss von Alkohol die Hemmschwelle zum
Glücksspiel herabgesetzt wird. Ferner soll generell eine Vermischung der unter-
schiedlichen Angebote vermieden werden. Dies dient der Suchtprävention.

Auch wenn Pferdewetten eine besondere Art der Sportwetten sind, sollen Wett-
vermittlungsstellen nicht auf Rennbahnen betrieben werden dürfen. Die mög -
licherweise zum Wetten anreizende Atmosphäre auf einer Rennbahn mit großem
Publikum und unmittelbar erlebtem Sportereignis soll nicht ausgenutzt werden für
andere Sportwetten. Dagegen dürfen Pferdewetten auch in Wettvermittlungsstel-
len vermittelt werden.

In Absatz 2 wird für Baden-Württemberg die Zahl der Wettvermittlungsstellen
auf insgesamt 600 begrenzt. Die Zahl der Wettvermittlungsstellen ist auf die Kon-
zessionsnehmer gleichmäßig zu verteilen. 

Mit der Pflicht, die Zahl der Wettvermittlungsstellen zur Erreichung der Ziele des
Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV zu begrenzen, wird einerseits das Ziel verfolgt,
das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettspielsucht zu verhindern. Dieses Ziel
verlangt, dass die Zahl der Wettvermittlungsstellen nach oben begrenzt wird. Das
Ziel der Kanalisierung und der Bereitstellung eines geeigneten Angebots hingegen
setzt eine gewisse Zahl an Wettvermittlungsstellen voraus. Es begrenzt die Anzahl
der Wettvermittlungsstellen nach unten. Ferner ist zu berücksichtigen, dass mit der
Experimentierklausel des Artikels 1 § 10 a Erster GlüÄndStV das Ziel verfolgt
wird, den bestehenden Schwarzmarkt auszutrocknen, ohne dass eine Marktauswei-
tung eintritt (vgl. die Begründung zu Artikel 1 § 10 a Erster GlüÄndStV). Vor die-
sem Hintergrund ist es sachgerecht, bei der Bestimmung der Anzahl der im Land
benötigten Wettvermittlungsstellen sowohl die Anzahl der legalen Sportwettbüros
als auch die Zahl der illegalen Sportwettbüros heranzuziehen.

Derzeit gibt es etwas mehr als 500 illegale Sportwettmöglichkeiten in Baden-
Württemberg. Hierzu zählen auch Wettterminals in Gaststätten, sodass davon aus-
zugehen ist, dass es deutlich weniger Sportwettbüros im eigentlichen Sinn gibt.
Diese Zahl hat sich trotz Einschreitens gegen illegale Betreiber und trotz des unter
den illegalen Betreibern bestehenden Wettbewerbs in den letzten Jahren nicht
deutlich verändert. Deshalb kann angenommen werden, dass ca. 500 Wettvermitt-
lungsstellen die Zahl ist, bei der in Baden-Württemberg im Bereich des illegalen
Marktes eine „Marktsättigung“ eingetreten ist.

Neben diesen circa 500 illegalen Sportwettstätten gibt es noch circa 3 400 Lotto-
annahmenstellen, in denen Oddset gespielt werden kann. Oddset macht circa 3 %
an den Spieleinsätzen, die in diesen Lottoannahmestellen generiert werden, aus.
Dem Anteil von 3 % entsprechen circa 100 Annahmestellen. Zusammen mit den
illegalen Sportwettmöglichkeiten ergibt sich somit ein Bedarf von 600 Wettver-
mittlungsstellen. 
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Auch wenn zu berücksichtigen ist, dass das Anbieten von Sportwetten über das
Internet legal sein wird und erwartet wird, dass ein erheblicher Anteil des Sport-
wettengeschäfts über dieses Medium läuft, ist davon auszugehen, dass ein Bedarf
in Höhe von 600 Wettvermittlungsstellen besteht. Bei einer geringeren Anzahl
bestünde die Gefahr, dass sich wieder ein Schwarzmarkt etabliert beziehungs -
weise der Schwarzmarkt nicht eingedämmt werden kann. Ferner würde aber eine
unzureichende Anzahl an Wettvermittlungsstellen möglicherweise dazu führen,
dass Personen, die in einem terrestrischen Wettvermittlungsbüro ihre Sportwetten
abschließen wollen, ins Internet gedrängt werden, in dem eine Sozialkontrolle
nicht stattfindet und der Zugang zu illegalen Angeboten deutlich erleichtert ist.
Dies ist aus Gründen der Suchtprävention und des Spielerschutzes kontraproduk-
tiv. Vor diesem Hintergrund gibt die Möglichkeit der Internetnutzung keinen An-
lass, die Zahl der terrestrischen Wettvermittlungsstellen zu ermäßigen.

In diesem Zusammenhang muss auch berücksichtigt werden, dass Baden-Würt-
temberg ein großes Flächenland ist. Bei 600 Wettvermittlungsstellen und 20 Kon-
zessionsnehmern entfallen auf jeden 30. Dies reicht noch nicht einmal aus, um in
jedem Landkreis eine Wettvermittlungsstelle pro Konzessionär zu eröffnen.

Nach Artikel 1 § 32 Erster GlüÄndStV ist unter anderem der Artikel 1 § 10 a Ers -
ter GlüÄndStV zu evaluieren. Nach Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz
ist ein erster Bericht bereits 2 Jahre nach Inkrafttreten des Ersten Glücksspielän-
derungsstaatsvertrages vorzulegen. Im Rahmen der Evaluierung wird unter an -
derem zu prüfen sein, ob die von den Ländern vorgesehene Anzahl an Wettver-
mittlungsstellen ausreichend ist, um den Bedarf zu decken. Sollte festgestellt wer-
den, dass die Zahl der Wettvermittlungsstellen in Baden-Württemberg zu hoch
beziehungsweise zu gering ist, besteht die Möglichkeit, mittels Rechtsverordnung
die Zahl der Wettvermittlungsstellen zu verändern (vgl. § 49 Absatz 1). 

Mit Absatz 3 wird das Ziel verfolgt, dass Wettvermittlungsstellen im gesamten
Land – und nicht nur in Großstädten – vorhanden sind, um den Bedarf der Bevöl-
kerung an entsprechenden Spielstätten zu decken. Es soll insbesondere vermieden
werden, dass sie sich in einzelnen Bereichen konzentrieren. Die Konzessionsneh-
mer müssen daher, wenn sie entsprechende terrestrische Wettannahmestellen be-
treiben wollen, ihr Konzept offen legen, damit das Ziel einer gleichmäßigen Ver-
teilung umgesetzt werden kann. 

Nach Absatz 4 wird die Möglichkeit eröffnet, dass Konzessionsnehmer, die selbst
nicht oder noch nicht ein entsprechendes Vertriebsnetz aufbauen wollen, die ih-
nen zugeteilten Kontingente an Wettvermittlungsstellen – nicht aber die im Ein-
zelnen zugelassenen Wettvermittlungsstellen – an andere Konzessionsnehmer
übertragen können. Vor dem Hintergrund, dass ein Bedarf an Wettvermittlungs-
stellen besteht, ist eine solche Regelung gerechtfertigt. Das Regierungspräsidium
Karlsruhe ist als die für die Zulassung der einzelnen Wettvermittlungsstellen zu-
ständige Behörde hierüber zu informieren. Erfolgt eine Übertragung muss der
Konzessionsnehmer, der Wettvermittlungsstellen betreiben will, in seinem Kon-
zept die erhöhte Anzahl von Wettvermittlungsstellen berücksichtigen und diese
insgesamt möglichst gleichmäßig im Land verteilen.

Aus Absatz 5 folgt das Verbot, in einer Wettvermittlungsstelle die Angebote meh-
rerer Konzessionsnehmer anzubieten. In einer Wettvermittlungsstelle sollen je-
weils nur die Sportwetten des Konzessionsnehmers vermittelt werden, zu dessen
Kontingent die Wettvermittlungsstelle gehört. Im Falle einer Absprache nach Ab-
satz 4 ist in allen Wettvermittlungsstellen und nicht nur bezogen auf den ur-
sprünglich eigenen Anteil das Angebot des übernehmenden Konzessionärs zuge-
lassen. Über Absatz 4 soll keine Angebotserweiterung ermöglicht werden. Die
Vorschrift dient damit der Begrenzung des Angebots, was ein Ziel des Artikels 1
§ 1 Erster GlüÄndStV ist.

Die damit geschaffene Rechtslage entspricht im Übrigen der Rechtswirklichkeit.
Es hat sich gezeigt, dass in den illegalen Wettvermittlungsstellen nur jeweils das
Sortiment eines Anbieters vermittelt wird.
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In Absatz 6 wird bestimmt, dass eine Vermittlung von Sportwetten in anderen
Stellen als Wettvermittlungsstellen nicht zulässig ist. Die Regelung schließt nicht
aus, dass in den Räumlichkeiten einer Wettvermittlungsstelle auch die Tätigkeiten
eines Buchmachers abgewickelt werden, da es sich bei Pferdewetten um Sport-
wetten handelt. 

Absatz 7 sieht eine Ausnahme zu der Regelung des Absatzes 6 vor. Sofern die
nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person selbst oder eine Gesellschaft, an
der sie beteiligt ist, eine Konzession für Sportwetten erhält, ist ihr die Wahlmög-
lichkeit eingeräumt, ihre Sportwetten über Wettvermittlungsstellen im klassischen
Sinne oder über ihre Annahmestellen zu vermitteln. Die durch § 9 Absatz 4 beauf-
tragte juristische Person muss sich für eine Alternative entscheiden.

Durch Absatz 7 erfolgt eine Privilegierung der nach § 9 Absatz 4 beauftragten ju-
ristischen Person, des sogenannten Durchführers, wenn er sich für den Vertrieb
über sein Annahmestellennetz entschließt. Die Wettvermittlung darf dann ohne
mengenmäßige Beschränkung im Sinne des Absatzes 2 in den Räumlichkeiten der
Annahmestellen als Nebengeschäft erfolgen. Die Begrenzung der Vermittlung in
den Annahmestellen auf ein Nebengeschäft – wie sie bislang für Oddset gegeben
war – greift die Vertriebsstruktur des Verbundvertriebs über mittelständische Ein-
zelhandelsbetriebe auf, die von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bei der
verfassungsrechtlichen Beurteilung eines Sportwettenmonopols als nicht zu be -
anstandender Beitrag zu einer konsequenten Ausrichtung am Ziel, die Spielsucht
zu bekämpfen und problematischen Spielverhalten vorzubeugen, qualifiziert wird
(vgl. BVerwG, Urteil vom 24. November 2010, Az.: 8 C 15.09, Rz. 37). Dieser
Verbundvertrieb unterscheidet sich qualitativ und quantitativ grundlegend von der
Wettvermittlung in besonderen Wettlokalen, weil hier nicht zum längeren Aufent-
halt und mehrfachen Spiel eingeladen wird und durchschnittlich auch nur 3 % der
Umsätze aus Sportwetten generiert werden. Der Verbundvertrieb, in dem das
Wettgeschäft nur als Nebenerwerb betrieben wird, ermöglicht zudem eine soziale
Kontrolle durch nicht zum Wetten geneigte Personen, was übermäßigem Spiel
vorbeugen kann (BVerwG am angegebenen Ort, Rz. 40). Lokale, deren Umsatz
ganz vom Wettgeschäft abhängig sind, sind dagegen regelmäßig darauf ausgelegt,
Kunden zum Verweilen einzuladen und zum Wetten zu animieren. Sie bieten ein
Umfeld, das zur Teilnahme an Wetten anreizt und bereits vorhandene Wettnei-
gungen verstärkt. Aufgrund der unterschiedlichen Strukturen der Annahmestelle
und der Wettvermittlungsstelle ist es gerechtfertigt, sämtlichen Annahmestellen,
die die Voraussetzungen des Absatzs 1 erfüllen, zu ermöglichen, das Sportwetten-
angebote des staatlichen Veranstalters zu vermitteln.

Dass grundsätzlich alle Annahmestellen eine Erlaubnis nach Absatz 1 erhalten
können und nicht der Kontingentierung des Absatzes 2 unterfallen, ist ferner vor
dem Hintergrund gerechtfertigt, dass ein ausreichendes Angebot auch an Sport-
wetten sichergestellt werden soll. Über die Annahmestellen ist mit Sportwetten
ein Spielumsatz von durchschnittlich 3 % erzielt worden, d. h. andere Geschäfte
machen erfahrungsgemäß den Schwerpunkt des Annahmebetriebes aus. Hieran
wird sich aus heutiger Sicht nichts grundlegend ändern.

Gleichzeitig ist festzustellen, dass grundsätzlich in allen Annahmestellen auch
Wettvermittlung erfolgt ist. Dies ist ein Beleg dafür, dass ein gewisser Bedarf im
gesamten Land besteht. Wenn das Annahmestellennetz nun aus der terrestrischen
Konzeption der Wettvermittlung herausgenommen werden würde und man sich
lediglich auf den Anteil an den 600 Wettvermittlungsstellen im Sinne des Absat-
zes 2 beschränken müsste, ist davon auszugehen, dass der bestehende Bedarf an
terrestrischen Annahmestellen landesweit nicht abgedeckt werden könnte. Bei 
20 konzessionierten Anbietern entfallen auf jeden nämlich nur 30 Annahmestel-
len. Dies bedeutet, dass die betreffenden Anbieter nicht einmal in jedem Land-
beziehungsweise Stadtkreis eine Annahmestelle einrichten könnten. Es ist zu er-
warten, dass gerade der ländliche Raum nicht mit Wettvermittlungsstellen ver-
sorgt werden würde. Angesichts des vorhandenen Bedarfs könnte dies dazu
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führen, dass Personen, die bisher über die Annahmestellen ihre Wetten abgegeben
haben, sich ins Internet begeben, weil das nächste Wettbüro zu weit entfernt ist.
Im Internet ist jedoch eine Sozialkontrolle so, wie sie über die Annahmestellen er-
reicht werden kann, nicht gegeben. Außerdem besteht die Gefahr, dass bei illega-
len Anbietern gespielt wird, die nicht der staatlichen Aufsicht unterliegen und
nicht die geforderten Maßnahmen zum Spielerschutz und zur Suchtprävention be-
treiben.

Dadurch, dass in den Annahmestellen die Wettvermittlung nur als Nebengeschäft
getätigt werden darf, sind die Betreiber von Annahmestellen gezwungen, ihre
Haupteinnahme über andere Geschäfte zu erzielen. Im Rahmen des Verfahrens
zur Erteilung einer Erlaubnis zum Betrieb einer Annahmestelle wird darauf ge-
achtet, dass nur solche Lokalitäten ausgesucht werden, in denen sich der einzelne
Kunde nur für eine geringfügige Zeit aufhält. Dadurch unterscheidet sich die An-
nahmestelle von einer Wettvermittlungsstelle, in der auch beispielsweise durch
den Ausschank von Getränken ein längerer Aufenthalt eingeplant und in der Re-
gel auch beabsichtigt ist. 

Die Nutzung des bisherigen Vertriebsnetzes des staatlichen Veranstalters hätte
zudem den Vorteil, dass die Präsenz des Glücksspiels im öffentlichen Raum nicht
ausgeweitet wird, obwohl die Zahl der Stellen, in denen Wetten vermittelt wer-
den, gegenüber einer reinen Wettvermittlungsstellenlösung deutlich höher ist.

Die Zulassung der Annahmestellen, die gemäß § 13 Absatz 1 auch einer zahlen-
mäßigen Beschränkung unterliegen, steht nicht im Widerspruch zu Artikel 1 § 10 a
Absatz 5 Satz 1 Erster GlüÄndStV, wonach die Länder die Zahl der Wettvermitt-
lungsstellen zur Erreichung der Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV zu be-
grenzen haben. Durch die Regelung des § 13 Absatz 1 erfolgt eine Begrenzung
auch der Wettvermittlung, die über die Annahmestellen des staatlichen Veranstal-
ters getätigt werden.

Auch wenn eine Annahmestelle eine Erlaubnis nach § 13 Absatz 1 besitzt, muss
zusätzlich eine Erlaubnis nach Absatz 1 eingeholt werden. Dies ist vor dem Hin-
tergrund, dass das Suchtgefährdungspotential von Sportwetten höher ist als bei
Lotterien in der Form des staatlichen Spiels gerechtfertigt, denn es muss sicher -
gestellt sein, dass die für den Betrieb einer Wettvermittlungsstelle aufgestellten
Voraussetzungen auch erfüllt sind, wenn es sich um eine Annahmestelle handelt. 

Den Annahmestellen ist es entgegen den sonstigen Konzessionsnehmern ver-
wehrt, gemäß Absatz 4 Vereinbarungen über die gemeinsame Nutzung von Wett-
vermittlungsstellen zu treffen. In ihr dürfen auch keine Live-Wetten angeboten
werden.

Abschnitt 5:

Pferdewetten

Zu § 21 – Allgemeine Bestimmungen für Pferdewetten

Da auch Pferdewetten als Sportwetten einzuordnen sind, müssen im Hinblick auf
die Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union Beschränkungen
für Veranstaltungen und für das Vermitteln von Pferdewetten in kohärenter und
systematischer Weise erfolgen. Dem kann nachhaltig und langfristig nur durch 
eine abgestimmte Regelung von Sport- und Pferdewetten Rechnung getragen
werden. In den Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag wurden daher Regelun-
gen zu den Pferdewetten aufgenommen. Die Regelungen des Fünften Abschnittes
greifen die Regelungen für Sportwetten auf, wobei den besonderen Gegebenhei-
ten bei den Pferdewetten in Bezug auf die tatsächlichen Besonderheiten und den
bundesrechtlichen Rahmen des Rennwett- und Lotteriegesetzes sowie den bun-
desrechtlichen Ausführungsvorschriften dazu Rechnung getragen wird.
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Im Bereich der Pferdewetten besteht die Besonderheit, dass die Erlaubniserteilung
durch bundesrechtliche Vorschriften (Rennwett- und Lotteriegesetz und Aus-
führungsbestimmungen zu diesem) geregelt ist. Daher finden für Pferdewetten
nur die Regelungen des Abschnittes 5 und die Bestimmungen, auf die in diesem
Abschnitt verwiesen wird, sowie die Bestimmungen der Abschnitte 8 und 9 An-
wendung.

§ 22 – Erlaubnis für das Unternehmen eines Totalisators

Nach § 1 Rennwett- und Lotteriegesetz bedarf ein Verein, der das Unternehmen
eines Totalisators aus Anlass öffentlicher Pferderennen und anderer öffentlicher
Leistungsprüfungen für Pferde betreiben will, einer Erlaubnis. § 22 regelt, unter
welchen Voraussetzungen diese Erlaubnis erteilt werden darf. 

In Absatz 1 werden die Verpflichtungen des Ersten Glücksspieländerungsstaats-
vertrages zum Jugendschutz, zur Werbung, zum Sozialkonzept und zur Aufklä -
rung über Suchtrisiken zur Voraussetzung für die Erteilung der Erlaubnis ge-
macht, sodass bereits vor Tätigwerden des Veranstalters die Rechtmäßigkeit über-
prüft werden kann. Auch die Einhaltung des Internetverbots in Artikel 1 § 4 Ab-
satz 4 Erster GlüÄndStV muss sichergestellt sein.

Die Ermächtigung der Länder zur näheren Regelung der Erlaubnisvoraussetzun-
gen ergibt sich aus § 3 in Verbindung mit § 25 Absatz 2 und 3 Rennwett- und Lot-
teriegesetz.

Zu § 23 – Buchmachererlaubnis 

Nach § 2 Rennwett- und Lotteriegesetz bedarf derjenige, welcher gewerbsmäßig
Wetten bei öffentlichen Leistungsprüfungen für Pferde abschließen oder vermit-
teln will (Buchmacher), der Erlaubnis. § 23 regelt unter welchen Voraussetzungen
diese Erlaubnis für Buchmacher erteilt werden darf. 

In Absatz 1 Nummer 1 werden die Verpflichtungen des Ersten Glücksspielände-
rungsstaatsvertrages zum Jugendschutz, zur Werbung, zum Sozialkonzept und zur
Aufklärung über Suchtrisiken zur Voraussetzung für die Erteilung der Erlaubnis
gemacht, sodass bereits vor Tätigwerden des Veranstalters die Rechtmäßigkeit
überprüft werden kann. Auch die Einhaltung des Internetverbots in Artikel 1 § 4
Absatz 4 Erster GlüÄndStV muss sichergestellt sein.

Die Ermächtigung der Länder zur näheren Regelung der Erlaubnisvoraussetzun-
gen ergibt sich aus § 3 in Verbindung mit § 25 Absatz 2 und 3 Rennwett- und Lot-
teriegesetz.

In Nummer 2 wird die Verpflichtung der Veranstalter von Pferdewetten als Fest-
quotenwetten zur Teilnahme am Sperrsystem zur Voraussetzung für die Erteilung
der Erlaubnis gemacht, sodass bereits vor Tätigwerden des Veranstalters die
Rechtmäßigkeit überprüft werden kann. Angesichts der besonderen Bedeutung
des Sperrsystems für die Suchtprävention und für den Spielerschutz regelt Num-
mer 3 die Verpflichtung der Vermittler von Pferdewetten als Festquotenwetten
zur Mitwirkung am Sperrsystem.

Nummer 4 verlangt, dass gesperrte Spieler an Wetten nicht teilnehmen dürfen. 

Zu § 24 – Teilnahmebedingungen

Absatz 1 greift die Regelung in den Allgemeinen Bestimmungen zu den Teil -
nahmebedingungen auf (§ 2 Absatz 6). Den Teilnahmebedingungen kommt auch
bei den Pferdewetten wesentliche Bedeutung zu, da diese im Regelfall die Spiel -
regeln enthalten und Grundlage für die Ansprüche der Spieler sind. Vor diesem
Hintergrund ist eine Erlaubnispflicht für die Teilnahmebedingungen gerechtfer-
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tigt. Sie dient dem Spielerschutz. Aus diesem Grund bedürfen auch Änderungen
der Teilnahmebedingungen der Erlaubnis.

In Absatz 2 wird festgelegt, welche Bestimmungen in den Teilnahmebedingungen
für Veranstaltungen von Pferdewetten zu treffen sind. 

Absatz 3 regelt, dass die Veranstalter und Vermittler von Pferdewetten verpflich-
tet sind, die Teilnahmebedingungen auszuhängen oder dem Spieler in sonstiger
Weise zu ermöglichen, diese vor Vertragsabschluss zur Kenntnis zu nehmen. Die-
se Regelung dient dem Schutz der Spieler.

Zu § 25 – Spielersperre, Sperrdatei, Sperrsystem und Sozialkonzept

Aus Gründen des Spielerschutzes sind für Veranstalter und Vermittler von Pfer-
dewetten als Festquotenwetten die Vorschriften über die Spielersperre, die Sperr-
datei, das Sperrsystem und das Sozialkonzept entsprechend anzuwenden. Da-
durch werden Pferdewetten als Festquotenwetten den Sportwetten gleichgestellt. 

Zu § 26 – Aufsicht

§ 26 enthält eine Ermächtigung, wonach die zuständige Behörde Anordnungen tref-
fen kann, um den Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten.
Die Praxis hat gezeigt, dass eine solche Ermächtigungsnorm erforderlich ist, insbe-
sondere um ein Einschreiten bei unerlaubten Pferdewetten zu ermöglichen.

Abschnitt 6:

Spielbanken

Zu § 27 – Zulassung von Spielbanken

Auch der Betrieb einer Spielbank bedarf einer Erlaubnis.

Durch die vorgesehene Regelung des Absatzes 1 werden die Anzahl und die
zulässigen Standorte der Spielbanken in Baden-Württemberg entsprechend Ar -
tikel 1 § 20 Absatz 1 Erster GlüÄndStV gesetzlich festgelegt. Spielbanken dürfen
danach nur in Baden-Baden, Konstanz und Stuttgart betrieben werden. 

Nach Artikel 1 § 20 Absatz 1 Erster GlüÄndStV ist Sinn und Zweck der Begren-
zung der Zahl der Spielbanken zum einen die Herstellung der Gesamtkohärenz
und zum anderen das Erreichen der Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV.
Trotz der Begrenzung soll auch weiterhin die Reaktion auf veränderte Bedarfe
möglich sein, da ansonsten die Länder ihren Auftrag, ein ausreichendes Angebot
sicherzustellen, nicht nachkommen können. Gleichzeitig wird aber erreicht, dass
eine Orientierung rein nach der Nachfrage auf dem freien Markt, die durch ent-
sprechendes Verhalten wie exzessive Werbung oder Lockangebote beeinflusst
werden kann, ausgeschlossen wird. 

In Satz 2 wird klargestellt, dass unter Berücksichtigung der Ziele des Artikels 1 
§ 1 Erster GlüÄndStV auch zukünftig eine Veränderung der Zahl und auch der
Standorte der Spielbanken in Baden-Württemberg nicht ausgeschlossen sein soll.
Durch Rechtsverordnung kann mit Zustimmung des Landtags eine Veränderung
vorgenommen werden. Eine solche Veränderung setzt jedoch voraus, dass ein
Konzept vorgelegt wird, aus dem sich die nicht auf fiskalische Erwägungen ge-
stützte Notwendigkeit der Zulassung eines weiteren Standortes ableiten lässt.
Zusätzliche Standorte können nur aufgenommen werden, wenn dies unter Be -
achtung der Ziele des § 1 erforderlich, das heißt vernünftigerweise geboten er-
scheint. Rein fiskalischen Erwägungen wird damit von vornherein ein Riegel
vorgeschoben.
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Liegen entsprechende Gründe vor, ist es auch möglich, am Standort einer Spiel-
bank eine Zweigstelle einzurichten. Die Anforderungen, die an den Nachweis der
Notwendigkeit zu stellen sind, entsprechen denen, die vorliegen müssen, um ei-
nen neuen Standort zu begründen. 

Insbesondere um die von dem Betrieb von Spielbanken ausgehenden Gefahren
einzudämmen, dürfen die Spielbanken des Landes zukünftig grundsätzlich nur
von der Person betrieben werden, die die landeseinheitliche Erlaubnis inne hat
(vgl. Absatz 2 Satz 1). Es wird damit ein Privatmonopol vorgesehen, wobei nicht
ausgeschlossen wird, dass die Konzession auch einem Unternehmen der öffent -
lichen Hand erteilt werden kann.

Die hiermit verbundenen objektiven Berufszulassungsschranken sind gerechtfer-
tigt. Zwingende Gründe des Gemeinwohls beziehungsweise überragend wichtige
Gemeinwohlbelange rechtfertigen den damit verbundenen Eingriff in die Berufs-
freiheit sowie in die Niederlassungs- beziehungsweise Dienstleistungsfreiheit. So-
wohl der Europäische Gerichtshof als auch das Bundesverfassungsgericht akzep-
tieren solche Eingriffe, wenn sie der Bekämpfung der glücksspielimmanenten Ge-
fahren, insbesondere der Gefahren übermäßigen Glücksspiels (Glücksspielsucht)
und von Betrug, Geldwäsche und Manipulationen des Spielbetriebs dienen [vgl.
EuGH, Urteil vom 16. Februar 2012, Rs. C-72/10, ZfWG 2012, 105 (112 Tz. 71);
Urteil vom 30. Juni 2011, Rs. C-347/09, ZfWG 2011, 251 (255, Tz. 38 f, 45); Ur-
teil vom 15. September 2011, Rs. C-347/09, ZfWG 2011, 403 (408, Tz. 44 f);
Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 26. März 2007, ZfWG 2007, 219 (222, 
Tz. 35 f), Urteil vom 28. März 2006, ZfWG 2006, 16 (25 f, Tz. 98 f)].

Die landeseinheitliche Erlaubnis dient der Abwehr spielbankspezifischer Gefah-
ren:

Werden die Spielbanken des Landes von unterschiedlichen Anbietern betrieben,
muss davon ausgegangen werden, dass diese in einer Konkurrenzsituation stehen,
die dazu führt, dass jeder Anbieter versucht, die anderen an Einfallsreichtum zu
übertreffen, um sein Angebot attraktiver zu machen [vgl. hierzu auch: EuGH, 
Urteil vom 3. Juni 2012, Rs. C-203/08, ZfWG 2010, 250 (255, Tz. 58)]. Ent -
sprechend wird auch die Werbung ausgerichtet sein. Dies kann dazu führen, dass
auch Personen, die bislang nicht spielgeneigt waren, zum Spiel verleitet werden.
Werden jedoch alle Spielbanken des Landes von einem Betreiber betrieben, wird
von vornherein eine aggressive Geschäftspolitik und die damit verbundene kon-
kurrenzbedingte Anheizung der natürlichen Spielleidenschaft vermieden.

Vor dem Hintergrund, dass das Land mit der Zulassung von Spielbanken seiner
Verpflichtung nachkommt, ein ausreichendes Glücksspielangebot zur Verfügung
zu stellen, gleichzeitig aber Glücksspiel zu begrenzen ist, handelt es sich bei
Spielbanken nicht um ein „normales“ Gewerbe, das ausschließlich den Gesetzen
des Marktes unterworfen werden kann. Insbesondere können vor dem Hinter-
grund des Auftrags des Artikels 1 § 10 Absatz 1 Erster GlüÄndStV rein wirt-
schaftliche Aspekte keine ausschlaggebende Rolle spielen. Das Land darf sich bei
der Entscheidung insbesondere nicht allein daran orientieren, wo sich eine Spiel-
bank lohnt. Entscheidend ist in erster Linie, wo sich ein entsprechender Bedarf
zeigt, der einen Spielbankstandort erforderlich erscheinen lässt. Dies kann dazu
führen, dass wegen des Bedarfs eine Spielbank an einem Standort betrieben wird,
der unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht attraktiv ist. Hinzu kommt, dass
sich in der Vergangenheit die Wirtschaftlichkeit einzelner Standorte unterschied-
lich entwickelt haben. Eine gleichmäßige Entwicklung kann auch nicht für alle
Standorte prognostiziert werden. Wenn alle Spielbanken von einer Person betrie-
ben werden, können Schwankungen in der Geschäftsentwicklung leichter aufge-
fangen werden (Quersubventionierung).

Um zu verhindern, dass sich Betreiber nur für die derzeit wirtschaftlichen Standorte
finden lassen und um den Betrieb aller Standorte, für die ein Bedarf besteht, zu si-
chern, sollen alle Spielbanken des Landes von einem Antragsteller betrieben werden. 
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Schließlich können Abläufe, die der Gefahrenabwehr dienen, leichter standardi-
siert werden, wodurch ihre Effektivität erhöht wird.

Die Vergabe einer einzelnen Konzession hat zudem den positiven Nebeneffekt,
dass die Aufsicht über die Spielbanken des Landes verbessert wird. In diesem Zu-
sammenhang spielt insbesondere eine Rolle, dass aufgrund eines fehlenden Wett-
bewerbs unter den einzelnen Spielbanken zu erwarten ist, dass sich Werbemaß-
nahmen leichter in den Grenzen des Artikels 1 § 5 Erster GlüÄndStV halten las-
sen, da im Land keine Konkurrenz vorhanden ist, gegen die sich der Betreiber ei-
ner Spielbank behaupten muss.

Eine Erlaubniserteilung an mehrere Betreiber kommt nur in Betracht, wenn sich
auf die Ausschreibung keine geeignete Person beworben hat und andernfalls die
Ziele des § 1 nicht erreicht werden können (vgl. § 28 Absatz 5 Satz 2).

Nach Absatz 2 Satz 2 kann eine Spielbankerlaubnis nur erteilt werden, wenn
durch die Errichtung und den Betrieb der Spielbank die öffentliche Sicherheit und
Ordnung nicht gefährdet wird. Ferner müssen die in § 2 Absatz 1 aufgestellten,
einschlägigen Voraussetzungen erfüllt sein.

Zu § 28 – Erlaubnisverfahren

Entsprechend dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 19. Juli 2000
(BVerfGE 102, 197) wird in Absatz 1 festgelegt, dass die Erteilung einer Erlaub-
nis, die Spielbanken in Stuttgart, Baden-Baden und Konstanz zu betreiben, auf
der Grundlage einer öffentlichen Ausschreibung erfolgt.

Die Ausschreibung einer Spielbankkonzession unterliegt zwar nicht der EU-Ver-
gabeverordnung. Mit Blick auf die Tatsache, dass das Grundrecht der Berufsfrei-
heit beziehungsweise die Dienstleistungsfreiheit tangiert ist, wird das Ausschrei-
bungsverfahren jedoch an das förmliche EU-Vergabeverfahren stark angelehnt.
Um die Ausschreibung transparent zu machen, wird in Satz 2 vorgegeben, dass
die Ausschreibung – wie bisher – im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg und
– mit Blick auf die Dienstleistungsfreiheit – zusätzlich auch im Amtsblatt der EU
mit einer angemessenen Frist öffentlich bekannt zu machen ist. In Satz 3 wird
klargestellt, dass Anträge, die entweder nicht fristgerecht eingehen oder die erfor-
derlichen Unterlagen nicht enthalten, ohne Sachprüfung abgelehnt werden. 

Nach Absatz 2 müssen Interessenten an einer Spielbankkonzession ihren Antrag
schriftlich einreichen. Dieser Antrag muss die in der Ausschreibung bezeichneten
Unterlagen, Angaben und Nachweise in deutscher Sprache enthalten. In Satz 3
werden die wesentlichen Unterlagen aufgeführt, die im Rahmen der Ausschrei-
bung verlangt werden und die vorliegen müssen, wenn ein Antrag positiv beschie-
den werden soll. Die Aufzählung ist nicht abschließend.

Nach Nummer 1 sind Nachweise über die Zuverlässigkeit und die fachliche Eig-
nung des Antragstellers und der für die Leitung der Spielbanken vorgesehenen
Personen vorzulegen. Da Casinospiele ein hohes Suchtpotential besitzen, muss
großen Wert darauf gelegt werden, dass die verantwortlichen Personen fachlich
geeignet und zuverlässig sind und dass für die entscheidende Behörde die Verant-
wortlichen feststehen. 

Aus diesem Grund sieht die Nummer 2 auch vor, dass die Beteiligungs-, Kapital-
und Stimmrechtsverhältnisse der den Antrag stellenden Person sowie der mit ihr
im Sinne des Aktiengesetzes verbundenen Unternehmen offengelegt werden. Ent-
sprechendes gilt für Angehörige im Sinne des § 15 Abgabenordnung und be-
stimmter Vertreter von Personengesellschaften und Organen. Die Regelung ist
insbesondere wichtig für die Aufklärung der Verhältnisse bei „geschachtelten“
Personen- und Kapitalgesellschaften.

Aufgrund der Sicherheitsanforderungen, die für die Gewährleistung eines ord-
nungsgemäßen Spielbetriebs aufgestellt werden müssen, ist nicht jede Räumlich-
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keit für den Betrieb einer Spielbank geeignet. Nummer 3 verlangt daher, dass ent-
sprechende Planunterlagen vorgelegt werden, aus denen die Räumlichkeiten er-
sichtlich sind, in denen die jeweilige Spielbank betrieben werden soll. Ferner sind
Nachweise vorzulegen, dass eine Spielbank in diesen Räumen betrieben werden
darf und – falls das Gebäude oder die Räumlichkeiten nicht im Eigentum des An-
tragstellers stehen – auch Nachweise darüber, dass eine entsprechende Nutzung
gestattet ist.

Nach Nummer 4 ist ein Sicherheitskonzept vorzulegen. Im Sicherheitskonzept
sind insbesondere die Maßnahmen zur Gewährleistung der IT- und Datensicher-
heit darzulegen. Sie werden als unverzichtbarer Bestandteil ganzheitlicher Infor-
mationssicherheit verstanden, die neben dem technischen Schutz vor IT-Angrif-
fen auch den sicheren Umgang mit Daten berücksichtigt. Als grundlegende
Schutzziele gelten dabei im nationalen und internationalen Kontext Vertraulich-
keit, Verfügbarkeit und Integrität. Konkret bedeuten diese Ziele, dass vertrauliche
Kundendaten zu jedem Zeitpunkt vor unbefugter und unnötiger Veröffentlichung,
Verwendung und Weitergabe zu schützen sind, beim Betrieb von Informations -
sys temen die Verfügbarkeit, Integrität und Vertraulichkeit von Daten jederzeit zu
gewährleisten ist (z. B. durch den Einsatz von Verschlüsselungsmechanismen,
Zugriffskontrollen und Virenschutzprogrammen), alle relevanten Daten regel-
mäßig zu sichern sind und eine Wiederherstellung gewährleistet ist. Vor diesem
Hintergrund sollen Sicherheitsmaßnahmen implementiert werden, die sich an in-
ternationalen Standards, wie ISO-2700 X-Reihe oder COBIT, orientieren. So
können sich Konzessionsnehmer beim Bundesamt für Sicherheit in der Informa -
tionstechnik (BSI) um international anerkannte BSI-Zertifikate (BSI-Standard
100-1 bis 100-4) bemühen. Die Regelung entspricht damit Anforderungen, die an
Konzessionsnehmer für Sportwetten aufgestellt sind.

Darüber hinaus müssen vor Ort Maßnahmen getroffen werden, um die Besucher
der jeweiligen Spielbank vor Gefahren zu schützen und den ordnungsgemäßen
Spielbetrieb zu gewährleisten. Zu solchen Maßnahmen zählen beispielsweise

– der Einsatz von Sicherheitskräften (Türsteher),

– Überfallmeldeanlagen

– Videoüberwachung und 

– Aufsichtspersonal in den Spielsälen.

Zum Schutz der Spieler ist es erforderlich, dass die Abläufe der Spiele klar sind,
insbesondere auch bekannt ist, wie mit Gewinnen umgegangen wird oder wie
hoch die Gewinnchancen sind. Die Nr. 5 sichert die Transparenz des Spielbe-
triebs. Ferner muss gewährleistet sein, dass eine Überwachung des Spielbetriebes
jederzeit möglich ist. Nur so kann verhindert werden, dass Manipulationen zum
Nachteil der Spieler erfolgen. 

Die Nummer 6 dient der Bekämpfung von Geldwäsche.

Das in Nummer 7 verlangte Sozialkonzept ist ein Grundpfeiler für die Verhinde-
rung von Spielsucht. In diesem sind zunächst alle Maßnahmen aufzuführen, die
ergriffen werden, um die Teilnahme gesperrter Spieler oder Personen unter 21
Jahren zu verhindern. Im Sozialkonzept sind ferner die Maßnahmen darzustellen,
die der Vorbeugung von Spielsucht dienen. Dazu gehören gemäß Artikel 1 § 6 Ers -
ter GlüÄndStV die Maßnahmen zur Schulung des Personals. Im Übrigen wird auf
die Ausführungen zu § 7 verwiesen.

Das nach Nummer 8 verlangte Wirtschaftlichkeitskonzept bedarf einer genauen
Prüfung auf Richtigkeit und Schlüssigkeit und einer Bewertung, um die Ver-
gleichbarkeit der Angebote mehrerer Antragsteller zu ermöglichen. Dies soll ggf.
durch einen von der zuständigen Behörde beigezogenen Sachverständigen erfol-
gen. Die Kosten hierfür sind von den Antragstellern zu übernehmen (vgl. Num-
mer 14).
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Die Nummer 9 verlangt ferner, dass nachgewiesen wird, dass die für den Betrieb
der Spielbanken erforderlichen Eigenmittel aus legalen Quellen stammen. Damit
soll u. a. ausgeschlossen werden, dass mit dem Betrieb einer Spielbank Geld ge-
waschen wird.

Nach § 34 ist der Inhaber beziehungsweise die Inhaberin der Spielbankerlaubnis
verpflichtet, neben der Spielbankabgabe weitere, an den Brutto-Spielertrag ge-
koppelte Geldleistungen zu erbringen. Nach Nummer 10 muss eine Erklärung
vorgelegt werden, dass der Antragsteller hiermit einverstanden ist.

Um beurteilen zu können, ob die in Artikel 1 § 5 Erster GlüÄndStV aufgestellten
Voraussetzungen für die Zulässigkeit von Werbemaßnahmen eingehalten werden,
ist gemäß der Nummer 11 ein Marketing-Konzept vorzulegen. In diesem sind u. a.
darzulegen, welche Medien genutzt werden sollen. Es soll darüber hinaus Infor-
mationen dazu enthalten, welche Ziele mit den einzelnen Maßnahmen verfolgt
werden und wie diese strategisch unter Beachtung der Werbebestimmungen des
Artikels 1 § 5 Erster GlüÄndStV erreicht werden sollen. Ferner gehören hierzu
Aussagen zur Distributions- und Kommunikationspolitik.

Mit dem in Nummer 12 verlangten Spielkonzept soll der zuständigen Behörde die
Abschätzung ermöglicht werden, ob es mit dem vom Antragsteller vorgesehenen
Spielangebot und begleitender Aktivitäten gelingen kann, insbesondere das Ziel
des Artikels 1 § 1 Nr. 2 Erster GlüÄndStV zu erreichen.

Mit dem in Nummer 13 verlangten Nachweis einer Sicherheitsleistung wird 
sichergestellt, dass die für den ordnungsgemäßen Betrieb der Spielbanken erfor-
derlichen Gelder zur Verfügung stehen.

Aufgrund der Komplexität kann es erforderlich werden, dass zur Beurteilung der
vorgelegten Sicherheits-, Sozial- und Wirtschaftlichkeitskonzepte die zuständige
Behörde Sachverständige hinzuziehen muss. Mit der Nummer 14 wird sicher -
gestellt, dass der den Antrag stellenden Person bewusst ist, dass die hierdurch ent-
stehenden Kosten von ihr zu tragen sind. 

Denkbar ist, dass der Betreiber der Spielbanken auch in anderen Glücksspiel -
bereichen tätig ist. Hierfür spricht, dass die großen Anbieter im Internet, die etwa
80 % des Schwarzmarktes im Sportwettenbereich unter sich aufteilen, Vollsorti-
menter sind, also nicht nur klassische Sportwetten anbieten, sondern auch Lotte -
rien und Casinospiele. Für einen solchen Anbieter könnte auch der terrestrische
Betrieb einer Spielbank interessant sein, insbesondere wenn (zukünftig) der For-
derung nachgegeben werden sollte, den zugelassenen Spielbanken (und nur die-
sen) zu erlauben, im Internet Casinospiele anzubieten. Mit der Nummer 15 soll
verhindert werden, dass der Betreiber der Spielbanken gleichzeitig selbst oder
durch mit ihm verbundene Unternehmen illegales Glücksspiel veranstaltet oder
vermittelt. Dies dient zum einen der Eindämmung des Schwarzmarktes. Zum an-
deren würde eine illegale Betätigung die Zuverlässigkeit des Betreibers in Zweifel
ziehen. Außerdem könnte eine solche Tätigkeit das Vertrauen der Spieler in 
die ordnungsgemäße Abwicklung des Spielbetriebs beeinträchtigen. Nummer 15
sieht deshalb vor, dass die den Antrag stellende Person erklärt, weder selbst noch
durch mit ihr verbundene Unternehmen unerlaubtes Glücksspiel zu veranstalten
oder zu vermitteln. Sollte sich nachträglich herausstellen, dass sie selbst oder
durch verbundene Unternehmen illegales Glücksspiel veranstaltet oder vermittelt,
wäre dies ein Grund, die Erlaubnis zu widerrufen.

Schließlich verlangt die Nummer 16 eine Erklärung, dass die vorgelegten Unter-
lagen und Angaben vollständig sind, um ein Nachschieben im Laufe des Verfah-
rens zu verhindern.

Satz 4 schreibt vor, dass die gemäß Nummern 4 bis 7, 11 und 12 vorzulegenden
Konzepte standortübergreifend ausgearbeitet werden sollen. Dies dient den mit
der Vergabe einer einzelnen Konzession verfolgten Zwecken.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2431

93

Absatz 2 Satz 5 stellt klar, dass bei der Prüfung der Bewerbungsvoraussetzungen
Nachweise und Unterlagen aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum inländischen Nachweisen und Unterlagen gleichstehen. Diese Unter-
lagen sind jedoch in deutscher Sprache vorzulegen und müssen deshalb ggf. auf
Kosten der den Antrag stellenden Person übersetzt und beglaubigt werden.

Absatz 3 Satz 1 gibt der zuständigen Behörde die Möglichkeit, zusätzliche Anga-
ben, Nachweise oder Unterlagen einzufordern.

Die zuständige Behörde kann nach Absatz 3 Satz 2 zudem Erkenntnisse der 
Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder in Gestalt von Polizei und Ver-
fassungsschutz abfragen. Dies dient der Überprüfung der Konzessionsbewerber.
Die Abfrage hat allein zur Erfüllung der im Rahmen der nach Artikel 1 § 9 Abs. 1
Erster GlüÄndStV zugewiesenen Aufgaben und Befugnisse zu erfolgen. Eine
Grundlage für ein elektronisches Abrufverfahren der Glücksspielaufsichtsbehörde
wird mit Absatz 3 Satz 2 nicht geschaffen.

Absatz 3 Satz 3 bis 5 begründet eine Aufklärungspflicht für die den Antrag stel-
lende Person für den Fall, dass es sich um die Aufklärung eines Sachverhaltes im
Ausland handelt. Die Folgen einer nicht ausreichenden Klärung werden hier
ebenfalls geregelt.

Absatz 3 Satz 6 regelt die Folgen einer nicht rechtzeitigen Vorlage angeforderter
ergänzender Unterlagen und Nachweise.

Absatz 4 ist erforderlich, um eine den Anforderungen der Absätze 1 und 2 gerecht
werdende Überprüfung durchführen zu können.

In Absatz 5 werden die Kriterien für die Auswahl unter mehreren geeigneten An-
tragstellern aufgeführt. 

Die Auswahl des Bewerbers orientiert sich an den in den Nummern 1 bis 5 aufge-
stellten Kriterien. Die Kriterien der Nummern 1 bis 4 entsprechen der bisherigen
Rechtslage. Hinzugekommen sind die Nummer 5, die die Bedeutung des Spieler-
schutzes herausstellt, und die Nummer 6, mit der das Ziel verfolgt wird, eine ge-
eignete Alternative zum illegalen Glücksspiel zu erhalten und so dem Lenkungs-
auftrag des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV gerecht zu werden.

Sollte kein geeigneter Bewerber für den Betrieb aller Spielbanken gefunden wer-
den, können ausnahmsweise Konzessionen für den Betrieb der einzelnen Spiel-
banken erteilt werden, wenn nur so die Ziele des § 1 erreicht werden können. Der
Bewerber muss jedoch – bezogen auf den Betrieb einer einzelnen Spielbank – die
in Absatz 2 aufgestellten Voraussetzungen erfüllen. 

Absatz 6 sieht eine Befristung der Erlaubnis auf maximal 15 Jahre vor. Dieser
Zeitraum ist erforderlich, um die für die Einrichtung und den Betrieb einer Spiel-
bank erforderlichen Investitionen zu amortisieren und einen angemessenen Unter-
nehmergewinn zu erwirtschaften. Die im Vergleich zur bisherigen Regelung län-
gere Geltungsdauer ist geboten, da die Ertragsstärke der Spielbanken seit Jahren
deutlich zurückgeht. Durch die Verlängerung der Laufzeit wird der Druck auf den
Betreiber verringert, schnell größere Erträge erzielen zu müssen. So fällt es dem
Betreiber leichter, auf ein den Zielen des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV zuwi-
derlaufende Intensivierung des Spielbetriebes zu verzichten.

Eine Laufzeit von maximal 15 Jahren entspricht der Rechtslage in Berlin, Ham-
burg und Hessen. Die Regelungen in den anderen Ländern sehen zwar kürzere
Laufzeiten vor, räumen teilweise gleichzeitig aber auch eine Verlängerungsmög-
lichkeit ein.

Obwohl in anderen Ländergesetzen die Möglichkeit vorgesehen wird, die Spiel-
bankerlaubnis zu verlängern, wird mit Blick auf die Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofes, die letztlich grundsätzlich auch bei Verlängerungen
eine Ausschreibung verlangt, hierauf verzichtet. Nicht ausgeschlossen ist die
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Neuerteilung an den bisherigen Betreiber nach Durchführung eines Vergabever-
fahrens.

Mit Blick auf seine Verpflichtung, ein ausreichendes Glücksspielangebot bereit-
zuhalten, hat das Land ein Interesse daran, dass der Erlaubnisinhaber die Spiel-
bank auch tatsächlich in Betrieb nimmt. Aus diesem Grund sieht Absatz 7 vor,
dass die Erlaubnis grundsätzlich erlischt, wenn der Betrieb der Spielbank nicht in-
nerhalb von zwei Jahren nach Erlaubniserteilung aufgenommen wird. Hiervon
kann jedoch bei Vorliegen zu berücksichtigender Gründe des Antragstellers ab -
gewichen werden, wenn diese in der Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an
der Inbetriebnahme der Spielbank überwiegen. Wenn beispielsweise nach dem
Konzept des Antragstellers ein sukzessiver Start der einzelnen Spielbetriebe vor-
gesehen ist, und hierdurch einzelne Betriebe erst mehr als zwei Jahre nach Ertei-
lung der Erlaubnis ihren Betrieb aufnehmen, kann eine Ausnahme vom Erforder-
nis der Inbetriebnahme innerhalb von zwei Jahren nach der Erlaubniserteilung ge-
macht werden. Dies ist in die Erlaubnis aufzunehmen.

Die Erlaubnis erlischt nach Satz 2 ferner, wenn ohne Zustimmung der Erlaubnis-
behörde der Betrieb einer Spielbank eingestellt wird. Hierdurch soll insbesondere
verhindert werden, dass eine für die Kanalisierung erforderliche Einrichtung ge-
schlossen wird, weil sie nicht wirtschaftlich ist. Wie oben ausgeführt, spielen
wirtschaftliche Gesichtspunkte beim Betrieb einer Spielbank allenfalls eine nach-
geordnete Rolle. Mit dem Betrieb kommt das Land seiner Verpflichtung nach, ein
ausreichendes Angebot an Glücksspielmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen,
um so dem spielaffinen Publikum eine geeignete Alternative zum nicht erlaubten
Glücksspiel anzubieten und den Spieltrieb in geordnete und überwachte Bahnen
zu lenken. Damit wird auch der Entwicklung und Ausbreitung von unerlaubtem
Glücksspiel in Schwarzmärkten entgegengewirkt.

Zu § 29 – Betrieb öffentlicher Spielbanken

Die Vorschrift beinhaltet ordnungsrechtliche Gebote und Verbote, die für den Be-
trieb von Spielbanken unerlässlich sind.

In Absatz 1 Satz 1 wird Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden verboten,
die Spielbank während des Spielbetriebs zu betreten. Diese Vorschrift dient dem
Jugendschutz. Des Weiteren wird der Aufenthalt gesperrter Personen in der Spiel-
bank untersagt. Dies ist eine Maßnahme der Suchtprävention und des Spieler-
schutzes. Aus Gründen des Jugendschutzes wird das Mindestalter, das Beschäf-
tigte der Spielbank oder von Nebenbetrieben der Spielbank haben müssen, auf 
18 Jahre festgelegt. Da diese sich arbeitsbedingt auch in den Spielsälen während
des Betriebs aufhalten und insofern von der Regelung des Satzes 1 abgewichen
wird, sind besondere Maßnahmen zur Schulung und Begleitung dieser Personen
vorzusehen, damit diese nicht dem Reiz des Spiels verfallen. Die Maßnahmen
sind im Sozialkonzept aufzunehmen und in der Praxis umzusetzen.

In Absatz 2 wird bestimmt, welche Personengruppen über die in Absatz 1 genann-
ten hinaus von der Teilnahme am Spiel ausgeschlossen sind. Durch Nummer 1
sollen die Spieler und deren Unterhaltsberechtigte geschützt werden. Durch die
Nummern 2 bis 4 soll ein ordnungsgemäßer Spielbetrieb sichergestellt werden.
Die Regelungen über die Spielverbote sind abschließend. Das Hausrecht des Er-
laubnisinhabers bleibt hiervon unberührt.

Absatz 3 bestimmt die Tage, an denen die Spielbank nicht geöffnet sein darf. Ein
Spielbankbetrieb an den aufgeführten Tagen, bei denen es sich überwiegend um
Sonn- und Feiertage handelt, würde insbesondere dem religiösen Empfinden brei-
ter Bevölkerungsschichten widersprechen. 

In Satz 2 wird die Aufsichtsbehörde ermächtigt, aus besonderem Anlass für be-
stimmte Tage den Spielbetrieb zu untersagen. Von dieser Ermächtigung soll
äußerst restriktiv Gebrauch gemacht werden. Zu denken wäre beispielsweise dar-
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an, dass aufgrund eines überregionalen Ereignissen wie eine Gedenkfeier für Op-
fer eines Terroranschlags das sittliche Empfinden breiter Schichten der Bevölke-
rung unangenehm berührt wäre, wenn der Spielbetrieb eröffnet wäre.

Mit Absatz 4 wird eine Empfehlung des Fachbeirates Glücksspielsucht aufgegrif-
fen 2. Es soll verhindert werden, dass die spielende Person das Zeitgefühl verliert.
Die aktuelle Uhrzeit muss in den Spielbereichen ständig ersichtlich sein.

Zu § 30 – Spielordnung

Um einen ordnungsgemäßen Betrieb und die angemessene Wahrung der Spieler-
belange zu gewährleisten und um den Spielbetrieb der Spielbank zu regeln,
schreibt die Bestimmung den Erlass einer Spielordnung durch den die Erlaubnis
innehabende Person, ihren Mindestinhalt und die Notwendigkeit der vorherigen
Zustimmung der Aufsichtsbehörde zwingend vor.

Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 verpflichtet die die Erlaubnis innehabende Person, in
der Spielordnung Einzelheiten über die Führung eines Besucherverzeichnisses zu
bestimmen. Unter Beachtung des Dritten Abschnitts des Bundesdatenschutzgeset-
zes sind insbesondere Regelungen über die Speicherung, Nutzung, Übermittlung
und Löschung von Daten zu treffen.

Nach Absatz 1 Satz 3 sind neben der Spielordnung insbesondere der Wortlaut des
§ 30 sowie die für den Spielbetrieb geltenden Bestimmungen der Erlaubnis im Ein-
gangsbereich der Spielbank und in den Spielsälen deutlich sichtbar auszuhängen.

Absatz 2 schreibt vor, dass die Spielordnung der Zustimmung der Aufsichtsbe -
hörde bedarf.

Zu § 31 – Spielbankenaufsicht

Die Vorschriften über die Aufsicht treffen Vorsorge für einen ordnungsgemäßen,
mit den gesetzlichen Vorschriften und den behördlichen Bestimmungen in Ein-
klang stehenden Spielbetrieb.

Absatz 1 umschreibt die Aufgabe der Aufsicht. Die Aufsicht dient der Sicherstel-
lung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und dem Spielerschutz. Mit ihr
wird gewährleistet, dass der Spielbetrieb ordnungsgemäß durchgeführt wird und
dass auch Gewinne entsprechend ordnungsgemäß ausgezahlt werden. In Satz 2
werden die Aufsichtsbefugnisse der Aufsichtsbehörde näher umschrieben. Die
Aufzählung ist nicht abschließend.

Die Erlaubnisbehörde hat insbesondere das Recht, die Räumlichkeiten der Spiel-
bank während der Betriebszeiten zu betreten, um entsprechende Prüfungen durch-
führen zu können. Der Begriff der Wohnung im Sinne des Artikels 13 Grundge-
setz erfasst zwar auch Geschäfts- und Betriebsräume (BVerfGE 32, 54, 68 ff.).
Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch festgestellt, dass unter den folgenden
Voraussetzungen das Betreten von Geschäfts- und Betriebsräumen durch Beauf-
tragte von Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit nicht als eine Beeinträchti-
gung des Rechts auf Unverletzlichkeit der Wohnung anzusehen ist:

– Eine besondere gesetzliche Vorschrift muss zum Betreten der Räume ermächti-
gen;

– das Betreten der Räume, die Vornahme der Besichtigungen und Prüfungen
müssen einem erlaubten Zweck dienen und für dessen Erreichung erforderlich
sein;

_____________________________________

2 Vgl. Studie des Fachbeirats Glücksspielsucht vom 9. Juni 2010 „Rechtspolitische Vorschläge
zur suchtpräventiven Regulierung von Casinos“.
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– das Gesetz muss den Zweck des Betretens, den Gegenstand und den Umfang
der zugelassenen Besichtigung und Prüfung deutlich erkennen lassen;

– das Betreten der Räume und die Vornahme der Besichtigung und Prüfung sind
nur in den Zeiten statthaft, zu denen die Räume normalerweise für die jeweilige
geschäftliche oder betriebliche Nutzung zur Verfügung stehen.

Da die Ausübung der in Satz 2 beispielhaft aufgeführten Aufsichtsbefugnisse nur
während der üblichen Geschäfts- und Betriebszeiten der Spielbank zulässig sein
soll, ist eine Einschränkung des Grundrechts der Unverletzlichkeit der Wohnung
nicht erforderlich.

Absatz 2 verpflichtet die die Erlaubnis innehabende Person, einen Jahresabschluss
nebst Lagebericht zu erstellen, diesen von einem Wirtschaftsprüfer prüfen zu las-
sen und mit Prüfungsbericht der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Die Kosten für die
Einschaltung des Wirtschaftsprüfers hat der Erlaubnisinhaber zu tragen.

Zu § 32 – Videoüberwachung

Mit § 32 wird die Rechtsgrundlage für Videoüberwachung geschaffen. Wegen der
in Spielbanken bereitzuhaltenden Geldmittel bedürfen Spielbanken besonderer 
Sicherungen. Im Rahmen eines Sicherheitskonzeptes ist die Überwachung mittels
Videotechnik ein wichtiges Element. Ferner ist nicht auszuschließen, dass Spieler
oder Bedienstete der Spielbank manipulieren, um nicht berechtigte Vorteile für
sich zu erlangen. Der Einsatz von Videoüberwachung ist hier ein geeignetes Mit-
tel, um entsprechende Manipulationen aufzudecken bzw. über entsprechende Hin-
weise durch Abschreckung zu verhindern.

Absatz 1 sieht deshalb vor, dass in der Spielbank zur Sicherstellung eines ord-
nungsgemäßen Spielablaufs, zum Schutz vor Manipulationen und zur Verhin -
derung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung so-
wie zur Finanz- und Abgabenkontrolle Videoüberwachung durchgeführt werden
muss. Zugelassen wird sowohl die Videobeobachtung, bei der keine Aufzeich-
nung erfolgt, als auch die Videoaufzeichnung.

In Absatz 2 werden die Bereiche genannt, in denen eine Videoüberwachung er-
folgt. Es handelt sich hierbei um die Bereiche, die entweder besonders anfällig
sind für die Begehung von Straftaten, oder Bereiche, die besondere Sicherheits -
anforderungen aufweisen wie beispielsweise die Räumlichkeiten, in denen mit
großen Geldbeträgen umgegangen wird. Die Bereiche, die der Videoüber -
wachung unterliegen, sind abschließend aufgezählt.

Damit Betroffene Kenntnis von der Tatsache erlagen, dass der Bereich der Vi-
deoüberwachung unterliegt und sie deshalb erfasst werden könnten, bestimmt Ab-
satz 3, dass auf den Zugangswegen zur Spielbank und im Eingangsbereich auf die
Videoüberwachung hingewiesen werden muss. Um zu verhindern, dass Betrof -
fene erst von der Videoüberwachung erfahren, wenn sie bereits von ihr erfasst
worden sind, müssen auf den Zugangswegen in einem Bereich, der selbst noch
nicht aufgenommen wird, entsprechende Hinweise erfolgen. Unter Zugangs -
wegen sind nicht nur Gehwege zu verstehen. In Gebäudekomplexen reichen Hin-
weise auf die Videoüberwachung innerhalb des Gebäudes.

In Absatz 4 wird zunächst bestimmt, dass die in den in Absatz 2 bestimmten Be-
reichen erhobenen Daten gespeichert werden dürfen und zwar grundsätzlich für
einen Zeitraum von acht Tagen. Diese sind spätestens 8 Tage nach Beendigung
des Spielbetriebs des Tages der Aufzeichnung zu löschen. 8 Tage gibt der Spiel-
bank ausreichend Gelegenheit, die Bänder zu prüfen, ob Manipulationen vorge-
nommen worden sind oder ob Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheb -
licher Bedeutung aufgenommen wurden. Dabei wurde berücksichtigt, dass Hin-
weise zu Manipulationen gelegentlich von Gästen nach ihrem Besuch per Post
kommen. Ebenso benötigen Warnhinweise, die von anderen Spielbankunterneh-
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men kommen, einen gewissen zeitlichen Lauf. Auch hat sich gezeigt, dass nach
Raub überfällen eine Verbindung zu dem Spielbankbesuch des Täters nicht sofort
ge sehen wird, sodass die polizeilichen Ermittlungen erst Tage später einsetzen.
Eine Speicherung von 8 Tagen stellt sicher, dass die Aufzeichnungen nicht bereits
gelöscht sind, wenn sich Verdachtsmomente ergeben. Ist dies der Fall, ist unter
den Voraussetzungen des Absatzes 5 eine längere Speicherung möglich. 

Nach Satz 2 ist eine darüber hinausgehende Speicherung dieser Daten möglich,
wenn damit eins der in Absatz 1 genannten Ziele verfolgt wird, insbesondere
Straftaten oder Manipulationen aufgedeckt und festgehalten werden, und keine
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der
betroffenen Personen beeinträchtigt werden. In diesem Fall ist auch die Übermitt-
lung und die Nutzung der erhobenen Daten zulässig. Satz 4 stellt klar, welche Per-
sonen diese Daten verarbeiten und nutzen dürfen. Dabei handelt es sich insbeson-
dere um Personen, die den ordnungsgemäßen Betrieb der Spielbank sicherzustel-
len haben, aber auch um Polizei und Staatsanwaltschaft, die für die Verfolgung
von entsprechenden Straftaten und Ordnungswidrigkeiten zuständig sind. 

Werden die erhobenen Daten über den Zeitraum von acht Tagen benötigt, 
bestimmt Absatz 5, dass sie spätestens vier Wochen nach der Datenerhebung zu
löschen sind. Werden aber die Aufzeichnungen für die Strafverfolgung oder zur
Geltendmachung von Regressansprüchen benötigt, ist eine Speicherung über ei-
nen Zeitraum von vier Wochen nach der Datenerhebung möglich.

Entsprechend § 20 a Absatz 4 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) wird in Absatz 6
bestimmt, dass betroffene Personen über die Speicherung zu benachrichtigen
sind, wenn die Videoüberwachung ihrer Person zugeordnet wird. Durch Satz 2
wird auf die Bestimmung des § 14 Absätze 2 und 3 LDSG verwiesen, in der die
Unterrichtung des Betroffenen geregelt wird und Ausnahmen von der Pflicht zur
Benachrichtigung festgelegt werden.

Da die Aufsichtsbehörde verpflichtet ist, den ordnungsgemäßen Betrieb der Spiel-
bank zu überwachen und hierzu auch der korrekte Einsatz der Videoüberwachung
zählt, normiert Absatz 7 eine Anzeigepflicht bezüglich des erstmaligen Einsatzes
der Videoüberwachung sowie von Veränderungen. In der Anzeige muss dargelegt
werden, in welchen Bereichen die Videoüberwachung erfolgt, welche der in Ab-
satz 1 genannten Zwecke damit verfolgt werden, wer für die Videoüberwachung
verantwortlich ist und ob eine Speicherung erfolgen soll.

Absatz 8 stellt klar, dass neben den Bestimmungen des § 32 das Landesdaten-
schutzgesetz in der jeweils geltenden Fassung zur Anwendung kommt.

Zu § 33 – Spielbankabgabe

Absatz 1 Satz 1 bezeichnet entsprechend Artikel 106 Absatz 2 Nummer 5 GG das
Land als Empfänger der von der die Erlaubnis innehabenden Person zu entrich-
tenden Spielbankabgabe und bestimmt deren Höhe, wobei gegenüber § 7 Spiel-
bankengesetz eine Änderung vorgenommen wird.

Die Spielbankabgabe beträgt nach bisher geltendem Landesrecht bei einem Brut-
to-Spielertrag im Kalenderjahr von bis zu 25 Millionen Euro 50 Prozent, für den
25 Millionen Euro im Kalenderjahr übersteigenden Brutto-Spielertrag bis zu 
einem Brutto-Spielertrag von 50 Millionen Euro 55 Prozent und für den 50 Mil-
lionen Euro im Kalenderjahr übersteigenden Brutto-Spielertrag 60 Prozent des
Brutto-Spielertrags. Die Neufassung des Absatzes 1 Satz 2 trägt den geänderten
ungünstigen Rahmenbedingungen beim Betrieb der Spielbanken in Baden-Würt-
temberg Rechnung. Da nach heutiger Einschätzung kaum davon auszugehen ist,
dass sich diese Situation mittel- oder langfristig verbessern wird, ist eine Herab-
setzung der fixen Abgabensätze von bisher 50 Prozent beziehungsweise 55 Pro-
zent auf 30 Prozent beziehungsweise 35 Prozent geboten. Außerdem ist im Hin-
blick auf die in den letzten Jahren zurückgegangenen und weiter rückläufigen
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Brutto-Spielerträge die bisher vorgesehene weitere Steigerung des Abgabensatzes
für über 50 Millionen Euro liegende Brutto-Spielerträge entbehrlich. Die Abga-
benpflicht bezieht sich auf den einzelnen Spielbankenstandort im Sinne des § 27
Absatz 1 Satz 1.

Der neugefasste Absatz 2 Satz 1 sieht für neueröffnete Spielbanken in den ersten
drei Betriebsjahren nur noch eine Ermäßigung der Abgabenbeträge um bis zu 
10 Prozent vor. Eine solche Ermäßigung erscheint vor dem Hintergrund der nied-
rigeren Abgabensätze des Absatzes 1 Satz 2 ausreichend. Bei der Entscheidung ist
gemäß Satz 2 auf die konkret zu erwartende Kostenbelastung der die Erlaubnis in-
nehabenden Person in der Anfangsphase einer Spielbank und insbesondere auf
deren Investitionsbereitschaft abzustellen. Satz 3 dient der Klarstellung, dass die
Ermäßigungsregelung nur dann zur Anwendung kommt, wenn eine Spielbank neu
eröffnet wird.

Absatz 3 enthält eine Ermäßigungsregelung für eine Spielbank, deren wirtschaft -
liche Entwicklung nachhaltig beeinträchtigt ist. Danach können die in Absatz 1
genannten Abgabesätze von 30 Prozent und 35 Prozent um bis zu 10 Prozent des
Brutto-Spielertrags ermäßigt werden. Die Ermäßigung wird vom Vorliegen einer
entsprechenden, auf gesicherter betriebswirtschaftlicher Grundlage beruhender
Prognose über die voraussichtliche wirtschaftliche Entwicklung der Spielbank ab-
hängig gemacht. Schließlich ist vorgesehen, dass negative wirtschaftliche Ent-
wicklungen, die von der Spielbank beziehungsweise von der die Erlaubnis in-
nehabenden Person selbst zu verantworten sind, keine Ermäßigung der Abgaben -
sätze rechtfertigen.

Der gesetzlich vorgesehene Umfang für eine mögliche Ermäßigung der Abgaben -
sätze orientiert sich an den gegenwärtigen Erkenntnissen über die insoweit vorlie-
genden wirtschaftlichen Erfordernisse. Eine Ermäßigung um bis zu 10 Prozent
des Brutto-Spielertrags erscheint unter den gegebenen Umständen sachgerecht,
weil damit die Höhe der Spielbankabgabe nach derzeitiger Einschätzung langfris -
tig so bemessen werden kann wie die Steuern, die sie nach § 6 Absatz 1 der Ver-
ordnung über öffentliche Spielbanken vom 27. Juli 1938 ersetzt. 

Mit der Möglichkeit der Ermäßigung der Abgabensätze ist gewährleistet, dass der
die Erlaubnis innehabenden Person ein nach den Grundsätzen der Wirtschaftlich-
keit ausreichender Unternehmergewinn verbleibt. Dabei bleibt der im Rahmen
des Erlaubnisverfahrens und der dabei anzulegenden Auswahlkriterien zu beach-
tende ordnungsrechtliche Abschöpfungsgedanke gewahrt.

Nach dem neuen Absatz 4 obliegt die Entscheidung über die Höhe einer eventuel-
len Ermäßigung der Abgabensätze nach Maßgabe des Absatzes 2 Satz 1 und des
Absatzes 3 Satz 1 dem Ministerium für Finanzen und Wirtschaft, das diese im Be-
nehmen mit dem Innenministerium zu treffen hat. 

Mit der Neufassung des Absatzes 5 wird der seit dem 6. Mai 2006 geänderten um-
satzsteuerlichen Behandlung der Spielbanken Rechnung getragen.

Mit der Spielbankabgabe ist unter anderem die Umsatzsteuer für die von Spiel-
banken getätigten Glücksspielumsätze abgegolten (Urteil des BFH vom 8. März
1995, BStBl. II S. 432). Demgemäß waren nach § 4 Nummer 9 Buchstabe b UStG
in der bis 5. Mai 2006 geltenden Fassung – zur Vermeidung einer Doppelbesteue-
rung – Umsätze der zugelassenen öffentlichen Spielbanken, die durch den Betrieb
der Spielbanken bedingt waren, umsatzsteuerfrei. Durch Artikel 2 in Verbindung
mit Artikel 4 des Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen
vom 28. April 2006 (BGBl. I S. 1095) wurde die Umsatzsteuerbefreiung für
Spielbankumsätze im Sinne des § 4 Nummer 9 Buchstabe b UStG mit Wirkung ab
6. Mai 2006 aufgehoben. Ab diesem Zeitpunkt unterliegen daher die Glücksspiel-
umsätze der zugelassenen öffentlichen Spielbanken der Umsatzsteuer. 

Die Erhebung von Umsatzsteuer neben der Spielbankabgabe führt insoweit zu 
einer systemwidrigen Doppelbesteuerung. Zur Vermeidung dieser Rechtsfolgen
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wird daher in Absatz 5 festgelegt, dass sich die tarifliche Spielbankabgabe um die
nach dem UStG geschuldete und entrichtete Umsatzsteuer aufgrund von Um -
sätzen, die durch den Betrieb der Spielbanken bedingt sind (sogenannte Umsatz-
steuerzahllast nach Berücksichtigung von Vorsteuerbeträgen), ermäßigt. Durch
diese Maßnahme wird erreicht, dass sich die Steuerbelastung für Spielbanken 
– im Vergleich zu der bisherigen Besteuerung – im Ergebnis nicht verändert. Die
Abgabenermäßigung hinsichtlich der relevanten Umsatzsteuer ist Bestandteil der
Steuerfestsetzung, die nach Maßgabe des § 37 Abs. 2 in Verbindung mit §§ 164,
168 der Abgabenordnung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht. 

Absatz 6 enthält eine Definition des Begriffs des Brutto-Spielertrags. Nummer 1
stellt klar, dass die täglichen Spieleinsätze nur um die den Spielern nach den
Spielregeln zustehenden Gewinne bei der Ermittlung des Brutto-Spielertrags zu
kürzen sind. Damit sollen Fälle erfasst werden, in denen Spielern, die tatsächlich
nicht gewinnberechtigt sind, Gewinne zugeschoben werden. Spiele, bei denen die
Spielbank ein Risiko trägt, sind insbesondere die Roulettespiele; kein Risiko trägt
die Spielbank etwa bei Baccara. 

Absatz 7 betrifft Besonderheiten, die im tatsächlichen Verlauf des Spielge -
schehens auftreten können und deshalb einer Regelung bedürfen. Die Beträge
gehören zu den Einnahmen der Spielbank. Ohne eine Hinzuziehung dieser Be -
träge wäre das Land an diesen beim Spiel entstehenden Einnahmen nicht beteiligt.
Dies trifft auch für Beträge zu, die nach Ende der Einsatzmöglichkeit gesetzt,
vom Spieler nicht zurückgenommen werden und bei der Spielbank verbleiben.

Der neugefasste Absatz 8 ersetzt die bisherige Regelung in § 7 Absatz 5 Spielban-
kengesetz. Diese Bestimmung, wonach falsche Spielmarken, falsche Geldscheine,
falsche Münzen und Spielmarken anderer Spielbanken nicht zum Brutto-Spieler-
trag zählen, muss geändert werden. Aus steuerrechtlicher Sicht ist es systemge-
recht, dass falsche Spielmarken, Geldscheine und Münzen sowie Spielmarken an-
derer Spielbanken den Brutto-Spielertrag nicht mindern, sondern mit dem Wert
zu berücksichtigen sind, mit dem sie am Spiel teilgenommen haben. Diese Be-
handlung findet ihre Rechtfertigung darin, dass die unbewusste oder bewusste
Entgegennahme von Falschgeld oder unzutreffender Spielmarken beim großen
Spiel durch Beschäftigte der Spielbank nicht zu Lasten der Besteuerungsgrund -
lagen gehen darf. Auf diese Weise soll u. a. gewährleistet werden, dass Betreiber
und Spielbankmitarbeiter besondere Aufmerksamkeit walten lassen müssen. Ent-
sprechendes gilt aufgrund des technischen Fortschritts (Möglichkeiten des Einsat-
zes von modernen Münzprüfern und Banknotenakzeptoren) und eines geänderten
Zahlungsverhaltens der Spielteilnehmer (z. B. Einführung von Zahlkartensyste-
men) auch für das Automatenspiel. Dem Erfordernis einer Einbeziehung des
Werts dieser Spieleinsätze in den Brutto-Spielertrag trägt der neu gefasste Absatz 8
Rechnung. Die Sachbehandlung entspricht damit der in den meisten anderen Län-
dern. Im Übrigen ist die Zahl der falschen Münzen und Geldscheine nur noch ge-
ring.

Absatz 9 lässt den Ausgleich des etwaigen Spielverlustes eines Tages mit den
Brutto-Spielerträgen der nachfolgenden 14 Tage zu. 

Zu § 34 – Weitere Leistungen

Neben der Leistung der Spielbankabgabe ist die die Erlaubnis innehabende Person
verpflichtet, auch weitere Leistungen bis zu einer gewissen Obergrenze an das
Land zu entrichten. Die Abgabenpflicht bezieht sich auf den einzelnen Spiel -
bankenstandort im Sinne des § 27 Absatz 1 Satz 1. Die Vorschrift dient dem Ziel,
zusätzliche Spielbankerträge zugunsten der Allgemeinheit abzuschöpfen, soweit
die wirtschaftliche Situation der Spielbank dies rechtfertigt. Es wird jedoch sicher -
gestellt, dass dem Erlaubnisinhaber beziehungsweise der Erlaubnisinhaberin ein
nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit ausreichender Anteil am Brutto-Spiel -
ertrag belassen wird.
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Das Bundesverfassungsgericht hat in der Begründung zu seinem Beschluss vom
19. Juli 2000 (BVerfGE 102, 197) festgestellt, dass als wichtiger Gemeinwohlbe-
lang die Zielsetzung anzuerkennen sei, Spielerträge möglichst weitgehend abzu-
schöpfen und zur Förderung sozialer, kultureller und sonstiger gemeinnütziger
Zwecke zu verwenden.

Die modifizierte Bestimmung knüpft im Grundsatz an die bisherige Regelung an,
ergänzt diese aber bei einem reduzierten festen Satz um eine gewinnbezogene
Komponente. Mit dieser kann eine zielgenaue Abschöpfung erfolgen. Daneben
verbleibt es bei einer Basisabschöpfung zu einem festen Satz.

Absatz 2 Nummer 1 sieht nunmehr neben der Spielbankabgabe eine Abschöpfung
des Brutto-Spielertrages durch das Land mittels weiterer Leistungen zu einem
festen Satz von 15 Prozent vor.

Absatz 2 Nummer 2 normiert die Pflicht, zusätzlich zu der Spielbankabgabe und
den weiteren Leistungen nach Absatz 2 Nummer 1 eine Gewinnabgabe zu ent-
richten, deren Bemessungsgrundlage in Absatz 3 definiert und mit einem Steuer-
satz von 95 Prozent auf diese Bemessungsgrundlage festgelegt wird. 

Absatz 3 definiert als Bemessungsgrundlage für die Gewinnabgabe grundsätzlich
das nach dem Handelsgesetzbuch zu ermittelnde Jahresergebnis (Jahresüber-
schuss oder Jahresfehlbetrag) der die Erlaubnis innehabenden Person. Dieses ist
zu erhöhen um Aufwendungen im Zusammenhang mit der Überlassung von Ka -
pital (insbesondere Zinsen, Bearbeitungsgebühren, Aufwendungen aus der Inan-
spruchnahme von Sicherheiten oder Bürgschaften, Darlehensverluste) durch ei-
nen Gesellschafter der die Erlaubnis innehabenden Person oder durch ein Kredit-
institut, dessen Hauptanteilseigner Gesellschafter der die Erlaubnis innehabenden
Person ist. Damit soll verhindert werden, dass aus Gründen der Steuerminimie-
rung eine Kapitalisierung der Spielbank auf Basis von vermeintlichem Fremdka-
pital erfolgt. Ferner ist das Jahresergebnis zu erhöhen um Aufwendungen für
Tätigkeiten im Dienst der Gesellschaft oder im Zusammenhang mit der Überlas-
sung von Wirtschaftsgütern, Nutzungen oder Leistungen, soweit diese oder die zu-
grunde liegenden Vereinbarungen nicht verkehrsüblich sind, um auch hier Gestal-
tungsspielräume zur Steuerminimierung zu schließen. Andererseits muss aber auch
eine angemessene Verzinsung des notwendigen Eigenkapitals sichergestellt wer-
den. Zu diesem Zweck wird angeordnet, dass die Bemessungsgrundlage um 5 Pro-
zent der Summe aus Kapital und Rücklagen, soweit diese Kapitalanteile zur Auf-
rechterhaltung des notwendigen Spielbetriebs erforderlich sind, gemindert wird. 

Dem Umstand, dass der Spielbankenbetrieb überhaupt wirtschaftlich möglich sein
muss, ist es geschuldet, dass nur 95 Prozent des verbleibenden Jahresergebnisses
abgeschöpft werden.

Mit der insgesamt vorgesehenen Gesamtbelastung wird auch weiterhin dem vom
Bundesverfassungsgericht hervorgehobenen Gesichtspunkt einer höchstmöglichen
Abschöpfung des Brutto-Spielertrags Rechnung getragen. 

Zu § 35 – Zuwendungen, Tronc

Es entspricht internationalem Brauch, dass Besucher einer Spielbank den Be -
diens teten Geldbeträge in bedeutender Höhe zuwenden. Um die Gefahr auszu -
schließen, dass durch derartige Zuwendungen der Spielverlauf beeinflusst wird,
ist ein Verbot der persönlichen Annahme solcher Zuwendungen für das spieltech -
nische Personal (insbesondere Croupiers) und für Kassierer beziehungsweise
Kassiererinnen unbedingt erforderlich. Die dem Personal zugedachten Zuwen-
dungen sind daher dem sogenannten Tronc zuzuführen. Der Tronc dient der Fi-
nanzierung der Personalkosten der Spielbank. 

In Absatz 1 wird bestimmt, dass Spieltechniker und -technikerinnen sowie Kas-
sierer und Kassiererinnen Zuwendungen annehmen dürfen, wenn diese dem
Tronc zugeführt werden.
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Nach Absatz 2 hat die die Erlaubnis innehabende Person den Tronc treuhände-
risch zu verwalten. Der Tronc ist nach Maßgabe der tarif- und arbeitsrechtlichen
Vereinbarungen zu verwenden.

§ 35 sieht im Gegensatz zu § 9 Spielbankengesetz keine Abschöpfung des Tronc
in Form der Troncabgabe mehr vor.

Eine Troncabschöpfung war bereits durch das Gesetz über die Erhebung einer
Troncabgabe in öffentlichen Spielbanken vom 27. Oktober 1981 (GBl. S. 509)
vorgeschrieben. Die Regelungen über die Troncabgabe entsprachen materiell der
Rechtslage, wie sie sich nach dem genannten Gesetz ergab. Der VGH Baden-
Württemberg hatte in seinem Urteil vom 1. März 1984, Az.: 14 S 1414/83 die
Rechtmäßigkeit dieses Gesetzes bestätigt. Eine hiergegen gerichtete Nichtzu -
lassungsbeschwerde wurde vom Bundesverwaltungsgericht mit Beschluss vom 
3. Dezember 1984 (BVerwG 8 B 87.84) zurückgewiesen.

Die Entwicklung auf dem Spielbankensektor war bereits 2001 bundesweit von 
einem Rückgang des Großen Spiels gekennzeichnet, der sich nach allen fach -
lichen Prognosen weiter fortsetzen wird. Mit dieser Entwicklung ist ein Rückgang
des Troncaufkommens einhergegangen mit der Folge, dass dieses Aufkommen
nicht mehr ausreichte, die Kosten des bei der jeweiligen Spielbank beschäftigten
Personals zu bestreiten. Eine Reihe anderer Bundesländer ist deshalb dazu über-
gegangen, im Vergleich zu Baden-Württemberg niedrigere Abgabensätze vorzu-
sehen beziehungsweise von der Erhebung einer Troncabgabe gänzlich abzusehen.
Hinter dieser Vorgehensweise stand auch die Erkenntnis, dass andernfalls ein Er-
lass der Troncabgabe im Besteuerungsweg oder eine spielbankabgabenwirksame
Sonderbelastung des Spielbankunternehmens entstünde. Diese Situation galt auch
für die Spielbanken im Lande. Durch das Gesetz zur Änderung des Spielbanken-
gesetzes wurde daher vorgesehen, die Troncabgabe ab dem Jahr 2002 schrittweise
abzubauen. Sie ist ab dem Jahr 2005 gänzlich entfallen. Die bisherigen Absätze,
die Regelungen zur Troncabgabe enthielten, sind daher entbehrlich und konnten
ersatzlos entfallen.

Zu § 36 – Verwendung der Erträge

Die Vorschrift regelt die Verwendung der Erträge des Landes aus den Spielban-
ken. Das sind die 

– Spielbankabgabe (§ 33), 

– weiteren Leistungen (§ 34) sowie

– dem Land zufließenden Gewinnausschüttungen des Erlaubnisinhabers.

Satz 1 sieht eine Zweckbindung von mindestens 50 % dieser Erträge für die För-
derung bestimmter Zwecke vor. Im Vergleich zu der bisherigen entsprechenden
Regelung im Spielbankengesetz wurde der Zusatz aufgenommen, dass maximal
100 Prozent dieser Erträge für die Förderung bestimmter Zwecke zu verwenden
sind. Innerhalb dieser Verwendungszwecke sind die Belange der Standortgemein-
den angemessen zu berücksichtigen.

Die Zweckbindung eines Teils der Erträge zu Gunsten der staatlichen Heilbäder,
der Förderung des Fremdenverkehrs, der Kulturförderung sowie sonstiger ge -
meinnütziger Zwecke entspricht der bisherigen Verwendung der Mittel aus der
Spielbankabgabe und den weiteren Abgaben. Hieran soll festgehalten werden. In
die Kulturförderung sollen insbesondere weiterhin die staatlichen Kulturdenk -
male, die Denkmalstiftung und die Museumsstiftung Baden-Württemberg ein -
bezogen werden. Darüber hinaus wird am Verwendungszweck der Finanzierung
eines Infrastrukturfonds, aus dem insbesondere Maßnahmen in Bereichen Umwelt
und Verkehr gefördert werden, festgehalten.

Die Entscheidung über die Aufteilung der Mittel auf die einzelnen Verwendungs-
zwecke soll im Rahmen des jeweiligen Staatshaushaltsgesetzes erfolgen.
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Die Verwendung der Erträge, die nicht für die vorstehenden Verwendungszwecke
verwandt werden, soll ebenfalls im Rahmen des jeweiligen Staatshaushaltsgeset-
zes festgelegt werden.

Zu § 37 – Abgaberechtliche Pflichten, Fälligkeit der Abgaben

Absatz 1 regelt die täglichen Feststellungs- und Aufzeichnungsverpflichtungen,
die die Erlaubnis innehabende Person treffen. 

Absätze 2 und 3 enthalten die Verpflichtung der die Erlaubnis innehabenden Per-
son, die Spielbankabgabe und die weiteren Leistungen selbst zu berechnen und
hierüber Anmeldungen abzugeben. Ferner werden die Abgabetermine für diese
Anmeldungen sowie Entstehung und Fälligkeit der Abgabenschuld bestimmt. Als
Veränderung gegenüber der seither geltenden Regelung wird die tägliche Anmel-
dung auf ein Monatsanmeldungssystem analog der Umsatzsteuer umgestellt. 

Eine Jahreserklärung analog der Umsatzsteuer (Absatz 4) ist für die gewinnab-
hängige Komponente der weiteren Leistung erforderlich, da das handelsrechtliche
Jahresergebnis erst im Folgejahr abschließend feststeht. Für die Spielbankabgabe
und die gewinnunabhängige weitere Leistung ist eine Jahreserklärung entbehrlich,
da es sich um einen vergleichsweise einfachen Besteuerungsansatz handelt.

Durch die Regelung in § 33 Absatz 5, wonach nur die entrichtete Umsatzsteuer
verrechnet werden darf, ist gewährleistet, dass die Spielbankabgabe erst nach Be-
zahlung reduziert werden darf. Damit ist auch eine Verrechnung frühestens im
Folgemonat nach Tatbestandsverwirklichung möglich.

Mit der Neuregelung ist ein nicht unerheblicher Bürokratieabbau für das zustän -
dige Finanzamt und die die Erlaubnis innehabende Person verbunden. Die Ab-
standnahme von einer täglichen Abführung erscheint vertretbar, zumal die die Er-
laubnis innehabende Person aufgrund des Erlaubnisverfahrens einer Zuverlässig-
keitsprüfung unterzogen wurde.

Absatz 5 regelt, wer die Anmeldungen im Sinne der Absätze 2 bis 4 zu unter-
zeichnen hat und stellt klar, dass diese Anmeldungen als Steueranmeldungen im
Sinne der Abgabenordnung gelten. Derartige Steueranmeldungen stehen einer
Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleich.

Zu § 38 – Abgabenrechtliche Verfahrensvorschriften

Absatz 1 normiert die sachliche Zuständigkeit der Finanzämter für die Erhebung
der Spielbankabgabe einschließlich der weiteren Leistungen. Die örtliche Zustän-
digkeit richtet sich nach dem Ort der Geschäftsleitung der jeweiligen die Erlaub-
nis innehabenden Person. Nach § 17 Absatz 2 Satz 3 des Finanzverwaltungsgeset-
zes kann durch Rechtsverordnung auch die Zuständigkeit eines anderen Finanz-
amts begründet werden, wenn hierdurch der Vollzug der Aufgaben verbessert
oder erleichtert wird.

Absatz 2 regelt die sinngemäße Anwendung der Abgabenordnung. Die Aufsichts -
tätigkeit der Finanzämter findet in entsprechender Anwendung der §§ 210, 211 der
Abgabenordnung statt. Die Finanzämter können sich bei dieser Überwachungs -
tätigkeit auch Dritter bedienen. Die ständige Überwachung des Spielbetriebs hat in
den Geschäftsräumen der Spielbank zu erfolgen. Dies kann bei Vorliegen der Vo -
raussetzung des § 210 Absatz 2 der Abgabenordnung zu Eingriffen in das Grund-
recht aus Artikel 13 GG führen, da auch Geschäftsräume zur „Wohnung“ im Sinne
von dieser Verfassungsbestimmung gehören. Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 GG be-
stimmt, dass auf die Einschränkung des betroffenen Grundrechts der Unverletz-
lichkeit der Wohnung im Gesetz ausdrücklich hinzuweisen ist, was durch Satz 4
erfolgt.
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Zu § 39 – Landesrechtliche Steuerbefreiung

Mit der Spielbankabgabe sollen alle Steuern, die mit dem Spielbankbetrieb zu-
sammenhängen, abgegolten werden. Nach § 6 Absatz 1 der Verordnung über öf-
fentliche Spielbanken, die insoweit als Bundesrecht fortgilt, ist der Spielbankun-
ternehmer für den Betrieb der Spielbank von den laufenden Steuern des Bundes,
die vom Einkommen und vom Vermögen erhoben werden, sowie von der Lotte-
riesteuer befreit. Diese Befreiung wird durch § 39 auf diejenigen Steuern ausge-
dehnt, die der Gesetzgebung des Landes unterliegen. Satz 2 stellt klar, dass sich
die Befreiung auch auf örtliche Verbrauchs- und Aufwandsteuern im Sinne von 
§ 9 Absatz 4 des Kommunalabgabengesetzes erstreckt. Die Gemeinden haben
deshalb zum Beispiel keine Möglichkeit, die zugelassenen Spielbanken zur Ver -
gnügungssteuer heranzuziehen. 

Abschnitt 7:

Spielhallen

Zu § 40 – Begriffsbestimmung

Die Begriffsdefinition für die Spielhalle knüpft an die Formulierung in § 33 i der
Gewerbeordnung an, die ihren Niederschlag in Artikel 1 § 3 Absatz 7 Erster
GlüÄndStV gefunden hat. Bereits in Artikel 1 § 2 Absatz 3 Erster GlüÄndStV hat
diese Definition insofern eine Einschränkung erfahren, als der Betrieb reiner Un-
terhaltungsspielgeräte wie Flipper, Tischfußball, Darts oder Billard eine Erlaub-
nispflicht nicht auslöst und damit nicht Regelungsgegenstand des Gesetzes ist.
Dies berücksichtigt die Auffassung der Europäischen Kommission im Vertragsver-
letzungsverfahren Nummer 2010/4143, wonach die Erlaubnispflicht für Spielstät-
ten, in denen lediglich Unterhaltungsspielgeräte angeboten werden, als Erbringung
einer Dienstleistung angesehen wird, die der Dienstleistungsrichtlinie unterfällt, ei-
ne Erlaubnispflicht für solche Betriebe aber eine unverhältnismäßige Beschrän-
kung der Dienstleistungsfreiheit bedeuten würde. Vor diesem Hintergrund und
auch in Anbetracht der deutlich höheren Suchtgefahr, die vor allem von Geldspiel-
geräten ausgeht, legt das Gesetz daher seinen Fokus auf solche Spielhallen, die der
Aufstellung von Geld- oder Warenspielgeräten mit Gewinnmöglichkeit oder der
Durchführung anderer Spiele nach § 33 d der Gewerbeordnung dienen. Da der in
§ 33 i der Gewerbeordnung verwendete Begriff des „ähnlichen Unternehmens“ in
der Praxis keine Relevanz besitzt und solche Unternehmen ohnehin als Spielhalle
eingestuft werden, wurde von einer weiteren Verwendung des Begriffs auch aus
Gründen der sprachlichen Klarheit des Gesetzes Abstand genommen.

Die Definition des Geld- oder Warenspielgerätes mit Gewinnmöglichkeit obliegt
auch nach der Föderalismusreform I dem Bund und gehört nicht zum Recht der
Spielhallen im Sinne von Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG. Satz 2 nimmt in-
sofern keine eigenständige Definition vor. 

Unter Erprobungsgeräten sind solche Geräte zu verstehen, die den gerätespezifi-
schen Vorgaben nach der Spielverordnung entsprechen, die aber von der Physika-
lisch-Technischen Bundesanstalt noch nicht zugelassen sind und zur Erprobung
mit Billigung der örtlich zuständigen Behörden in einer Spielhalle aufgestellt und
betrieben werden. Mit der Formulierung wird gleichzeitig klargestellt, dass solche
Testgeräte auf die Zahl der maximal zulässigen Geräte anzurechnen sind.

Zu § 41 – Erlaubnis für Spielhallen

Absatz 1 unterstellt im Einklang mit der bisherigen Rechtslage den Betrieb einer
Spielhalle der generellen Erlaubnispflicht, deren Voraussetzungen künftig allein
in diesem Gesetz geregelt sind. Gleichzeitig wird klargestellt, dass weitere Ge-
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nehmigungserfordernisse wie zum Beispiel nach Baurecht, der Geräteaufstellerer-
laubnis nach § 33 c Absatz 1 beziehungsweise der Geeignetheitsbestätigung nach
§ 33 c Absatz 3 der Gewerbeordnung weiterhin Gültigkeit haben. Die Erlaubnis
nach § 41 gilt gleichzeitig als Erlaubnis im Sinne von Artikel 1 § 4 Absatz 1 und 
§ 24 Absatz 1 des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages. Sie ist, wie dort in
Artikel 1 § 24 Absatz 2 Satz 2 Erster GlüÄndStV vorgesehen, befristet, und zwar
auf 15 Jahre. Diese Frist entspricht der für die Erteilung von Spielbankerlaubnis-
sen gültigen Regelung in § 28 Absatz 6 Satz 1 und gewährt eine hinreichende
Amortisationsfrist für die bei Errichtung einer Spielhalle getätigten Investitionen. 

In Absatz 2 werden die Erlaubnisvoraussetzungen für den Betrieb einer Spielhalle
aufgestellt, wobei zunächst die in § 2 aufgestellten Erlaubnisvoraussetzungen er-
füllt sein müssen, bevor weitere spielhallenspezifische Versagungsgründe aufge -
lis tet werden. 

Absatz 2 knüpft in den Nummern 1 und 4 an die bisherige Rechtslage nach § 33 i
Absatz 2 Nummern 1 und 3 der Gewerbeordnung an. Durch den Verweis auf § 42
in Nummer 2 der Vorschrift werden diese Versagungsgründe ergänzt um die
durch Artikel 1 § 25 Absätze 1 und 2 Erster GlüÄndStV vorgegebenen Kriterien
des Verbots von Mehrfachkonzessionen und Mindestabständen zwischen einzel-
nen Spielhallen. Hinzu kommt eine Abstandsregelung zu Schulen und Jugendein-
richtungen (§ 42 Absatz 3). 

Nach Nummer 3 muss künftig im Antragsverfahren ein Sozialkonzept vorgelegt
werden, dessen näherer Inhalt in § 7 des Gesetzes umschrieben ist. Dieses Sozial-
konzept ist mit den anderen Antragsunterlagen der örtlich zuständigen Behörde
vorzulegen, die inhaltlich-fachliche Prüfung des Konzepts erfolgt jedoch durch
die Glücksspielaufsicht beim Regierungspräsidium Karlsruhe. Dieses verfügt auf-
grund seiner Erfahrungen als Vorort-Regierungspräsidium über einschlägige
Fachkenntnisse, die in dieser Form und diesem Umfang bei den örtlichen Behör-
den nicht vorhanden sind. Die Erteilung der Erlaubnis erfolgt, sofern keine sonsti-
gen Versagungsgründe gegeben sind, erst dann, wenn das Regierungspräsidium
Karlsruhe das ihm von der zuständigen örtlichen Behörde übermittelte Sozialkon-
zept nicht beanstandet hat. Dies wird durch die Regelung in Absatz 3, wonach die
Erlaubnis im Einvernehmen mit der Glücksspielaufsichtsbehörde nach § 47 Ab-
satz 1 erteilt wird, klargestellt.

Die Pflicht zur Vorlage eines Sozialkonzeptes ist für den Bereich der Spielhallen
neu. Sie wird von Artikel 1 § 6 Sätze 2 und 3 Erster GlüÄndStV vorgegeben. Im
Bereich des staatlichen Spiels liegen Erfahrungswerte dafür vor, wie solche Kon-
zepte gestaltet werden können. Mit der Benennung verantwortlicher Personen und
dem Nachweiserfordernis über die Schulung des Aufsichtspersonals sind wesent-
liche Kriterien genannt. Die näheren Details zu den Mindestanforderungen an ein
Sozialkonzept sind § 7 zu entnehmen. Einen wichtigen Anhaltspunkt liefern die
„Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung von Glücksspielsucht“, die als
Anhang dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag beigefügt sind. 

Es wird bewusst davon Abstand genommen, die inhaltliche Bestimmung von So-
zialkonzepten allein einer Stelle vorzubehalten. Zum einen hat die Automaten-
branche bereits im Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens die Entwicklung von
Sozialkonzepten in Angriff genommen. Zum andern gibt es eine Vielzahl ein-
schlägig erfahrener Institutionen, die solche Konzepte erarbeiten können. Es steht
Spielhallenbetreibern aber auch frei, das für ihren Betrieb geeignete Konzept
selbst zu entwickeln, wobei vorhandene Konzepte als Vorlage dienen können. 

Die Nichtvorlage eines Sozialkonzeptes im Erlaubnisverfahren stellt nach § 41
Absatz 2 Nummer 3 einen zwingenden Versagungsgrund dar. Die inhaltlich-fach-
liche Prüfung eines Sozialkonzeptes wird (siehe § 47 Absatz 5 Satz 3) der Glücks-
spielaufsicht des Regierungspräsidiums Karlsruhe übertragen. Die für die Durch-
führung des Siebten Abschnitts zuständigen örtlichen Gewerbebehörden verfügen
anders als das Regierungspräsidium nicht über die fachliche Kompetenz, um ein
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Sozialkonzept hinreichend beurteilen zu können. Eine entsprechende fachliche
Kompetenz aufzubauen, wäre mit hohem Personal- und Sachaufwand verbunden
und in Anbetracht der Struktur der zuständigen Gewerbebehörden kaum zumut-
bar. 

Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes bereits bestehenden Spiel -
hallen kann die Vorlage eines Sozialkonzeptes durch eine nachträgliche Auflage
zur erteilten Erlaubnis nachgefordert werden. Angesichts des damit verbundenen
Aufwands und der hohen Zahl betroffener Betriebe und des Schulungsbedarfs ist
allerdings eine Übergangsvorschrift vorgesehen.

Die Befugnis, eine Erlaubnis für Spielhallen mit Nebenbestimmungen zu verse-
hen, ergibt sich aus der für alle Erlaubnistatbestände nach diesem Gesetz gültigen
Regelung in § 2 Absatz 4. Auch das Verbot der Überlassung einer erteilten Ge-
nehmigung zur Ausübung an Dritte nach § 2 Absatz 7 und die Pflicht zur Mittei-
lung erlaubnisrelevanter Tatsachen nach § 2 Absatz 8 gelten für Erlaubnisse für
Spielhallen.

Absatz 4 ermöglicht den Widerruf, wenn im Nachhinein Tatsachen eintreten, die
ein Versagen der Erlaubnis gerechtfertigt hätten oder wenn der Betreiber schwer-
wiegend gegen eine Verpflichtung verstoßen hat, die ihm nach dem Gesetz oder
aufgrund der erteilten Erlaubnis obliegen.

Zu § 42 – Anforderungen an die Errichtung von Spielhallen 

Absatz 1 legt den Mindestabstand zwischen einzelnen Spielhallen fest. Die nähere
Festlegung des Abstands hatte Artikel 1 § 25 Absatz 1 Erster GlüÄndStV den
Ländern überlassen. Die Abstandsregelung flankiert das in Absatz 2 enthaltene,
Artikel 1 § 25 Absatz 2 Erster GlüÄndStV entnommene Verbot sogenannter
Mehrfachkonzessionen. Mit diesem soll verhindert werden, dass sich innerhalb
eines Gebäudes oder eines Gebäudekomplexes wie z. B. eines Einkaufszentrums
mehrere Spielhallen ansiedeln. Das tragende Motiv der Regelung ist, dass Spiel-
hallen nicht in unmittelbarer Nachbarschaft zueinander, gewissermaßen „Tür an
Tür“ mit der Folge einer Ballung dieser Betriebe entstehen sollen. Dieses Phäno-
men war insbesondere nach dem Inkrafttreten der Fünften Änderung der Spielver-
ordnung zum 1. Januar 2006 massiv und bundesweit zu beobachten. Das Zusam-
menwirken beider Vorgaben soll der spielenden Person nach Verlassen einer
Spielhalle die Möglichkeit eröffnen, einen inneren Abstand vom gerade been -
deten Spiel an einem Geldspielgerät oder der Teilnahme an einem anderen Spiel
zu finden. Sie soll die Chance erhalten, ihr Verhalten zu reflektieren und zu einer
möglichst unbeeinflussten Eigenentscheidung kommen, ob sie das Spiel fortset-
zen möchte. Die darin liegende Beschränkung von Spielhallenbetreibern in ihrer
Berufsausübungsfreiheit ist aus Gründen des Spielerschutzes gerechtfertigt. Be-
reits das bisherige Recht war darauf ausgelegt, die Anhäufung von Spielhallen,
sogenannte „Mehrfachkonzessionen“, zu verhindern. Allerdings hat die Praxis ge-
zeigt, dass die im Gewerberecht hierzu entwickelten Kriterien nicht ausreichend
waren.

Die Abstandsbestimmung in Absatz 1 ist verbindlich, eine Abweichungsmöglich-
keit durch Entscheidung der örtlichen Behörden ist bewusst nicht vorgesehen.
Insgesamt dient diese Lösung einer – bezogen auf das Land – konsistenten Durch-
setzung der ordnungsrechtlichen Vorstellungen des Landesgesetzgebers und ver-
meidet eine disperse Entwicklung aufgrund von unterschiedlichen Entscheidun-
gen auf örtlicher Ebene.

Absatz 3 enthält – über den Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag hinaus -
gehend – eine spezielle Ausformulierung des Jugendschutzgedankens, indem ein
Mindestabstand von 500 m zu solchen Einrichtungen vorgesehen ist, die dem
Aufenthalt von Kindern oder Jugendlichen dienen. Hierzu zählen insbesondere
Schulen oder Jugendheime sowie Einrichtungen für den Schulsport. Nicht hierzu
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zählen Kindertagesstätten, Kinderkrippen oder Spielplätze, da der Schutzzweck
der Norm darin besteht, Jugendliche vor den Gefahren der Spielsucht zu schützen.
Hingegen sind Kinder, die solche Einrichtungen nutzen, aufgrund ihres Entwick-
lungsstandes nicht in der Lage, diese Gefahren zu realisieren und daher insoweit
nicht schutzbedürftig. Schon nach bisher bestehender Rechtslage konnte eine Er-
laubnis für eine Spielhalle nach § 33 i Absatz 2 Nummer 3 der Gewerbeordnung
versagt werden, wenn der Betrieb des Gewerbes eine Gefährdung der Jugend be-
fürchten lässt (siehe § 41 Absatz 2 Nummer 4). Aufgrund ihrer abstrakten Fas-
sung war die Vorschrift jedoch nur in besonders herausgehobenen Fällen anwend-
bar, beispielsweise bei unmittelbarer Nachbarschaft einer Spielhalle zu einer
Schule oder einem Jugendheim. Nunmehr ist der Mindestabstand zu bestehenden
Kinder- und Jugendeinrichtungen landesrechtlich aus suchtpräventiven Gesichts-
punkten verbindlich festgelegt.

Zu § 43 – Anforderungen an die Ausübung des Betriebs

Die Regelung des Absatzes 1, wonach die die Erlaubnis innehabende Person
dafür zu sorgen hat, dass sich in der Spielhalle keine Kinder und Jugendliche auf-
halten, dient dem Jugendschutz. Auch der Aufenthalt gesperrter Personen in der
Spielhalle ist im Interesse der Suchtprävention und des Spielerschutzes zu verhin-
dern.

In Satz 2 werden, um dies zu gewährleisten, Einlasskontrollen und der Abgleich
mit der zentralen Sperrdatei nach dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag
vorgesehen. Angesichts des hohen Suchtpotentials, das Automatenspiele besitzen,
ist es gerechtfertigt, einen Abgleich mit der Sperrdatei vorzusehen.

Die Baden-Württemberg Studie zeigt, dass gerade in den Spielhallen Menschen
mit Glücksspielsuchtproblemen anzutreffen sind. Von 471 bisher ausgewerteten
befragten pathologischen Glücksspielern geben 57,7 % an, dass das Automaten-
spiel in Spielhallen (und Gaststätten) ihre ausschließliche Spielform ist. Weitere
34,6 % geben das Automatenspiel in Spielhallen (und Gaststätten) und weitere
Spielformen als problematische Spielform an (ZI Mannheim, Stand 20. Januar
2012). Um diese Spieler davor zu bewahren, dass sich ihr Suchtverhalten weiter
verfestigt, ist es besonders wichtig, dass auch in Spielhallen eine Spielersperre zur
Geltung kommt. Dieses Ziel wird durch den Datenabgleich mit der Sperrdatei er-
reicht.

Erste Daten von Meyer und Hayer 2010 deuten an, dass in Spielbanken gesperrte
Spielerinnen und Spieler zum Teil in Spielhallen ausweichen. Um dies zum
Schutze der Spielerinnen und Spieler zu verhindern, ist es erforderlich, die Wirk-
samkeit des bestehenden spielformenübergreifenden Sperrsystems zu erhöhen
und es auch auf die Spielhallen auszudehnen.

Die Spielersperre ist eine erfolgversprechende Interventionsform und schadens-
minimierende Maßnahme für problematische und pathologische Spielerinnen und
Spieler. Sie ist eine externe Barriere, die einen inneren Veränderungsprozess an-
regen kann. Sie ist ein unterstützendes Hilfswerkzeug zur Verhaltensänderung
und damit ein wichtiges Element im Rahmen einer erfolgreichen Glücksspiel-
suchtprävention. 

Die Hauptmotive, die zu einer selbst veranlassten Sperre führen, sind übermäßige
Verluste beim Glücksspiel sowie der unkontrollierbare Drang zum Spielen. Dies
bedeutet, dass Spielerinnen und Spieler, die eine Selbstsperre veranlassen, in 
hohem Maße belastet sind. Nach einer Stichprobe von Meyer und Hayer 2010
konnten drei Viertel der gesperrten Spieler nach den DSM-IV-Kriterien als
problema tische oder pathologische Glücksspieler eingestuft werden. Einer Spie-
lersperre geht in der Regel eine Ambivalenzphase voraus. Diese ist dadurch ge-
prägt, dass das Verlangen nach dem Glücksspiel zum Teil vielfältigen aber erfolg-
losen Versuchen, abstinent zu leben, gegenübersteht. Der Spielersperre folgt re-
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gelmäßig eine Verbesserung der verschiedenen Parameter des Spielverhaltens (Ver-
langen, emotionale Belastung, Einbuße an Lebensqualität) sowie des glücksspielbe-
zogenen Problemstatus (Meyer und Hayer 2010, Nelson et al. 2009). Aus der Studie
von Nelson et al. 2009 geht hervor, dass 13 Prozent der Befragten seit der Selbst-
sperre nicht mehr spielten, 40 Prozent waren die letzten sechs Monate vor der Be-
fragung abstinent. Bei keinem der Befragten hat sich die Spielintensität oder Spiel-
häufigkeit erhöht. Die positiven Veränderungen sind bereits nach vier Wochen evi-
dent und auch nach einem Jahr noch wirksam (Meyer und Hayer 2010). 

Nach diesen Studien gehen die gewünschten Effekte von Spielersperren aus.
Auch unter diesem Gesichtspunkt ist es erforderlich, der Spielersperre zum
Schutze der Spieler eine möglichst breite Wirkung zu verschaffen.3

Nach Artikel 1 § 2 Absatz 3 Erster GlüÄndStV gelten mehrere Vorschriften aus
dessen Ersten Abschnitt auch für Spielhallen. Hierzu gehören die Artikel 1 § 6
und 7 Erster GlüÄndStV, die Vorgaben für das Sozialkonzept und zur Aufklärung
von Spielerinnen und Spielern enthalten. Die dortigen Vorgaben werden, soweit
sie für Spielhallen einschlägig sind, in § 43 Absatz 2 übernommen. Satz 1 ent-
spricht Artikel 1 § 6 Satz 1 Erster GlüÄndStV, Satz 2 knüpft an dessen § 7 an.
Zwar kennt bereits § 6 Absatz 4 Satz 2 der Spielverordnung eine Verpflichtung
des Aufstellers von Geldspielgeräten, in einer Spielhalle Informationsmaterial
über Risiken des übermäßigen Spielens sichtbar auszulegen. Die Formulierung in
Satz 2 stellt demgegenüber eine Präzisierung dar und ermöglicht zusätzlich zur
Auslage von Informationsmaterial weitere Möglichkeiten, wie dieser Informa -
tionspflicht nachgekommen werden kann.

Mit dem Verbot in Absatz 3 soll erreicht werden, dass eine Spielerin oder ein
Spieler, der das mitgeführte Geld verspielt hat, sich in einer Spielhalle nicht ohne
Weiteres mit frischem Bargeld eindecken kann. In einer solchen Situation, in der
die gängigen Steuerungsmechanismen für vernünftiges Handeln beeinträchtigt
sein können, soll die Person vielmehr dazu veranlasst werden, die Spielhalle zu
verlassen. Dies gibt ihr die Möglichkeit, von der bisherigen Umgebung unbeein-
trächtigt und mit gewissem zeitlichen Abstand zu überdenken, ob sie das verlust-
reiche Spiel tatsächlich fortführen oder doch beenden will. Der Ausschluss auch
der Duldung von entsprechenden Geräten soll Umgehungen verhindern. Das Ver-
bot der Kreditgewährung nach § 8 gilt ohnehin. 

Das Verbot des Aufstellens und Betriebs von Geräten, an denen die Teilnahme
am Glücksspiel im Internet ermöglicht wird, in Absatz 4 entspricht der bisherigen
Rechtslage. Damit ist gleichzeitig klargestellt, dass in Spielhallen nur der Betrieb
solcher Geräte zulässig ist, wie sie in § 40 genannt und von der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt zugelassen sind. 

Das Verbot, in Spielhallen Wetten abzuschließen, greift die Vorgabe von Artikel 1
§ 21 Absatz 2 Erster GlüÄndStV auf, wonach in Gebäuden oder Gebäudekom -
plexen, in denen sich eine Spielhalle befindet, Sportwetten nicht vermittelt wer-
den dürfen. 

Mit der Regelung des Absatzes 5 soll Umgehungsversuchen vorgebeugt werden,
die bereits Gegenstand konkreter Verfahren vor den Verwaltungsbehörden sind.
Diese sind dadurch gekennzeichnet, dass in den Räumen einer Spielhalle während
der für Spielhallen gültigen Sperrzeit ein Gaststättenbetrieb aufgenommen wer-
den soll, für den wiederum kürzere Sperrzeiten gelten würden. Der Hauptzweck
dieser Betriebsänderung dürfte hingegen vor allem darin bestehen, in der Gast-

_____________________________________

3 Quellen: Gerhard Meyer, Tobias Hayer: Die Effektivität der Spielsperre als Maßnahme des
Spielerschutzes. Eine empirische Untersuchung von gesperrten Spielern. Verlag Peter Lang,
Frankfurt am Main, 2010, Sarah E. Nelson, John H. Kleschinsky, Richard A. LaBrie, Sara 
Kaplan, Howard J. Shaffer: One Decade of Self Exclusion: Missouri Casino Self-Excluders
Four to Ten Years after Enrollment 2009 in Gambling Studies, Jahr 2010, Ausgabe 26, Seiten
129 bis 144.
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stätte weiterhin Geldspielgeräte zu betreiben. Denn nach § 3 Absatz 1 Satz 1 der
Spielverordnung dürfen in Schank- und Speisewirtschaften bis zu drei Geldspiel-
geräte aufgestellt werden. Mit solchen Gestaltungen würde zum einen die Sperr-
zeitregelung nach § 46 Absatz 1 konterkariert, zum anderen besteht in hohem
Maße aufgrund der Erfahrungen der örtlichen Behörden die Gefahr des Miss -
brauchs insofern, dass in dem Betrieb die Zahl der aufgestellten Geldspielgeräte
nicht im erforderlichen Umfang auf maximal drei reduziert wird. Zudem belegen
die Erfahrungen der letzten Jahre, insbesondere seit dem Inkrafttreten der Fünften
Änderung der Spielverordnung vom 17. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3495) zum 
1. Januar 2006, eine klare Tendenz dahingehend, Betriebe als Schank- und Spei-
sewirtschaft zu deklarieren mit dem alleinigen Ziel, in diesen Geldspielgeräte auf-
zustellen. Tatsächlich liegt in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle kein Gas -
tronomiebetrieb vor, was nach den einschlägigen Vorgaben der Spielverordnung
aber Voraussetzung für eine entsprechende Geeignetheitsbestätigung nach § 33 c
Absatz 3 der Gewerbeordnung wäre. Um solchen Umgehungsversuchen von
vornherein wirksam zu begegnen und gleichzeitig eine klare Trennung der Be-
triebsarten zu erreichen, in denen Geldspielgeräte aufgestellt werden dürfen
(Spielhallen, Schank- und Speisewirtschaften, Wettannahmestellen der kon -
zessionierten Buchmacher), ist eine entsprechende Einschränkung daher ange-
messen. 

Zu § 44 – Anforderungen an die Werbung und Ausgestaltung

Die Regelung zur äußeren Gestaltung einer Spielhalle in Absatz 1 greift Artikel 1
§ 26 Absatz 1 Erster GlüÄndStV auf, bringt aber dessen aus der Begründung er-
sichtlichen Willen klarer zum Ausdruck. Danach ist nicht jede Form von Wer-
bung verboten, insbesondere bleibt eine Information darüber, dass es sich bei dem
Betrieb um eine gewerbliche Spielhalle handelt, zulässig. Zu vermeiden ist aber
ein übertriebener Anlockeffekt durch besonders plakative Gestaltung an den Fens -
tern oder der Fassade. Ein übermäßiges Anlocken kann sich auch aus intensiver
Werbung mit den erzielbaren Gewinnen ergeben. Eine Irreführung der Werbung
kann wiederum daraus ableitbar sein, dass der Eindruck erweckt wird, in der
Spielhalle würden die Spiele angeboten, die Spielbanken vorbehalten sind, wie
zum Beispiel Roulette, Poker gegen Geldeinsatz oder Black Jack. Ebenso un-
zulässig ist es, die Gefährlichkeit der angebotenen Spiele zu verharmlosen. Bei
der Gestaltung der Spielhalle und der Werbung für diese muss sich deren Betrei-
ber auch die Verhaltensweisen Dritter, wie zum Beispiel von Geräteaufstellern
beziehungsweise deren Beauftragten, zurechnen lassen.

Das Verbot des Ansprechens von Minderjährigen durch die Werbung in Ab-
satz 2 übernimmt die einschlägige Vorgabe von Artikel 1 § 5 Absatz 2 Erster
GlüÄndStV.

Die Anforderungen des Absatzes 3, wonach von allen Spielplätzen aus einsehbare
Uhren anzubringen sind und für ausreichenden Einfall von Tageslicht zu sorgen
ist, entsprechen einer Empfehlungen des Fachbeirats Glücksspielsucht 4. Es soll
verhindert werden, dass Spieler trotz der von den Geräten einzuhaltenden Spiel-
pause das Zeitgefühl verlieren und nicht mehr überschauen, wie lange sie bereits
spielen. Diesem „Las-Vegas-Effekt“ und der dadurch bedingten Beeinträchtigung
der Selbstwahrnehmung soll entgegengewirkt werden. Eine dem § 29 Abs. 4 ent-
sprechende Regelung konnte nicht aufgenommen werden, weil dem Land für die
gerätebezogenen technischen Vorgaben die Gesetzgebungskompetenz fehlt. 

Es wurde auch bewusst auf eine Vorschrift verzichtet, die zum Abkleben von
Fensterscheiben verpflichtet, weil dies unweigerlich zur Verdunkelung der Spiel-

_____________________________________

4 Vgl. die Studie des Fachbeirats Glücksspielsucht vom 9. Juni 2010 „Rechtspolitische Vorschlä-
ge zur suchtpräventiven Regulierung von Casinos“.
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halle führt. Abgeklebte Scheiben verhindern außerdem nicht nur eine soziale
Kontrolle durch Einblick von außerhalb, sondern fördern auch das dissoziative
Erleben und „Eintauchen“ in die Spielhalle. Auch Aspekte der Kriminalpräven -
tion können eine jederzeitige Einsichtsmöglichkeit von Außen in die Spielhalle,
ohne diese betreten zu müssen, rechtfertigen. Vielmehr soll zur besseren Kontrol-
le zumindest ein Teil der Fenster und Türen von Folien und ähnlichen Gestal-
tungsmitteln, die einen Einblick von außen verhindern, freigehalten werden.

Zu § 45 – Sperrdatei in Spielhallen

Wegen der Notwendigkeit, auch in Spielhallen einen Abgleich mit der Sperrdatei
vorzunehmen, wird auf die Ausführungen zu § 43 verwiesen.

Nach § 4 Absatz 3 sind Betreiber von Spielhallen verpflichtet, unverzüglich bei ih-
nen eingereichte Anträge auf Selbstsperren an die mit der Durchführung des staat -
lichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person weiterzuleiten.

Zu § 46 – Sperrzeit und Feiertagsruhe

Die Sperrzeit für Spielhallen in Absatz 1 Satz 1 wird aus § 9 Absatz 1 Satz 3 der
Gaststättenverordnung unverändert übernommen; diese Bestimmung wird im Ge-
genzug aufgehoben. Satz 2 eröffnet allerdings, insofern abweichend von der bis-
herigen Regelung des § 12 der Gaststättenverordnung, eine Veränderung der
Sperrzeit bei Vorliegen besonderer örtlicher Verhältnisse oder eines öffentlichen
Bedürfnisses nur insofern, als der Beginn der Sperrzeit vorverlegt oder dessen 
Ende hinausgeschoben werden kann. Eine Verkürzung der Sperrzeit – mit der
Folge einer Verlängerung der Öffnungszeiten – ist damit künftig nicht mehr mög-
lich. Während insbesondere nach dem Inkrafttreten der Fünften Verordnung zur
Änderung der Spielverordnung und des dadurch begünstigten Booms zu Mehr-
fachspielhallen häufig mehr Sperrzeitverkürzungen bis hin zu einem Betrieb rund
um die Uhr gewährt wurden, soll künftig die Grundentscheidung des Normgebers
umfassend verbindlich sein. Dies entspricht auch einem grundlegenden Gedanken
des Spielerschutzes.

Die für Spielbanken vorgesehene Regelung der Tage, an denen ein Spielbetrieb
nicht eröffnet werden darf, wird auf den Betrieb von Spielhallen und den von
Geldspielgeräten in Gaststätten ausgedehnt.

Abschnitt 8:

Sonstige Vorschriften

Zu § 47 – Zuständigkeiten

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeiten für die Durchführung dieses Gesetzes,
des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages sowie des Rennwett- und Lotte-
riegesetzes. Dabei wird die Zuständigkeit für das Glücksspielwesen dem Regie-
rungspräsidium Karlsruhe als landesweit zuständiges „Vor-Ort-Regierungspräsi-
dium“ zugewiesen, sofern nicht in den nachfolgenden Absätzen eine andere Zu-
ständigkeitsregelung getroffen worden ist. Änderungen der Regelung gegenüber
dem Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag oder dem Spielbankenge-
setz sind nicht gegeben. Ergänzend mussten aber Zuständigkeitsregelungen ge-
troffen werden für Spielhallen, Gaststätten und Pferdewetten, die bislang nicht
durch die Regelung des Ausführungsgesetzes zum Glücksspielstaatsvertrag oder
dem Spielbankengesetz erfasst worden sind.

Die „Vor-Ort-Zuständigkeit“ des Regierungspräsidiums Karlsruhe hat sich in der
Vergangenheit bewährt. Die dort aufgebaute Fachkompetenz ist erforderlich, um



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2431

110

im Land ein insgesamt kohärentes und den Voraussetzungen des Ersten Glücks-
spieländerungsstaatsvertrag entsprechendes Glücksspielangebot sicherzustellen
und insbesondere den Spielerschutz zu gewährleisten und zur Suchtprävention
beizutragen.

In Absatz 1 wird die grundsätzliche Zuständigkeit für das Glücksspielwesen dem
Regierungspräsidium Karlsruhe als landesweit zuständiges „Vor-Ort-Regierungs-
präsidium“ zugewiesen, sofern nicht ein ländereinheitliches Verfahren vorliegt,
dessen Zuständigkeiten im Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag geregelt
worden sind (Artikel 1 § 9 a Erster GlüÄndStV), oder im Landesglücksspielgesetz
etwas anderes ausdrücklich bestimmt worden ist. 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe ist Glücksspielaufsichtsbehörde im Sinne
des § 3 Absatz 1 Satz 2. Oberste Glücksspielaufsichtsbehörde ist das Innenminis -
terium.

In Absatz 2 Satz 1 werden die Zuständigkeiten der Ortspolizeibehörden näher er-
läutert. Diese sind zuständig für die Überwachung allgemein erlaubter Veranstal-
tungen nach § 15 Absatz 1, also für die Lotterien mit geringerem Gefährdungs -
potential. Wenn sich eine Lotterie mit geringerem Gefährdungspotential auf das
Gebiet mehrerer Gemeinden erstreckt, ist die Kreispolizeibehörde zuständig. Mit
Satz 3 wird ausdrücklich bestimmt, dass die Ortspolizeibehörden im Rahmen der
Glücksspielaufsicht gemäß Artikel 1 § 9 Absatz 1 Erster GlüÄndStV mitwirken.
Eine wichtige Aufgabe ist hierbei, dass sie dem Regierungspräsidium mitteilen,
wenn sie feststellen, dass ohne Erlaubnis Glücksspiel betrieben wird. Ferner ob-
liegen den Ortspolizeibehörden gewisse Überwachungsaufgaben. Mit Satz 4 wird
die zuständige Behörde – in der Regel das Regierungspräsidium Karlsruhe – er-
mächtigt, die Art und den Umfang der Mitwirkung allgemein oder im Einzelfall
näher vorzugeben.

Absatz 3 bestimmt, dass das Regierungspräsidium Karlsruhe zuständig ist, wenn
es um Pferdewetten geht. Die Erlaubnis zum Veranstalten und Vermitteln von
Pferdewetten im Sinne des Artikel 1 § 27 Absatz 1 Erster GlüÄndStV im Internet
liegt jedoch beim Land Hessen, das zuständige Behörde dieses ländereinheit -
lichen Verfahrens ist. Oberste Aufsichtsbehörde für diesen Bereich ist das Minis -
terium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz.

Absatz 4 regelt die Zuständigkeit für die Erteilung von Spielbankerlaubnissen.
Zuständig ist – wie bisher – das Innenministerium. Dem Regierungspräsidium
Karlsruhe obliegt jedoch die Aufgabe der staatlichen Aufsicht.

In Absatz 5 werden die Zuständigkeiten für die Bereiche, die im Siebten Ab-
schnitt geregelt werden, festgelegt. Die Kommunikation zwischen Erlaubnis-
behörde und dem Regierungspräsidium Karlsruhe bei der Prüfung der Sozialkon-
zepte sollte möglichst elektronisch abgewickelt werden. Oberste Aufsichtsbehör-
de ist hier das Finanz- und Wirtschaftsministerium.

In Absatz 6 wird bestimmt, dass für Verwaltungsverfahren, die bereits bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes anhängig waren, die bisher zuständigen Behörden weiter-
hin zuständig bleiben.

Für den Fall, dass der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag gemäß Artikel 1 
§ 35 Absatz 2 Erster GlüÄndStV mit Ablauf des 30. Juni 2021 außer Kraft tritt
und aufgrund der Fortgeltungsklausel des Gesetzes zu dem Ersten Glücksspielän-
derungsstaatsvertrag und zu dem Staatsvertrag über die Gründung der GKL Ge-
meinsame Klassenlotterie der Länder als Landesrecht fortgilt, wird die Zuständig-
keit für die landeseinheitlichen Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a Absatz 1 und 2
Erster GlüÄndStV sowie für Erlaubnisse für gewerbliche Spielvermittler, die von
Artikel 1 § 19 Absatz 2 Erster GlüÄndStV erfasst werden, dem Regierungspräsi-
dium Karlsruhe übertragen.
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Zu § 48 – Ordnungswidrigkeiten

Absatz 1 enthält einen Katalog von Tatbeständen, bei deren schuldhafter Erfül-
lung eine Geldbuße in Höhe von bis zu 500 000 € verlangt werden kann. Die
Höhe des jeweils zu verhängenden Bußgelds hängt von den Umständen des Ein-
zelfalls ab. Damit ist der zuständigen Behörde – in der Regel dem Regierungsprä-
sidium Karlsruhe – das notwendige Instrumentarium in die Hand gegeben, Ver-
stöße gegen solche Vorschriften des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages
und dieses Gesetzes als Ordnungswidrigkeit zu ahnden, deren Einhaltung zur
Umsetzung der mit dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag und diesem
Gesetz verfolgten Ziele als unbedingt erforderlich anzusehen ist. Die einzelnen
Tatbestände orientieren sich weitgehend an der bisherigen Rechtslage. Neu hinzu-
gekommen sind Verstöße gegen

– Regelungen des Spielerschutzes (Nummer 2), um dessen Bedeutung zu unter-
streichen,

– das Kreditverbot des § 8 (Nummer 5),

– das Gebot, der zuständigen Behörde und den nach § 47 Absatz 2 beauftragten
Ortspolizeibehörden während der Öffnungszeiten Zugang zu den Geschäfts -
räumen und Grundstücken, in denen beziehungsweise auf denen öffentliches
Glücksspiel veranstaltet oder vermittelt wird, zu gewähren (Nummer 6),

– die Verpflichtung, Änderungen der für die Erlaubniserteilung maßgeblichen
Umstände unverzüglich mitzuteilen (Nummer 8),

– die Verpflichtung des gewerblichen Glücksspielvermittlers mindestens Zweidrit-
tel der vereinnahmten Beträge an den Veranstalter weiterzuleiten (Nummer 10),

– die Pflicht, unverzüglich Anträge auf Selbstsperren weiterzugeben (Nummer 12),

– das Verbot, eine Spielhalle oder eine Spielbank für den Spielbetrieb an Tagen
zu öffnen, an denen ein Spielverbot besteht (Nummer 14),

– die Verpflichtung in Spielbanken bestimmte Bereiche per Video zu über -
wachen, und

– die insbesondere von Spielhallenbetreibern beim Betrieb ihres Unternehmens
zu beachtenden Pflichten (Nummern 1, 4, 7, 8 und 14 bis 30).

Die Bußgeldbewehrung bestimmter Duldungshandlungen wie zum Beispiel beim
Aufstellen von Geräten zur Bargeldabhebung dient der Vorbeugung von Umge-
hungen.

In Absatz 3 wird klargestellt, dass Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrig-
keit bezieht oder die zur Begehung oder Vorbereitung gebraucht wurden, einge-
zogen werden können.

Absatz 4 bestimmt, dass die zuständige Behörde für die Verfolgung der Ord-
nungswidrigkeit die Behörde ist, die für die Durchführung der verletzten Vor-
schrift zuständig ist.

Zu § 49 – Verordnungsermächtigung

Das Innenministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zahl der
Annahmestellen und der Wettvermittlungsstellen zu erhöhen oder zu senken. Die
Verordnungsermächtigung ermöglicht auch ohne Gesetzesänderung eine Ände-
rung der Zahl dieser Stellen entsprechend einem veränderten Bedarf ausgerichtet
am Ziel der Spielsuchtbekämpfung und der Vorbeugung gegen problematisches
Spielverhaltens (Artikel 1 § 1 Nummer 1, Erster GlüÄndStV) sowie unter Be -
rücksichtung von zukünftigen tatsächlichen Entwicklungen im Hinblick auf die
Ka nalisierung und Schwarzmarktbekämpfung (Artikel 1 § 1 Nummer 2, Erster
GlüÄndStV).
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Zu § 50 – Änderung von Rechtsvorschriften 

Die Änderungen in den Absätzen 1 und 2 sind redaktioneller Art. § 9 Absatz 1 
S. 3 der Gaststättenverordnung ist nicht länger erforderlich, da die Regelung in 
§ 46 vollständig Eingang gefunden hat. Mit der Ergänzung von § 10 Nummer 1
der Verordnung der Landesregierung über Zuständigkeiten nach der Gewerbeord-
nung bleibt die Zuständigkeit des Polizeivollzugsdienstes neben der zuständigen
Behörde für die Überwachung der einschlägigen Verpflichtungen aus dem Sieb-
ten Abschnitt erhalten. 

Abschnitt 9:

Schlussvorschriften

Zu § 51 – Übergangsregelung 

Um den Inhabern entsprechender Annahmestellen ausreichend Zeit für die Umge-
staltung ihrer Betriebe zu geben, wird in Absatz 1 eine Übergangsregelung für an
sich unzulässige Verquickungen von Annahmestellen und einem Gaststätten -
betrieb geschaffen. Angesichts des geringen Gefährdungspotentials der über An-
nahmestellen hauptsächlich vertriebenen Produkte ist dies vertretbar. 

Um zu ermöglichen, dass zukünftig eine Globalerlaubnis für alle Spielban-
kenstandorte vergeben werden kann, müssen die Erlaubnisse für die Spielbanken
Baden-Baden und Konstanz, die ansonsten zum 31. Juli 2013 auslaufen würden,
um zwei Jahre und fünf Monate verlängert werden, um die Laufzeit mit der Er-
laubnis für Stuttgart angleichen zu können (Absatz 2). Nur wenn alle Laufzeiten
zeitgleich enden, besteht die Möglichkeit, die Einzelkonzessionen in einer Glo -
balerlaubnis zu bündeln und künftig gemeinsam zu vergeben. Auf diese Weise
kann dem Gedanken in § 28 Absatz 5, möglichst einen Betreiber für alle Spielban-
ken des Landes zu bekommen, konsequent Rechnung getragen werden. Da die
Zielsetzungen, wie sie in den Ausführungen zu § 27 und § 28 erläutert werden,
von überragendem Interesse für das Ordnungsrecht sind, ist eine Verlängerung
der bisherigen Erlaubnisse um diesen Zeitraum gerechtfertigt.

Absatz 3 stellt klar, dass die bisherige bundesrechtliche Regelung des § 33 i der
Gewerbeordnung nach Inkrafttreten dieses Gesetzes im Land nicht mehr anwend-
bar ist. Ab diesem Zeitpunkt bestimmt sich die Erteilung von Erlaubnissen für
Spielhallen allein nach diesem Gesetz. Die Kompetenz des Landes, das bisherige
Bundesrecht zu ersetzen, ergibt sich aus Artikel 125 a Absatz 1 Satz 2 GG.

Absatz 4 Sätze 1 und 2 treffen eine Übergangsregelung für bestehende Spiel -
hallen und die hierfür erteilten Erlaubnisse, insbesondere hinsichtlich des Verbots
der Mehrfachkonzessionen und des Abstandsgebots von anderen Spielhallen. Die-
se übernimmt die bereits von Artikel 1 § 29 Absatz 4 Erster GlüÄndStV getrof -
fene Differenzierung, die an das Datum der Erteilung der Erlaubnis nach § 33 i
GewO anknüpft. Danach gilt für Erlaubnisse, die vor dem Beschluss der Minister-
präsidentinnen und Ministerpräsidenten der Länder vom 28. Oktober 2011 erteilt
wurden, eine fünfjährige Frist ab dem 30. Juni 2012, für danach erteilte Erlaub -
nisse eine solche von nur einem Jahr. Diese unterschiedliche Behandlung ist des-
halb gerechtfertigt, weil sich mit besagtem Beschluss die verbindliche Festlegung
sowohl des Verbots der Mehrfachkonzession als auch eines künftig einzuhalten-
den Mindestabstandes zwischen einzelnen Spielhallen abzeichnete. Eine Beru-
fung auf Vertrauensschutz für neuere Erlaubnisse, die erst nach diesem Zeitpunkt
erteilt und zur Basis von Investitionen gemacht wurden, ist daher nicht möglich.
Bis zum Ablauf der Übergangsfristen können diese Betriebe ohne eine Erlaubnis
nach § 41 weiterbetrieben werden, erst nach den jeweils genannten Zeitpunkten ist
eine solche erforderlich. Angesichts der zu erwartenden Anträge sind in Satz 3
Termine genannt, bis zu denen diese einzureichen sind. Satz 4 stellt den gewerbe-
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rechtlichen Grundsatz klar, wonach Erlaubnisse nicht übertragbar sind und ein
Betreiberwechsel während der Übergangsfrist unmittelbar die Erlaubnispflicht
nach § 41 auslöst.

Für ältere Erlaubnisse ist in Absatz 5 eine Härtefallklausel vorgesehen, die je nach
den Verhältnissen im Einzelfall eine befristete Suspendierung von den Vorgaben
des Verbots der Mehrfachkonzessionen und des Abstandsgebots zu anderen
Spielhallen ermöglicht. Damit sollen die betroffenen Gewerbetreibenden in die
Lage versetzt werden, eine Anschlussnutzung der Betriebsräume zum Beispiel als
Gaststätte oder mit anderer Zielrichtung zu realisieren. Die Härtefallklausel er-
möglicht bei Mehrfachspielhallen zum Beispiel auch einen stufenweisen Rück-
bau. Soweit die Betriebsräume angemietet wurden, besteht zudem die Möglich-
keit der Anpassung der Mietverträge. Was die Nutzung der Geldspielgeräte anbe-
trifft, sind diese ohnehin nach den einschlägigen Bestimmungen nach vier Jahren
und damit vor Ablauf der Übergangsfrist abgeschrieben. Eine Härtefallentschei-
dung setzt einen entsprechenden Antrag des Betreibers voraus, dem sämtliche
entscheidungserheblichen Unterlagen beizufügen sind.

Absatz 5 Satz 5 berücksichtigt, dass zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset-
zes bereits erteilte Erlaubnisse für Spielhallen die Abstandsregelung gegenüber
Einrichtungen zum Aufenthalt von Kindern oder Jugendlichen im Sinne von § 42
Absatz 3 nicht berücksichtigen konnten. Aus diesem Grund wird die Regelung für
solche Erlaubnisse nicht nachträglich angewandt. Wenn ein solcher Betrieb aller-
dings den Inhaber wechselt und damit eine neue Erlaubnis erforderlich wird,
kommt § 42 Absatz 3 ungeschmälert zur Anwendung.

Die Erstellung von Sozialkonzepten und insbesondere die Schulung des Auf-
sichtspersonals werden mit einem nicht unerheblichen organisatorischen und vor
allem zeitlichen Aufwand verbunden sein. Es kann nicht erwartet werden, dass
entsprechende Kurse in kurzer Zeit konzipiert und in ausreichender Zahl – und
möglichst dezentral – angeboten werden können. Absatz 6 gewährt daher für die
Betreiber bestehender Spielhallen eine Übergangsfrist. 

Zu § 52 – Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften

In § 52 werden die Rechtsvorschriften aufgeführt, die außer Kraft treten. 

Zu § 53 – Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes.

Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Gesetzes ist grundsätzlich der Tag nach
seiner Verkündung vorgesehen.

Es ist außerdem bestimmt, dass die Normen zur Besteuerung der Spielbanken
grundsätzlich auf alle noch nicht bestandskräftigen Steuerfestsetzungen anzuwen-
den sind. Mit dieser Regelung soll eine sachgerechte Besteuerung in sämtlichen
noch offenen Fällen erreicht werden. Abweichend hiervon sind die in § 53 Absatz 3
genannten Bestimmungen wegen ihrer gegenüber dem bisherigen Rechtszustand
belastenden Wirkungen unter Beachtung des rechtsstaatlichen Rückwirkungsver-
bots erst für Besteuerungszeiträume, die nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
des Gesetzes beginnen, anzuwenden.
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